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David Altmann ist Doktorand und Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Öffentliches 

Recht, insbesondere Umweltrecht und Europarecht, von Prof. Dr. Christian Calliess an der 

Freien Universität Berlin. Der Beitrag beruht auf einer Studienarbeit, die im Sommersemester 

2021 an der Leibniz Universität Hannover unter der Betreuung von Prof. Dr. Claas Friedrich 

Germelmann entstanden ist.  

 

I. Einleitung  

Die Währungs-, Wirtschafts- und Finanzpolitik gehört zu den wichtigsten politischen Themen 

der Europäischen Union (EU). Mit der gemeinsamen Währung, dem Binnenmarkt und der Zoll-

union ist die Integration in wirtschaftlicher Hinsicht sehr weit vorangetrieben worden. Gleich-

zeitig haben die Wirtschafts- und Finanzkrisen seit 2009 die Anfälligkeit der Wirtschafts- und 

Währungsunion (WWU) in ihrem derzeitigen Zustand gezeigt. Ohne dass es zu einer großen 

Vertragsrevision gekommen wäre, wurde das Recht der Europäischen Union im Lichte und 

unter dem Druck dieser Krisen sukzessive angepasst.  

Dieser Beitrag fokussiert sich auf drei zentrale Aspekte der Finanz- und Wirtschaftspolitik der 

EU: eine Besteuerung durch die Union, die Aufnahme von europäischen Schulden sowie die 

Rolle der Europäischen Zentralbank (EZB).1 Als Anknüpfungspunkt werden die Maßnahmen 

aufgegriffen, die die EU zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie 

ergriffen hat. Diese wurden maßgeblich durch Kredite finanziert, was wiederum die Frage nach 

einer unionalen Besteuerung zur Refinanzierung virulent werden lässt. Die Rolle der EZB 

schließlich ist insbesondere durch das PSPP-Urteil des BVerfG ins Zentrum der Aufmerksam-

keit gerückt.  

Um Reformoptionen für die WWU auszuleuchten, werden in diesen Bereichen konkrete Ver-

tragsänderungen vorgeschlagen und auf ihre Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht sowie dem 

Grundgesetz (GG) in der Auslegung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) untersucht. Die 

Vorschläge dienen in erster Linie als Gedankenexperimente, um das Verhältnis zwischen GG 

und europäischer Wirtschaftsintegration klarer zu beleuchten.  

Als Kontrapunkt zum deutschen Verfassungsrecht wird auf die ausgesuchten Fragestellungen 

auch jeweils eine französische Perspektive eingenommen. Dies dient dazu, etwaige Besonder-

heiten des deutschen Verfassungsrechts klarer ins Auge zu fassen und daneben den Blick auf 

die weitere europäische Entwicklung zu weiten.  

 
1 Zu weiteren Aspekten, insb. auch institutionellen Reformen, siehe Calliess, EuZW 2023, 781 (783) mwN.  
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Zunächst wird das deutsche mit dem französischen Unionsverfassungsrecht verglichen (II). An-

schließend wird das einschlägige Wirtschaftsrecht der Union kurz vorgestellt (III). Es folgen 

eine vertiefte Behandlung einer etwaigen Besteuerung durch die Union (IV), einer Schulden-

aufnahme zur Finanzierung des Unionshaushalts (V) sowie der Rolle der Europäischen Zent-

ralbank (VI).  

II. Das Unionsverfassungsrecht in Deutschland und in Frankreich  

Um einen Vergleich des Unionsverfassungsrechts in Deutschland und Frankreich durchzufüh-

ren, werden zunächst die beiden Verfassungsgerichte miteinander verglichen. Dabei soll aus-

geleuchtet werden, in wie weit diese beiden Institutionen den weiteren Fortgang der europäi-

schen Integration in den jeweiligen Verfassungsordnungen prägen und geprägt haben (1). So-

dann sollen die Grundlagen und Grenzen dieser Integration unter dem GG in der Auslegung 

des BVerfG (2) und unter der Französischen Verfassung (Constitution française – CF) in der 

Auslegung des CC (3) betrachtet werden. Daran schließt sich ein kurzer Vergleich an (4). 

1. Bundesverfassungsgericht und Conseil Constitutionnel  

Es werden das Bundesverfassungsgericht (a) und der französische Conseil Constitutionnel (CC) 

(b) im Hinblick auf ihre Stellung im jeweiligen Verfassungsgefüge und ihre Fähigkeit zum 

Eingreifen in politische Prozesse dargestellt und verglichen (c).  

a) Das Bundesverfassungsgericht 

Während der Kompetenzumfang des Staatsgerichtshofes der Weimarer Republik noch Gegen-

stand kontroverser Auseinandersetzungen war,2 bestand auf dem Verfassungskonvent von Her-

renchiemsee Einigkeit über die Notwendigkeit einer starken Verfassungsgerichtsbarkeit, die zu 

einem effektiven Schutz der Verfassungsordnung und insbesondere der Grundrechte imstande 

sein sollte. Dies ist auf die Erfahrungen des Jahres 1933 zurückzuführen, als sich andere Ver-

fassungsorgane als unfähig erwiesen, die Weimarer Verfassungsordnung zu schützen.3  

Das BVerfG wurde daher mit einem (auch im internationalen Vergleich) großen Umfang an 

Kompetenzen ausgestattet,4 und es hat sich zu einem selbstbewussten, eigenständigen Verfas-

sungsorgan entwickelt, dem sowohl in Fachkreisen als auch in der breiten Öffentlichkeit ein 

belastbares Vertrauen entgegengebracht wird.5 Diese Anerkennung und der Respekt der 

 
2 Voßkuhle, in: v. Mangoldt/Klein/Starck GG, Art. 93 Rn. 8.  
3 Marsch, in: Französisches und Deutsches Verfassungsrecht, §6 Rn. 9; Wieland, in: Dreier GG, Art. 93 Rn. 15.  
4 Vgl. die Liste in Art. 93 I GG; Mels, BVerfG und CC, 88. 
5 Schlaich/Korioth, BVerfG, Rn. 550. 
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politischen Entscheidungsträger haben es dem BVerfG ermöglicht, immer wieder in politische 

Entscheidungsprozesse einzugreifen; bisweilen „überlassen“ Regierung und Parlament gar dem 

Gericht unangenehme und unpopuläre Entscheidungen in der Erwartung, dass sich Karlsruhe 

nicht vor detaillierten Anweisungen scheuen wird, denen zu folgen keiner aufwändigen Recht-

fertigung bedarf.6 Man denke hierbei etwa an die Urteile zum Klimaschutz, zur Ausgestaltung 

der Grundsteuer oder zum Fortgang der europäischen Integration.7  

b) Der Conseil Constitutionnel – Emanzipation eines Verfassungsorgans  

Aufgaben und Stellung des CC sind in den Artikeln 56 bis 63 CF geregelt. Seine ursprüngliche 

Aufgabe bestand in der Überwachung der Einhaltung der Kompetenzverteilung zwischen Re-

gierung und Parlament (Art. 34 und 37 CF). Er sollte insbesondere ein Übergreifen des Parla-

ments in den Aufgabenbereich der Regierung unterbinden und eine dominante Stellung des 

Parlaments, wie sie die III. und IV. Republik zeitweise gelähmt hatte, verhindern.8 Die Rechts-

wissenschaft zeigte anfangs wenig Interesse an der Tätigkeit des CC.9 Nach dem Willen der 

Verfassungsurheber sollte es sich beim CC nicht um ein Verfassungsgericht, sondern um eine 

politische Institution handeln.10 In Art. 56 CF ist daher folgerichtig auch von den „Mitgliedern“, 

nicht den „Richtern“ des CC die Rede. Je drei der neun Mitglieder werden vom Präsidenten der 

Republik, dem der Nationalversammlung und dem des Senats ernannt; sie müssen keinerlei 

juristische Qualifikation vorweisen.11 Ob es sich beim CC überhaupt um ein Gericht handelt, 

war zu Beginn der V. Republik in der Rechtswissenschaft umstritten.12  

Aus dieser untergeordneten Position befreite sich der CC in den 1970er Jahren (nach dem Tode 

C. de Gaulles). 1971 erklärte er sich für die materielle Überprüfung der Gesetze am Maßstab 

der Grundrechte zuständig,13 ließ damit die Rolle des bloßen Streitschlichters zwischen Regie-

rung und Parlament hinter sich und proklamierte einen Anspruch auf eine eigenständige Posi-

tion im französischen Verfassungsgefüge.14 Durch eine Verfassungsänderung aus dem Jahr 

1974 können auch die Abgeordneten selbst (60 Senatoren oder 60 Abgeordnete, Art. 61 CF) 

den CC für eine präventive Normenkontrolle anrufen. Bezüglich der Kontrolle von internatio-

nalen Verpflichtungen gem. Art. 54 CF gilt dies seit 1992. Diese Entscheidungen legten den 

 
6 Schlaich/Korioth, BVerfG, Rn. 549.   
7 BVerfGE 157, 30; BVerfGE 148, 147; BVerfGE 123, 267 – Lissabon.  
8 Marsch, in: Französisches und Deutsches Verfassungsrecht, §6 Rn. 10. 
9 Jouanjan, in: Verfassungsgerichtsbarkeit, 3.  
10 Marsch, in: Französisches und Deutsches Verfassungsrecht, §6 Rn. 14. 
11 Mels, BVerfG und CC, 114. 
12 Jouanjan, in: Ius Publicum Europaeum I, §2 Frankreich, Rn. 69 ff., 73; Mels, BVerfG und CC, 198 – 202. 
13 CC 71-44 DC – Liberté d’association. 
14 Mels, BVerfG und CC, 441 ff.  
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Grundstein für eine Anerkennung des CC als Verfassungsgericht – gegen den ausdrücklichen 

Willen der Verfassungsväter.15  

Bis 2008 konnte sich der CC über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen ausschließlich im 

Wege einer präventiven abstrakten Normenkontrolle vor deren Inkrafttreten äußern, wofür ihm 

eine Frist von einem Monat eingeräumt ist (Art. 61 III CF). Durch die Verfassungsreform von 

2008 wurde jedoch auch eine konkrete Normenkontrolle eingeführt (Art. 61-1 CF). Seine Stel-

lung als Verfassungsgericht kann daher inzwischen als gefestigt angesehen werden.16 Gleich-

wohl verfügt er über eine schwache Stellung gegenüber den übrigen Verfassungsorganen. Sein 

Spielraum wird insbesondere durch die Tradition der souveraineté de la loi eingeschränkt, wo-

nach das vom Parlament beschlossene Gesetz unmittelbarer Ausdruck des allgemeinen Willens 

(der volonté générale) ist.17 Eine Korrektur oder gar eine Blockade dieses allgemeinen Willens 

durch nur schwach legitimierte Richter wird als demokratische Zumutung betrachtet. 

Besonders deutlich wird dies am Beispiel der richterlichen Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit 

von Gesetzen. In Frankreich gibt es nach wie vor Stimmen, die darauf verweisen, dass dabei 

der Richter das Gesetz und die Verfassung auslegt und letztlich nach seinem eigenen Dafürhal-

ten entscheidet. Dadurch werde der Richter zu einem Co-Gesetzgeber, was eine Beeinträchti-

gung der volonté générale sei.18 Zwar ist die Kontrolle von Gesetzen auf ihre Verfassungsmä-

ßigkeit durch den CC heutzutage anerkannt, doch das Gericht übt (gerade im Vergleich zum 

BVerfG) Zurückhaltung bei der Kontrolle des Gesetzgebers und beschränkt sich auf die Prü-

fung einer offensichtlichen Unverhältnismäßigkeit.19 Für eine Kontrolle von verfassungsän-

dernden Gesetzen hat sich der CC nicht zuständig erklärt, da es ihm nicht zukomme, dem ver-

fassungsändernden Gesetzgeber bei der Umsetzung der volonté générale in den Arm zu fallen.20  

c) Vergleich  

Der wesentliche Unterschied zwischen BVerfG und CC scheint daher wohl im Selbstverständ-

nis der beiden Gerichte zu liegen. Während das BVerfG (wie es scheint: selbstverständlich) in 

politischen Debatten das Wort ergreift und Entscheidungen des Gesetzgebers und der Regie-

rung immer wieder vorzuzeichnen versteht,21 ist der CC (trotz der Stärkung seiner Position seit 

 
15 Jouanjan, in: Verfassungsgerichtsbarkeit, 3 
16 Marsch, in: Französisches und Deutsches Verfassungsrecht, §6 Rn. 16.  
17 Marsch, in: Französisches und Deutsches Verfassungsrecht, §5 Rn.10; Mels, BVerfG und CC, 37 – 42. 
18 Zum Dilemma zwischen demokratischer Selbstbestimmung und Geltung der Verfassung: Hamon/Troper, Droit 

constitutionnel, Rn.58 – 61.  
19 CC 80-127 DC, Erwägung 13; Marsch, in: Französisches und Deutsches Verfassungsrecht, §6 Rn. 43. 
20 CC 92-312 DC – Maastricht II, Erwägung 19; 2003-469 DC, Erwägungen 2 und 3.  
21 Mels, BVerfG und CC, 483 – 486; Schlaich/Korioth, BVerfG, Rn. 549.  
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Beginn der V. Republik) stets darauf bedacht, sich nicht den Vorwurf eines gouvernement des 

juges,22 also eines übermäßigen Eingriffs in das politische Handeln durch schwach legitimierte 

Richter, einzuhandeln.23 Diese Unterschiede beim Selbstverständnis der Gerichte kann man 

auch anhand der Länge der Urteile und deren Begründungen erahnen: Während sich das 

BVerfG nicht scheut, in seitenlangen Ausführungen ins Detail zu gehen und dabei auch sehr 

nuancierte Vorgaben für den Gesetzgeber zu entwickeln, fasst sich der CC in aller Regel sehr 

knapp und lässt dem Gesetzgeber abseits des Tenors im Wesentlichen freie Hand. Dies hängt 

auch mit den teils sehr kurzen Entscheidungsfristen für den CC (vgl. Art. 61 III CF) zusammen, 

bringt aber daneben auch den Willen zum Ausdruck, den Spielraum des Gesetzgebers nicht 

mehr als nötig einzuschränken.24 Es ist daher nicht zu erwarten, dass sich der CC in Zukunft 

eine derart prägende Rolle zutraut, wie sie das BVerfG einnimmt. 

2. Wirtschafts- und finanzpolitische Integrationsgrenzen in Deutschland  

Für das Verständnis der Grenzen der wirtschafts- und finanzpolitischen Integration in Deutsch-

land werden zunächst die Grundsätze dargelegt, die das BVerfG in seinen Urteilen zu den Ver-

trägen von Maastricht und Lissabon entwickelt hat (a). Die Konkretisierung dieser Grundsätze 

für den Bereich der Wirtschafts- und Finanzpolitik erfolgte in mehreren Urteilen zu Maßnah-

men der wirtschaftspolitischen Stabilisierung der Eurozone (b).   

a) Die Grundsätze des BVerfG: absoluter Schutz der souveränen Staatlichkeit unter der 

Geltung des Grundgesetzes  

Zentrale Normen des Grundgesetzes für die Integration Deutschlands in die EU sind Art. 23 

und Art. 79 GG. Demnach wirkt Deutschland an der EU mit, wenn diese „demokratischen, 

rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität 

verpflichtet ist und einen diesem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechts-

schutz gewährleistet.“ (Art. 23 I S. 1 GG). Gem. Art. 23 I S. 3 GG gilt für diesen Integrations-

vorgang Art. 79 II, III GG, sodass Änderungen am Grundgesetz durch die Integration mit der 

qualifizierten Mehrheit des Art. 79 II GG in Bundestag und Bundesrat verabschiedet werden 

müssen und die von Art. 79 III GG absolut geschützten Bereiche nicht antasten dürfen.  

In seinem Urteil zum Vertrag von Lissabon25 hat das BVerfG ausgeführt, dass es die souveräne 

Staatlichkeit der Bundesrepublik als von Art. 79 III GG geschützt und daher als integrationsfest 

 
22 Mels, BVerfG und CC, 58, 483 – 486. 
23 Marsch, in: Französisches und Deutsches Verfassungsrecht, §6 Rn. 43. 
24 Mels, BVerfG und CC, 246 – 248. 
25 BVerfGE 123, 267.  
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ansieht und damit seine Position aus dem Maastricht-Urteil26 näher konkretisiert. Der „unan-

tastbare Kerngehalt der Verfassungsidentität“ dürfe auch vom verfassungsändernden Gesetz-

geber in keinem Fall übertragen werden. Aus dem absolut geschützten Demokratieprinzip 

folge, dass die demokratisch gewählten Organe der Bundesrepublik über genügend Spielräume 

verfügen müssten, um weitreichende Entscheidungen zu treffen und das Leben der Bundesbür-

ger zu gestalten.27 Unter dem Grundgesetz sei daher der Eintritt in einen europäischen Bundes-

staat, in dem die Mitgliedsstaaten nicht mehr die Herren der Verträge und die Ausübung öffent-

licher Gewalt durch die Union nicht mehr von diesen abgeleitet wäre, unzulässig. Ein solcher 

Schritt bedürfe einer unmittelbaren Willenserklärung des Deutschen Volkes.28 Das Gericht hat 

davon ausgehend politische Sachbereiche aufgezählt, die es zur Verfassungsidentität der Bun-

desrepublik Deutschland rechnet und die nicht auf eine supranationale Organisation übertragen 

werden dürfen.29 Vergleicht man das Urteil mit den Äußerungen anderer europäischer Verfas-

sungsgerichte, dann fällt auf, mit welcher Detailfreude das BVerfG die Grenzen einer europäi-

schen Integration hier ausführt.30  

Der vom EuGH entwickelte und vom BVerfG grundsätzlich anerkannte Vorrang des Unions-

rechts31 auch gegenüber nationalem Verfassungsrecht unterliegt daher drei Vorbehalten. Zu-

nächst setzt der Vorrang voraus, dass das Unionsrecht den Bürgern einen Grundrechtsschutz 

gewährt, der nicht wesentlich hinter dem des Grundgesetzes zurückbleibt.32 Daneben prüft das 

BVerfG, ob sich Organe der Union evident außerhalb der ihnen von den Verträgen gemäß dem 

Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 I EUV) zugewiesenen Kompetenzen bewe-

gen (ob also ein sogenannter ultra-vires-Akt vorliegt) und ob der von Art. 79 III GG absolut 

geschützte Kern der Verfassungsidentität durch die europäische Integration verletzt wird.33 Die 

Ausübung dieser Vorbehalte folgt dem Grundsatz der Europarechtsfreundlichkeit.34  

 

 

 

 
26 BVerfGE 89, 155 – Maastricht.  
27 BVerfGE 123, 267 (343 f., 356).  
28 BVerfGE 123, 267 (331 f., 347 ff.). 
29 BVerfGE 123, 267 (358 f.).  
30 Wendel, EuConst 2011, 96 (126).  
31 EuGH Rs. 6/64 – Costa/ENEL; BVerfGE 73, 339 (375) – Solange II. 
32 BVerfGE 123, 267 (335).  
33 BVerfGE 123, 267 (353).   
34 BVerfGE 123, 267 (Ls. 4, 354); BVerfGE 126, 286 (303 ff.) – Honeywell.  
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b) Der wirtschafts- und finanzpolitische Teil der Verfassungsidentität  

Zu den absolut geschützten und nicht übertragbaren Sachbereichen hat das BVerfG im Lissa-

bon-Urteil auch die Hoheit über die staatlichen Einnahmen und Ausgaben gezählt und dazu 

näher ausgeführt:  

„Eine das Demokratieprinzip und das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag in seinem sub-

stantiellen Bestimmungsgehalt verletzende Übertragung des Budgetrechts des Bundestages 

läge vor, wenn die Festlegung über Art und Höhe der den Bürger treffenden Abgaben in 

wesentlichem Umfang supranationalisiert würde. Der Deutsche Bundestag muss dem Volk 

gegenüber verantwortlich über die Summe der Belastungen der Bürger entscheiden. Ent-

sprechendes gilt für wesentliche Ausgaben des Staates.“35 

Eine Konkretisierung dieser Grundsätze wurde in mehreren nachfolgenden Urteilen vorgenom-

men. Die Kontrolle über den Bundeshaushalt darf demnach nicht von anderen Akteuren abhän-

gen, sondern der Bundestag muss selbst (als „Herr seiner Entschlüsse“) die wesentlichen Ent-

scheidungen über Belastungen für Staat und Bürger treffen. Das bedeutet im Hinblick auf die 

EU, dass er keine Zustimmung zu einem Mechanismus geben darf, der – einmal in Gang gesetzt 

– eine automatische und vom Bundestag nicht mehr aufzuhaltende Zahlungsverpflichtung der 

Bundesrepublik auslösen würde. Sollen mehrere bzw. dauerhafte Zahlungen an auswärtige Ak-

teure erfolgen, muss der Bundestag über jede Belastung von erheblichem Umfang bzw. mit 

erheblichem finanziellem Risiko gesondert entscheiden. Eine auf Dauer angelegte Haftung für 

die Willensentscheidungen anderer Staaten (z.B. durch Eintritt in einen gesamtschuldnerischen 

Haftungsverbund) wäre unzulässig.36 Es muss sichergestellt sein, dass der Bundestag auf die 

Verwendung der Mittel Einfluss nehmen kann.37  

Daneben nimmt das BVerfG eine absolute Grenze für die finanzielle Belastung der Bundesre-

publik an. Wenn diese – unabhängig von Mitentscheidungsmöglichkeiten des Bundestages – 

ein Ausmaß erreicht, durch das in Zukunft für einen nicht unerheblichen Zeitraum die Budget-

freiheit des Bundestages faktisch komplett aufgehoben würde, wäre diese Grenze überschrit-

ten.38 Das Gericht hat hier geprüft, ob die Einschätzung des Haushaltsgesetzgebers, dass die 

eingegangenen Risiken verkraftbar seien und im Haftungsfall refinanziert werden könnten, 

 
35 BVerfGE 123, 267 (361).  
36 BVerfGE 129, 124 (179 f.) – Griechenland-Hilfe und Euro-Rettungsschirm. 
37 BVerfGE 129, 124 (180 f.); BVerfGE 132, 195 (241) – ESM/Fiskalpakt I.  
38 BVerfGE 132, 195 (242). 
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fehlerfrei vorgenommen wurde.39 Neben der Höhe der Zusagen bzw. Zahlungen sind auch vor-

handene Rücklagen zu berücksichtigen.40  

Die Höhe der Belastungsgrenze wird bisweilen am Umfang des derzeitigen Bundeshaushaltes 

festgemacht.41 Bei einer Belastung in Höhe eines Bundeshaushaltes wäre die Grenze wohl über-

schritten,42 es wird aber teilweise auch eine Überschreitung bei einem Drittel dieser Summe 

angenommen.43 Letztlich kann wohl anhand des Volumens des Bundeshaushalts eine solche 

Grenze abstrakt kaum bestimmt werden. Hinsichtlich der Entäußerung der Budgetfreiheit durch 

eine zu hohe Belastung beschränkt sich das BVerfG auf eine Evidenzkontrolle und räumt dem 

Gesetzgeber einen Einschätzungsspielraum ein.44  

3. Grenzen der europäischen Integration in Frankreich 

Nach einem Überblick über die für die europäische Integration relevanten verfassungsrechtli-

chen Normen (a) folgt eine Darstellung der Rechtsprechung des Conseil Constitutionnel, wie 

sie das Gericht insbesondere rund um die Ratifikation des Vertrags von Maastricht entwickelt 

hat (b). Der Begriff der nationalen Souveränität, der im französischen Verfassungsrecht seit 

1789 eine tragende Rolle spielt, wird zunächst daraufhin befragt, ob ihm ein herausgehobener, 

suprakonstitutioneller Rang zukommt (c), um schließlich die materiellen Konturen des Begriffs 

zu untersuchen (d).   

a) Verfassungsrechtliche Normen 

Die zentrale Norm des französischen Unionsverfassungsrechts ist Artikel 88-1 CF. Ebenso wie 

Art. 23 GG ermächtigt er zum Mitwirken an der EU. Bei Art. 88-1 CF handelt es sich jedoch 

um eine statische Integrationsermächtigung. Die Norm erlaubt für sich genommen keine wei-

tere Vertiefung der Integration. Für eine solche ist jeweils eine gesonderte verfassungsrechtli-

che Erlaubnisnorm erforderlich, sodass die französische Verfassung bei den großen Vertiefun-

gen der europäischen Integration in der Regel geändert und ergänzt wurde.45 

Art. 55 CF verleiht den völkerrechtlichen Verträgen in Frankreich eine höhere Rechtskraft als 

den Gesetzen des nationalen Gesetzgebers – unter dem Vorbehalt, dass die Verträge auch von 

 
39 BVerfGE 129, 124 (183 f.). 
40 Herdegen, in: Maunz/Dürig GG, Art. 79 Rn. 185.  
41 Kube, AöR 2012, 205 (217).  
42 P. M. Huber, Interview mit der Süddeutsche Zeitung vom 19.09.2011, S. 6. 
43 Herdegen, in: Maunz/Dürig GG, Art. 79 Rn. 185. 
44 BVerfGE 129, 124 (182).  
45 Wendel, in: Französisches und Deutsches Verfassungsrecht, §8 Rn. 43 ff.  
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den anderen Vertragsparteien angewandt werden. Gem. Abs. 15 der Präambel der Verfassung 

von 1946 (die durch die Präambel der aktuellen Verfassung ebenfalls Teil des französischen 

bloc de constitutionnalité ist) tritt die Französische Republik ihre Souveränität ab, soweit dies 

für die Erhaltung des Friedens nötig ist; auch diese Bestimmung steht unter dem Vorbehalt der 

Gegenseitigkeit.  

b) Die Rechtsprechung des Conseil Constitutionnel46  

Gem. Art. 54 CF bedarf die Ratifikation eines internationalen Vertrages einer Verfassungsän-

derung, wenn der CC eine Vertragsklausel für verfassungswidrig erklärt hat. Der CC hat daher 

ähnlich wie das BVerfG über die Vereinbarkeit der europäischen Verträge mit der CF geurteilt, 

und im Falle eines Verstoßes dem verfassungsändernden Gesetzgeber Vorgaben gemacht. 

Seine maßgebliche Rechtsprechung zur europäischen Integration hat er in den Urteilen zum 

Vertrag von Maastricht und zum Europäischen Verfassungsvertrag47 entwickelt.  

Das Gericht hat dabei drei Vorbehalte entwickelt. Eine Verfassungsänderung ist erforderlich, 

wenn die Verträge einer Bestimmung der Verfassung widersprechen oder die wesentlichen Vo-

raussetzungen (conditions essentielles) der Ausübung der nationalen Souveränität Frankreichs 

beeinträchtigen.48 Eine Verfassungsänderung ist ferner nötig bei einer Verletzung der verfas-

sungsmäßig verbürgten Rechte und Freiheiten (d.h. der Grundrechte).49 Bzgl. einer Kontrolle 

der dann erfolgenden Verfassungsänderungen hat sich der CC für nicht zuständig erklärt.50 In-

tegrationsschritte, die die Vorbehalte nicht berühren, kann der einfache Gesetzgeber vorneh-

men.  

Zu einer absoluten Grenze der Integration, wie sie das BVerfG aus Art. 79 III GG annimmt, hat 

sich das Gericht bisher mangels Zuständigkeit nicht äußern wollen.51 Zwar ist es auch dem 

verfassungsändernden Gesetzgeber verwehrt, die in Art. 89-5 CF festgeschriebene republika-

nische Staatsform abzuschaffen.52 Allerdings wird diese Norm zurückhaltend ausgelegt und 

beinhaltet wohl lediglich das Verbot einer Monarchie, jedoch keine Begrenzung für die Über-

tragung von Kompetenzen auf die europäische Ebene, wie sie das BVerfG aus dem 

 
46 Siehe zum Folgenden auch Riedl, Die Ultra-vires-Kontrolle als Institut des Unionsrechts, 55 ff.  
47 CC 92-308 DC – Maastricht I; CC 92-312 DC – Maastricht II; CC 2004-505 DC – Verfassungsvertrag.  
48 CC 92-308 DC, Erwägung 14.  
49 CC 2004-505 DC, Erwägung 7.  
50 CC 2003-469 DC, Erwägungen 2 und 3.  
51 CC 92-312 DC, Erwägung 45.  
52 CC 92-312 DC, Erwägung 19. 
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Demokratieprinzip ableitet.53 Der CC hat vielmehr festgestellt, dass der verfassungsändernde 

Gesetzgeber lediglich prozessualen, aber keinen materiellen Beschränkungen unterliegt.54 

In einem späteren Urteil hat der CC eine Identitätskontrolle dergestalt entwickelt, dass die Um-

setzung einer Richtlinie, die grundsätzlich durch Art. 88-1 CF geboten ist, nicht gegen die Ver-

fassungsidentität Frankreichs verstoßen darf. Eine Zustimmung des verfassungsändernden Ge-

setzgebers heilt allerdings einen solchen Verstoß, sodass auch hieraus keine absolute Grenze 

der europäischen Integration hergeleitet werden kann.55 

c) Suprakonstitutioneller Rang der Souveränität?  

Es ist jedoch keinesfalls klar, dass dies auch in Zukunft so bleibt und der CC einem Aufgehen 

Frankreichs als Gliedstaat in einem europäischen Bundesstaat tatenlos zusehen würde. Die na-

tionale Souveränität gehört zu den zentralen Prinzipien des französischen Verfassungsrechts, 

normiert in Art. 3 CF sowie auch schon in Art. 3 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 

von 1789. Die Präambel der CF inkludiert diese Erklärung in das geltende Verfassungsrecht 

der Französischen Republik und bekräftigt explizit das Bekenntnis zur nationalen Souveränität, 

die hier immerhin im selben Rang steht wie die Menschenrechte.   

Im Zuge der Ratifikation des Vertrags von Maastricht kam in der französischen Diskussion die 

Idee auf, gewissen Gütern der Verfassung einen suprakonstitutionellen Rang zuzuschreiben und 

sie somit der Disposition des verfassungsändernden Gesetzgebers zu entziehen; zu diesen Gü-

tern sollte auch die nationale Souveränität gezählt werden. Nach der „klassischen“ französi-

schen Doktrin, die das Parlamentsgesetz als unmittelbaren Ausdruck der volonté générale auf-

fasst, wäre eine solche Einschränkung des verfassungsändernden Gesetzgebers undenkbar ge-

wesen. Für die Annahme einer Suprakonstitutionalität wurde nun geltend gemacht, dass der 

ursprüngliche Verfassungsgeber (pouvoir constituant originaire) gewisse grundlegende Leiten-

tscheidungen getroffen habe, welche die eingesetzten Organe (pouvoir constitué) und auch den 

verfassungsändernden Gesetzgeber (pouvoir constituant dérivé) binden würden. Zu diesen Lei-

tentscheidungen gehöre auch diejenige für die nationale Souveränität, welche daher auch durch 

Verfassungsänderungen nicht angetastet werden dürfe.56  

Die Theorie erinnert an die geschilderte Auffassung des BVerfG (die einen engen Zusammen-

hang zwischen geschütztem Demokratieprinzip und der souveränen Staatlichkeit als deren 

 
53 Reestman, EuConst 2009, 374 (388); Wendel, EuConst 2011, 96 (124, 133).  
54 CC 92-312 DC, Erwägung 19.  
55 CC 2006-540 DC – Urheberrechtsrichtlinie, Erwägung 19. 
56 Hecker, Europäische Integration, 257 – 262. 
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Voraussetzung sieht), stützt sich aber anders als diese nicht auf den Verfassungstext, sondern 

auf eine überpositive Rechtsquelle. Hier setzt denn auch die Kritik am Gedanken der Supra-

konstitutionalität an. Favoreu wirft dessen Vertretern vor, mit einer naturrechtlichen Argumen-

tation ihre moralischen oder politischen Motive hinter einer rechtlichen Maske zu verstecken. 

Es sei mit dem Begriff der Verfassung nicht vereinbar, dass eine Norm, die innerhalb dieser 

Rechtsordnung und nicht außerhalb derselben (wie etwa Normen des Völkerrechts) steht, einen 

Rang oberhalb der Verfassung innehat.57 Es haben sich denn auch nur vereinzelte Stimmen dem 

Gedanken der Suprakonstitutionalität angeschlossen. Der CC hat vor dem Hintergrund der Sou-

veränität des Gesetzgebers (bisher) kein Interesse an dieser Doktrin gezeigt.58 

d) Bedeutung der souveraineté nationale  

Es ist daneben ungeklärt, wie sich der materielle Gehalt der nationalen Souveränität zur euro-

päischen Integration verhält. Seit Carré de Malberg59 unterscheidet die französische Rechtswis-

senschaft zwischen der inneren und der äußeren Souveränität. Während die innere Souveränität 

die Volkssouveränität meint und damit jede Form von Souveränitätsausübung durch Individuen 

oder gesellschaftliche Gruppen unterbindet (Art. 3 der Erklärung der Menschen- und Bürger-

rechte von 1789), meint die äußere Souveränität die Unabhängigkeit des Staates von anderen 

Akteuren.60  

Es wird vertreten, dass die europäische Einigung allein Einfluss auf die äußere, nicht aber auf 

die innere Souveränität haben könne.61 Entscheidend für die Souveränitätsfrage sei nicht der 

Kompetenzumfang der Union (den das BVerfG im Lissabon-Urteil als Maßstab genommen 

hat), sondern allein die Kontrolle über die Kompetenzverteilung (die sog. „Kompetenz-Kom-

petenz“). Auch bei einem ganz erheblichen Aufgabenumfang der Union blieben die Mitglied-

staaten souverän, wenn sie selbst der Union diese Kompetenzen zugeschrieben haben und sie 

ihr auch wieder nehmen könnten. Die souveräne Entäußerung von Kompetenzen könnte nach 

dieser Betrachtung die Souveränität der Mitgliedsstaaten nicht aufheben, solange das Prinzip 

der begrenzten Einzelermächtigung weiterhin gilt und die Integration auf internationalen Ver-

trägen beruht, denen Frankreich freiwillig zugestimmt hat. Vielmehr manifestiere sich gerade 

in dieser Selbstbeschränkung der Staaten ihre Souveränität.62 

 
57 Favoreu, Droit constitutionnel, Rn. 120.  
58 CC 92-312 DC, Erwägung 45; Hecker, Europäische Integration, 262; Scheffler, ZaöRV 2007, 43 (83).  
59 Carré de Malberg, Contribution à la théorie générale de l’Etat.  
60 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 32. 
61 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 32 ff. 
62 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 42. 
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Zu solchen Auslegungen des Gehalts der nationalen Souveränität hat sich der CC bislang nicht 

geäußert, und angesichts seiner strengen Zurückhaltung gegenüber dem Gesetzgeber sowie der 

Ablehnung jeglicher Äußerungen, die über die Vereinbarkeit eines internationalen Vertrages 

mit der Verfassung hinausgehen,63 ist eine materielle Klärung des Souveränitätsbegriffs auch 

nicht abzusehen. Es ist jedoch unübersehbar, dass sich das französische Verfassungsrecht hier 

in einem Spannungsfeld bewegt, das früher oder später einer Klärung bedürfen wird.64 Sollte 

sich der Prozess der europäischen Einigung mit der Unterstützung des französischen Parlaments 

fortsetzen, wird irgendwann kein Raum mehr sein für beides: die nationale Souveränität und 

die Souveränität des Gesetzgebers. 

4. Vergleich  

Allein auf dem Papier des Verfassungstextes scheinen die Ausgangslagen in Deutschland und 

Frankreich einander zu ähneln. Beide Rechtsordnungen sehen die Teilnahme am europäischen 

Einigungsprozess explizit vor (Art. 23 GG und Art. 88-1 CF), kennen auf der anderen Seite 

aber auch Verfassungsgüter, deren Schutz ein Spannungsverhältnis zu diesem Prozess entste-

hen lassen (die Güter des Art. 79 III GG sowie die nationale Souveränität Frankreichs). Die 

deutsche Rechtsordnung kennt jedoch im Gegensatz zur französischen bereits expressis verbis 

einen absoluten, unverrückbaren Schutz dieser Güter, der nur durch eine neue Verfassungsge-

bung beseitigt werden könnte (Art. 146 GG).  

Der unterschiedliche Umgang mit diesen Spannungsfeldern entspringt u.a. den unterschiedli-

chen Rollen der Verfassungsgerichtsbarkeiten. Während das BVerfG den Gehalt des Demokra-

tieprinzips in selbstbewusster und europaweit einzigartiger Manier scharf akzentuiert und sehr 

konkrete Grenzzäune eingeschlagen hat, bleibt der Gehalt der nationalen Souveränität in der 

Rechtsprechung des CC erstaunlich blass (was Scheffler zu der Annahme verleitet, das franzö-

sische Verfassungsrecht habe sich stillschweigend von diesem Begriff verabschiedet65). Der 

CC beschränkt sich auf die ihm zugewiesene bescheidene Rolle, die ihm eine Überprüfung 

anhand des gegebenen Verfassungstextes und ggf. das Anmahnen einer Verfassungsänderung, 

aber eben nicht mehr gestattet. Der weitere Fortgang der europäischen Integration in Frankreich 

scheint daher weitgehend frei in den Händen des verfassungsgebenden Gesetzgebers zu liegen, 

während diesem in Deutschland klare Grenzen gesetzt sind – zumindest unter der Geltung des 

Grundgesetzes.  

 
63 CC 92-312 DC, Erwägung 45.  
64 Scheffler, ZaöRV 2007, 43 (82).  
65 Scheffler, ZaöRV 2007, 43 (84).  
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III. Das Wirtschaftsrecht der Europäischen Union  

Es werden zunächst die Wirtschaftspolitik (1) und die Finanzierung der Union (2) erläutert. Es 

folgt eine Darstellung von Solidaritätsmaßnahmen, die im Zuge der europäischen Finanz- und 

Schuldenkrise seit 2010 eingeleitet worden sind (3).  

1. Die Wirtschaftspolitik der Union 

Die Wirtschafts- und Währungspolitik der Union gehört zu den internen Politiken, die im drit-

ten Teil des AEUV geregelt sind. Die einschlägigen Normen befinden sich im Titel VIII in den 

Artikeln 119 bis 145 AEUV.  

Während die Währungspolitik für die Länder, deren Währung der Euro ist, vereinheitlicht 

wurde (Art. 119 II AEUV), ist die Wirtschaftspolitik weiterhin eine Domäne der Mitgliedsstaa-

ten.66 Es findet eine Koordination dieser nationalen Wirtschaftspolitiken statt (Art. 5 I S. 1, 

119 I AEUV), indem der Rat und der Europäische Rat die Grundzüge der Wirtschaftspolitik 

festlegen, deren Einhaltung durch die Kommission überwacht wird (Art. 121 AEUV). Die Mit-

gliedsstaaten haben sich auf die Wahrung der Preisstabilität, gesunde öffentliche Finanzen und 

eine tragfähige Zahlungsbilanz als gemeinsame Grundsätze ihrer jeweiligen Wirtschaftspolitik 

geeinigt (Art. 119 III AEUV). Außerdem folgen die Staaten einer grundsätzlich marktwirt-

schaftlichen Ausrichtung (Art. 120 AEUV).  

Um diese Grundsätze abzusichern, regelt der AEUV in den Artikeln 123 bis 126 die Fiskalpo-

litik der Mitgliedsstaaten. Die Staaten sollen wie „normale“ Markteilnehmer behandelt werden 

und keine Finanzierungsvorteile gegenüber Privaten haben. Indem die Staatsfinanzierung der 

Marktlogik unterworfen wird, sollen die Staaten zu einer soliden Haushaltsführung i.S.v. 

Art. 119 III AEUV motiviert werden, denn eine hohe Staatsverschuldung wird von den Märkten 

als Risiko gewertet und hat höhere Zinsen für den betreffenden Staat zur Folge.67 Daneben 

sollen die Regelungen die Inflationsgefahr im Euroraum minimieren, indem die Finanzierung 

von Staatsschulden durch Zentralbanken unterbunden wird. Würde ein Eurostaat der Versu-

chung erliegen, seine Schulden durch die Notenpresse zu finanzieren, könnte dies eine Inflation 

für den gesamten Euroraum nach sich ziehen.68 Die Regeln haben außerdem eine Stärkung der 

 
66 Herrmann, in: FraKom, Art. 119 AEUV Rn. 41.  
67 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 123 AEUV Rn. 3, Art. 124 AEUV Rn. 4 und Art. 125 AEUV Rn. 4.  
68 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 123 AEUV Rn. 4, Art. 124 AEUV Rn. 4 und Art. 125 Rn. 5. 
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Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank (EZB) als Nebeneffekt, indem einem politi-

schen Druck, die Geldpolitik an der staatlichen Finanzpolitik auszurichten, vorgebeugt wird.69  

Im Einzelnen verbietet es Art. 123 AEUV der EZB und den nationalen Zentralbanken, staatli-

chen Stellen Kreditfazilitäten zu gewähren oder ihnen Schuldtitel direkt abzukaufen. Ergänzt 

wird das Verbot durch Art. 124 AEUV, der es diesen staatlichen Stellen untersagt, sich einen 

privilegierten Zugang zu Finanzinstituten zu verschaffen. Es soll eine Umgehung des 

Art. 123 AEUV durch das Zwischenschalten von Banken verhindert werden.70 Außerdem ver-

bietet es Art. 125 I AEUV der Union und den Mitgliedsstaaten, für die Verbindlichkeiten von 

staatlichen Stellen zu haften oder für sie einzutreten. In der Literatur ist umstritten, ob das Ver-

bot auch Darlehen zwischen den Mitgliedsstaaten erfasst.71 In der Rechtssache „Pringle“ legte 

der EuGH den Art. 125 I AUV teleologisch aus: Ziel der Norm sei es, die Staaten zu einer 

soliden Haushaltspolitik zu motivieren. Strikt konditionierte Darlehen gäben keine Anreize zu 

einer hohen Verschuldung, da die Verpflichtung zur Einhaltung der Bedingungen aus politi-

scher Sicht unerwünscht sei. Derart konditionierte Darlehen stünden daher mit dem Telos von 

Art. 125 I AEUV in Einklang und seien zulässig.72 

Demgegenüber ermöglicht es Art. 122 AEUV, als Ausdruck der Solidarität zwischen den Mit-

gliedsstaaten, dass diese einander in Ausnahmesituationen Hilfe gewähren. Bei wirtschaftlichen 

Schwierigkeiten kann der Rat gem. Art. 122 I AEUV nach seinem Ermessen Hilfsmaßnahmen 

beschließen, was allerdings keine finanzielle Unterstützung umfasst.73 Eine solche ist gem. 

Art. 122 II AEUV nur bei außergewöhnlichen Ereignissen zulässig, die zu Schwierigkeiten füh-

ren oder zu gravierenden Schwierigkeiten zu führen drohen; Abs. 2 ist somit spezieller als 

Abs. 1. Die Finanzhilfe muss durch die Union erfolgen und an Bedingungen gekoppelt sein. 

Die Kommission überwacht gem. Art. 126 II AEUV die Entwicklung der öffentlichen Schulden 

in den Mitgliedsstaaten. Besteht in einem Mitgliedsstaat ein „übermäßiges öffentliches Defizit“ 

(Neuverschuldung von mehr als 3 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) oder ein Schuldenstand 

von mehr als 60 % des BIP74), sehen Art. 126 III ff. AEUV ein mehrstufiges Verfahren vor, in 

dem der Rat Empfehlungen zur Senkung des Defizits an den betreffenden Staat richtet.  

 
69 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 123 AEUV Rn. 5. 
70 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 124 AEUV Rn. 1. 
71 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 125 AEUV Rn. 9.  
72 EuGH Rs. C-370/12 – Pringle, Rn. 129 – 147.  
73 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 122 AEUV Rn. 9 – 12. 
74 Art. 1 Protokoll Nr. 12 zum AEUV über das Verfahren bei einem übermäßigen Defizit.  



16 
 

Die Länder, deren Währung der Euro ist, können gem. Art. 136 I AEUV im Rat zusätzliche 

Maßnahmen zur Haushaltsdisziplin und zur Koordination der Wirtschaftspolitik erlassen. Ob 

die Norm zu Maßnahmen berechtigt, die über Art. 121 und 126 AEUV hinausgehen, ist im 

Schrifttum umstritten, dürfte aber zu bejahen sein, da sonst kein eigenständiger Gehalt des 

Art. 136 I AEUV verbliebe.75 Der 2013 in Kraft getretene Art. 136 III AEUV erlaubt die Ein-

richtung eines Stabilitätsmechanismus, durch den die Eurostaaten – unter strengen Auflagen – 

einander Finanzhilfen gewähren, wenn dies für die Stabilität des Währungsgebietes erforderlich 

ist.  

2. Die Finanzierung der Union  

Die Regeln zur Finanzierung der Union sind in Abschnitt II des Sechsten Teils in den Artikeln 

310 – 325 AEUV normiert.  

Die Union stellt gem. Art. 310 I AEUV einen jährlichen Haushaltsplan auf, in dem die Einnah-

men und Ausgaben festgelegt sind. Es gilt der Grundsatz der Haushaltsdisziplin, wonach die 

Organe der Union keine Rechtsakte mit erheblichen Belastungen für den Haushalt erlassen dür-

fen (Art.  310 IV AEUV).76 Für das Verfahren sieht Art. 314 AEUV vor, dass die Kommission 

einen Vorschlag erarbeitet, dem Rat und Parlament als im Wesentlichen gleichberechtigte Ge-

setzgeber zustimmen müssen. Die Ausgaben der Union setzen gem. Art. 310 III AEUV eine 

eigenständige Rechtsgrundlage voraus. Sie dürfen die Einnahmen der Union nicht übersteigen 

(Art. 310 I UAbs. 3 AEUV). Um dies sicherzustellen77, sieht Art. 312 AEUV einen mehrjähri-

gen Finanzrahmen (MFR) vor, in dem die langfristige Finanzplanung erfolgt. Der MFR legt 

jährliche Obergrenzen für die Ausgaben der Union fest (Art. 312 III S. 1 AEUV). Er wird gem. 

Art. 312 II AEUV vom Rat erarbeitet und bedarf der Zustimmung des Parlaments. Die Konkre-

tisierung der primärrechtlichen Vorschriften erfolgt durch eine Haushaltsordnung (HO), welche 

der Rat und das Parlament im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen 

(Art. 322 AEUV).78 

Die Einnahmen der Union bestehen gem. Art. 311 Uabs. 2 AEUV aus Eigenmitteln und sons-

tigen Einnahmen, wobei letztere z.B. aus Steuern auf Bezüge der EU-Bediensteten und Geld-

strafen bestehen und dem Umfang nach vernachlässigbar sind.79 Die Eigenmittel werden durch 

den Eigenmittelbeschluss (EMB) geregelt, den der Rat gem. Art. 311 Uabs. 3 AEUV nach 

 
75 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 136 AEUV Rn. 5 – 9. 
76 Rossi, in: Dauses/Ludwigs, A. III. Rn. 175 – 177. 
77 Rossi, in: Dauses/Ludwigs, A. III. Rn. 143.  
78 Verordnung (EU/Euratom) 2018/1046; Rossi, in: Dauses/Ludwigs, A. III. Rn. 92 – 95. 
79 Streinz, Europarecht, Rn. 742.  
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Anhörung des Parlaments erarbeitet und der daneben der Zustimmung der Mitgliedsstaaten be-

darf; der EMB ist somit ein Rechtsakt sui generis.80 Der EMB von 2014 sah drei Kategorien 

von Eigenmitteln vor: Zölle (insb. solche auf Agrarprodukte, die sog. Agrarabschöpfungen), 

einen Anteil der Mehrwertsteuer-Einnahmen der Mitgliedsstaaten sowie einen Anteil am Brut-

tonationaleinkommen (BNE) der Mitgliedsstaaten.81 Diese Eigenmittel sind nach Verabschie-

dung des EMB der Kontrolle der Mitgliedsstaaten entzogen und unterliegen insoweit der Au-

tonomie der Union.82 Der Gesamtbetrag der Eigenmittel durfte 1,23 % des europäischen BNE 

nicht übersteigen.83 Der Höhe nach müssen der Union die Mittel zur Verfügung stehen, die sie 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt – die Aufgaben bestimmen also die Ausgaben.84  

3. Solidarmaßnahmen im Zuge der Finanz- und Staatsschuldenkrise  

Seit 2010 hat die Union mit verschiedenen Maßnahmen auf die hohe Staatsverschuldung eini-

ger Staaten reagiert, die die heutige WWU prägen. Es werden der EFSM und die EFSF (a) 

sowie der ESM (b) erläutert. 

a) Der EFSM und die EFSF 

Im April 2010 verständigten sich die Eurostaaten auf Hilfskredite an das hoch verschuldete 

Griechenland. Um den weiteren Hilfen einen institutionellen Rahmen zu geben, rief die Union 

mit Unterstützung des IWF den Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM) ins 

Leben. Dieser beruhte auf der Verordnung 407/2010, welche auf die Notfallklausel des Art. 

122 II AEUV gestützt wurde, und bestand aus Finanzhilfen seitens der Union, der Euroländer 

und des IWF.85 Die Tauglichkeit von Art. 122 II AEUV als Rechtsgrundlage sowie die Verein-

barkeit des Mechanismus mit Art. 125 AEUV waren nicht unumstritten.86  

Für die Abwicklung der Hilfen der Eurostaaten wurde eine privatrechtliche Aktiengesellschaft 

(Europäische Finanzstabilisierungsfazilität – EFSF) gegründet. Auf Ersuchen eines Mitglieds-

staates konnte die EFSF Staatsanleihen erwerben oder Darlehen an den entsprechenden Staat 

vergeben. Die Eurostaaten übernahmen Bürgschaften für die von der EFSF aufgenommenen 

Verbindlichkeiten für den Fall, dass die gewährten Hilfen nicht zurückgezahlt werden konnten. 

 
80 Rossi, in: Dauses/Ludwigs, A. III. Rn. 124. 
81 Beschluss (EU, Euratom) 2014/335, Art. 2 I.  
82 Waldhoff, in: Calliess/Ruffert, Art.311 AEUV Rn. 7.  
83 Beschluss (EU, Euratom) 2014/335, Art. 3 I. 
84 Rossi, in: Dauses/Ludwigs, A. III. Rn. 121.  
85 Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, Rn. 1401. 
86 Hentschelmann, EuR 2011, 282 (303 f.); Piecha, EuZW 2012, 532 (534) mwN.   
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Das maximale Volumen der vergebenen Hilfen sollte 440 Mrd. € betragen.87 Die deutsche Be-

teiligung am EFSM durch das Euro-Stabilisierungsmechanismus-Gesetz (StabMechG) wurde 

vom BVerfG als verfassungsgemäß eingestuft, da keine unzulässige Entleerung der Haushalts-

autonomie stattfinde.88 

Daneben erfolgten Hilfen durch die Union, indem der Rat die Kommission zur Begebung von 

Anleihen in Höhe von 60 Mrd. € auf den Kapitalmärkten ermächtigte, die an die betroffenen 

Staaten weitergereicht wurden. Als Bedingung für die Hilfen mussten die Empfängerstaaten 

der Umsetzung eines gemeinsam ausgehandelten Sanierungsprogramms zustimmen.89 

b) Der ESM  

Der Europäische Stabilisierungsmechanismus (ESM) wurde durch völkerrechtlichen Vertrag 

vom 2. Februar 2012 zwischen den Eurostaaten errichtet und löste im Juli 2013 die EFSF end-

gültig ab. Der ESM verfügt über ein Stammkapital von 700 Mrd. €, die (anders als bei der 

EFSF) nicht durch gesicherte Aufnahme von Drittmitteln, sondern durch die ESM-Mitglieds-

staaten in Form von Einzahlungen (80 Mrd. €) und abrufbarem Kapital (620 Mrd. €) bereitge-

stellt werden.90 Eine Haftung der Mitgliedsstaaten für Verbindlichkeiten des ESM ist ausge-

schlossen.91 Der Anteil der Mitgliedsstaaten am Stammkapital des ESM beruht gem. 

Art. 11 I ESM-Vertrag auf dem Kapitalschlüssel der EZB (Art. 29 ESZB-Satzung). Deutsch-

lands Anteil beträgt seit dem Beitritt Litauens 26,7 %, was 21,7 Mrd. € eingezahltem und 

167,8 Mrd. € abrufbarem Kapital entspricht.92 

Die Vergabe von Mitteln an einen Staat ist an dessen Beitritt zum „Vertrag über Stabilität, 

Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion“ (VSKS, häufig als „Fis-

kalpakt“ bezeichnet) gekoppelt.93 Daneben werden von der Kommission in Zusammenarbeit 

mit EZB und IWF in einem Memorandum of Understanding Auflagen für den Einzelfall mit 

dem betroffenen Staat ausgehandelt.94 Um rechtlichen Angriffen auf den ESM vorzubeugen, 

wurde Art. 136 III AEUV in das Primärrecht eingefügt, der die Schaffung eines solchen Me-

chanismus vorsieht.95 

 
87 Hentschelmann, EuR 2011, 282, 302; Piecha, EuZW 2012, 532 (533).   
88 BVerfGE 129, 124 (183 ff.); zu den Maßstäben siehe ausführlich oben S. 8 f.  
89 Hentschelmann, EuR 2011, 282 (301).  
90 Art. 8 und 9 ESM-Vertrag. 
91 Art. 8 V ESM-Vertrag. 
92 BMF, Europäische Finanzhilfen im Überblick: der ESM [zuletzt aufgerufen: 13.04.2026].  
93 Erwägungsgrund 5 ESM-Vertrag. 
94 Art. 13 III ESM-Vertrag; Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, Rn. 1405; Piecha, EuZW 2012, 532 (534 f.). 
95 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 136 AEUV Rn. 2.  



19 
 

Das BVerfG sah auch hier keine Verletzung der Haushaltsautonomie des Bundestages. Es ver-

langte jedoch eine Auslegung, nach der eine höhere Belastung als die vereinbarte ausgeschlos-

sen und eine ausreichende Information des Bundestages vor wesentlichen Entscheidungen ge-

währleistet ist. Durch eine entsprechende Erklärung der Vertragsstaaten wurde eine Auslegung 

des ESM-Vertrages in diesem Sinne sichergestellt.96 Auch der EuGH sah keinen Verstoß gegen 

das Unionsrecht, da kein Anreiz zu einer unsoliden Haushaltsführung für die Staaten gesetzt 

werde.97 

IV. Möglichkeiten und Grenzen einer unionalen Besteuerung  

Nach der Darstellung des neuen Eigenmittelbeschlusses (1) wird zunächst die Steuerhoheit und 

ihre Bedeutung für ein demokratisch verfasstes Gemeinwesen erläutert (2). Danach werden die 

Pläne der Kommission für eine unionale Steuer auf ihre primärrechtliche Grundlage hin befragt 

(3). Schließlich soll die Möglichkeit einer steuergestützten Finanzverfassung der Union durch 

eine Änderung des Primärrechts diskutiert werden (4).  

1. Der neue Eigenmittelbeschluss der Union 

Für die Finanzierung von zusätzlichen Investitionen im Zuge der Corona-Pandemie98 wurde 

das Eigenmittelsystem der Union durch den neuen Eigenmittelbeschluss99 umgestellt. Es wurde 

eine Abgabe der Mitgliedsstaaten für nicht recycelten Verpackungsmüll eingeführt.100 Außer-

dem erhielt die Kommission das (bis 2026 befristete) Mandat, an den Kapitalmärkten Mittel in 

Höhe von 750 Mrd. € aufzunehmen, um die Investitionen zu finanzieren.101 Die Rückzahlung 

erfolgt aus dem regulären Unionshaushalt und soll bis spätestens Ende 2058 abgeschlossen 

sein.102 Ausschließlich zur Übersicherung der Verbindlichkeiten wurde die Obergrenze für die 

jährlichen Eigenmittel der Union vorübergehend um 0,6 % auf 2 % des gesamten BNE der 

Union angehoben.103 Sollte es dennoch zu Zahlungsschwierigkeiten kommen, kann die Kom-

mission die Mitgliedsstaaten zu Nachzahlungen auffordern, ohne dass sich deren Zahlungsver-

pflichtungen erhöhen würden.104 Auch für den Fall, dass ein Staat seiner Zahlungspflicht nicht 

nachkommt, kann die Kommission von den übrigen Staaten Zahlungen fordern, die ihrem 

 
96 BVerfGE 132, 195 (257 ff.); Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, Rn. 1406; zu den Maßstäben des BVerfG 

siehe ausführlich oben S. 6 ff.  
97 EuGH Rs. C-370/12, Rn. 47; vgl. zur Argumentation oben S. 15.   
98 Vgl. unten S. 35.  
99 Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053; im Folgenden abgekürzt „EMB 2020“.  
100 Art. 2 I lit. c) EMB 2020; hierzu Waigel, Next Generation EU, 181 ff.  
101 Art. 5 I EMB 2020.  
102 Art. 5 II EMB 2020.  
103 Art. 6 Uabs. 1 EMB 2020.  
104 Erwägungsgrund 23 und Art. 9 IV EMB 2020.  
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Anteil an den Einnahmen des Unionshaushalts entsprechen.105 Diese zusätzlich abrufbaren Mit-

tel sind in jedem Fall auf den Anteil des Staates an der Anhebung der Eigenmittel-Obergrenze 

um 0,6 % – d.h. auf 0,6 % des nationalen BNE – gedeckelt.106 Daneben wird die Schaffung 

weiterer Eigenmittel, wie einer Digitalabgabe,107 einem CO2-Grenzausgleichssystem108 sowie 

möglicherweise einer Finanztransaktionssteuer angekündigt.109  

2. Die Steuerhoheit im demokratisch verfassten Staat  

Die Steuerhoheit wird häufig als ein „demokratiesensibler Bereich“ bezeichnet.110 Die Festle-

gung, auf welche Weise die Bürger für die Finanzierung des Gemeinwesens aufkommen und 

wie die Erträge aus dieser Besteuerung verwendet werden, prägen das Zusammenleben maß-

geblich. Ein Entscheidungsprozess darüber muss höchsten demokratischen Ansprüchen genü-

gen. Die Steuerkompetenz gehörte daher seit den frühen Tagen des Konstitutionalismus zu den 

zentralen Vorrechten des Parlaments gegenüber Regierung und Krone.111 Das BVerfG zählt die 

staatlichen Einnahmen zu den wesentlichen Bereichen demokratischer Gestaltung.112 

Art. 14 der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789 behielt den Bürgern oder ih-

ren Abgeordneten das Recht der Steuergesetzgebung vor. 

§3 I AO definiert Steuern als „Geldleistungen, die nicht eine Gegenleistung für eine besondere 

Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Ein-

nahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leis-

tungspflicht knüpft“. Auch wenn der verfassungsrechtliche Steuerbegriff der Art. 104a ff. GG 

nicht dem einfachgesetzlichen Steuerbegriff zu folgen hat, entsprechen sich die beiden Begriffe 

faktisch.113 

Die Steuerhoheit besteht aus drei Elementen. Die Regelungskompetenz (auch Steuergesetzge-

bungskompetenz) beinhaltet das Recht eines Hoheitsträgers, den Tatbestand für die Steuer-

pflicht sowie die Höhe des Steuersatzes festzulegen. Die Verwaltungskompetenz besteht vor 

allem aus der Zuständigkeit für das Einziehen der geschuldeten Steuern. Die Ertragshoheit 

schließlich ist das Recht des Hoheitsträgers, die Steuererträge in den eigenen Haushalt 

 
105 Art. 9 V EMB 2020.  
106 Art. 9 VI EMB 2020; Heinemann, Die Überdeckung der NGEU-Schulden, 9. 
107 Vgl. Richtlinie (EU) 2022/2523. 
108 Vgl. Verordnung (EU) 2023/956. 
109 Erwägungsgrund 8 EMB 2020; hierzu Waigel, Next Generation EU, 174 ff. 
110 Buser, ZEuS 2014, 91 (112); Frenz/Distelrath, DStZ 2010, 246 (247 f.); Waldhoff, Steuerhoheit für die EU?, 

14.  
111 Eckhoff, in: FS Bleckmann, 13 (20 ff.); Meermagen, Beitrags- und Eigenmittelsystem, 111.   
112 BVerfGE 123, 267 (358).  
113 Seiler, in: Maunz/Dürig GG, Art. 105 Rn. 36. 
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einfließen zu lassen und über ihre Verwendung zu entscheiden.114 Für die hier behandelten Fra-

gen sind vor allem die Aspekte der Regelungskompetenz und der Ertragshoheit relevant.  

Für Steuern auf Unionsebene stehen somit grundsätzlich zwei verschiedene Wege zur Verfü-

gung. Einerseits könnte die Union selbst eine Steuer einführen, deren Erträge in den Unions-

haushalt einfließen. In diesem Fall kämen ihr sowohl die Regelungskompetenz als auch die 

Ertragshoheit zu. Denkbar wäre aber auch eine europäische Richtlinie, die die Mitgliedsstaaten 

zur Einführung einer bestimmten Steuer verpflichtet, deren Erträge dann (ganz oder teilweise) 

der Union zugewiesen würden. Da jedoch in beiden Fällen der Union die Ertragshoheit zu-

kommt, besteht zwischen den beiden Optionen lediglich ein gradueller Unterschied.115 

3. Die primärrechtliche Grundlage von Unionssteuern  

Der neue EMB kündigt die Einführung von Steuern als weitere Eigenmittel an. Nach dem Prin-

zip der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 II EUV) bräuchte die Union dafür eine Ermäch-

tigungsgrundlage. Fraglich ist, auf welche primärrechtliche Norm die geplante Einführung von 

Steuern zur Gegenfinanzierung von NGEU gestützt werden könnte. Da die Rückzahlung der 

begebenen Anleihen aus dem regulären Unionshaushalt erfolgen soll, müssten die erhobenen 

Steuern zur Haushaltsfinanzierung verwendet werden dürfen.   

a) Art. 192 II lit. a) AEUV  

Als einzige ausdrückliche Steuerkompetenz der Union erlaubt es Art. 192 II lit. a) AEUV, dass 

der Rat für die Erreichung der umweltpolitischen Ziele der Union (Art. 191 AEUV) einstimmig 

„Vorschriften überwiegend steuerlicher Art“ beschließt. In wie weit hier neben Steuern auch 

andere Formen von Abgaben erfasst sind, ist umstritten.116 Die Einnahmen aus einer solchen 

Steuer werden von Art. 192 II lit. a) AEUV noch nicht der Union zugewiesen, dies könnte in 

einem zweiten Schritt durch den EMB geschehen.117 In jedem Fall müssen jedoch auf 

Art. 192 II lit. a) AEUV gestützte Steuern der Umweltpolitik dienen, eine Finanzierung des EU-

Haushalts dürfte höchstens Nebenzweck sein118, was den Anwendungsbereich stark ein-

schränkt.  

 

 
114 Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 52.  
115 Hey, EuZW 2021, 277 (280).  
116 Heselhaus, in: FraKom, Art. 192 AEUV Rn. 36 ff.  
117 Hey, EuZW 2021, 277 (282). 
118 Hey, EuZW 2021, 277 (282); Waldhoff, in: Calliess/Ruffert, Art. 311 AEUV Rn. 14.  
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b) Art. 113 AEUV  

Zum reibungslosen Funktionieren des Binnenmarktes kann der Rat gem. Art. 113 AEUV per 

einstimmigem Beschluss Harmonisierungen der indirekten nationalen Steuern vornehmen. Der 

Begriff der Harmonisierung legt es nahe, dass bereits Steuern in den Mitgliedsstaaten vorhan-

den sein müssen, die dann im Wege europäischer Bestimmungen harmonisiert werden. Die 

Einführung neuer Steuern scheint vom Wortlaut nicht gedeckt, zumal nur bestehende Steuern 

das Funktionieren des Binnenmarktes gefährden können.119 Der EuGH lässt es jedoch genügen, 

dass Verzerrungen drohen.120 Dies kann auch dann der Fall sein, wenn in einzelnen Staaten eine 

bestimme Steuer besteht, in anderen aber nicht. Ein Beschluss nach Art. 113 AEUV würde dann 

die nationalen Parlamente (auch gegen deren Willen) zu einer Einführung der entsprechenden 

Steuer zwingen. Dies müsste im Einzelfall verhältnismäßig sein (Art. 5 I S. 2 EUV). Für die 

Rechtfertigung eines derartigen Eingriffs in die Kompetenzen der nationalen Parlamente wird 

wohl eine qualifizierte Bedrohung des Binnenmarktes gefordert werden müssen. Liegt eine sol-

che vor, kann eine über Art. 113 AEUV neu eingeführte harmonisierte Steuer durch den EMB 

zu einem Eigenmittel der Union gemacht werden und zur Finanzierung des Unionshaushalts 

beitragen.121 

c) Art. 311 Uabs. 1 AEUV  

Art. 311 I AEUV ist keine Rechtsgrundlage für die Einführung von Steuern und auch keine 

„finanzpolitische Kompetenz-Kompetenz“,122 sondern hat lediglich deklaratorischen Charak-

ter. Die Staaten erklären die Absicht, der Union die erforderlichen Finanzmittel zur Verfügung 

zu stellen.123 

d) Art. 311 Uabs. 3 S. 2 AEUV  

Laut Art. 311 Uabs. 3 S. 2 AEUV können im EMB auch neue Kategorien von Eigenmitteln 

eingeführt werden. Die Zuweisung der Ertragshoheit für einzelne Steuern an die Union auf 

diesem Wege dürfte nach allgemeiner Ansicht zulässig sein, zumal auch bereits für Zölle die 

 
119 Seiler, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim AEUV, Art. 113 Rn. 29. 
120 EuGH Rs. C-376/98, Rn. 86. 
121 Hey, EuZW 2021, 277 (281). 
122 BVerfGE 89, 155 (194 f.) (über die Vorgängernorm Art. F III EUV).  
123 BMF 2016, 14; Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 5. 
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Ertragshoheit übertragen wurde.124 Unklar hingegen ist, ob durch den EMB auch die Ausübung 

der steuerlichen Regelungskompetenz erfolgen dürfte. 

Der Begriff der Eigenmittel ist in den Verträgen nicht definiert und wird in der Literatur ent-

weder materiell oder formell aufgefasst. In materieller Hinsicht wären Eigenmittel solche Fi-

nanzquellen, die der Union unabhängig von den Mitgliedsstaaten zustehen und die sie sich aus 

eigener Kraft beschaffen kann.125 Demzufolge wären die Abgaben der Mitgliedsstaaten auf-

grund ihrer Mehrwertsteuereinnahmen und aufgrund ihres BNE keine Eigenmittel. Dies steht 

jedoch in klarem Widerspruch zur gängigen Ausgestaltung des Eigenmittelsystems. Den Ver-

trägen lässt sich eine solche materielle Ausfüllung des Eigenmittelbegriffs nicht entnehmen. 

Stattdessen sollte auf eine formelle Definition zurückgegriffen werden. Eigenmittel sind dem-

nach diejenigen Finanzquellen, die der Union durch den EMB nach dem Verfahren des 

Art. 311 Uabs. 3 AEUV zugewiesen sind.126 

Die Unbestimmtheit des Eigenmittelbegriffs spricht für manche Autoren dafür, dass die Zuwei-

sung der Regelungskompetenz nicht auf Art. 311 Uabs. 3 S. 2 AEUV gestützt werden kann. 

Das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung erfordere eine klare Zuweisung einer Steuer-

kompetenz an die Union, die aber in Art. 311 AEUV nicht enthalten sei. Mangels eines kon-

kreten Anhaltspunktes sei auch die Einführung einzelner, eng umgrenzter Unionssteuern nicht 

durch Art. 311 Uabs. 3 S. 2 AEUV gedeckt.127  

Auch die Genese des Eigenmittelsystems spreche nicht dafür, auf diesem Wege Steuern ein-

führen zu können. Es sei eingeführt worden, um die Union unabhängiger von der Zahlungsmo-

ral der Mitgliedsstaaten zu machen, aber nicht um ihr ein Zugriffsrecht auf die Bürger zu ge-

währen.128 

Andererseits wird für die Möglichkeit, die Einführung von Steuern auf 

Art. 311 Uabs. 3 S.2 AEUV zu stützen, das Beschlussverfahren des EMB angeführt. Dieses 

sieht eine einstimmige Entscheidung im Rat und die Beteiligung der nationalen Parlamente 

entsprechend der nationalen Verfassungen vor (Art. 311 Uabs. 3 S. 3 AEUV). Unerwünschte 

Verschiebungen und eine Beeinträchtigung der nationalen Finanzhoheit seien dadurch 

 
124 Buser, ZEuS 2014, 91 (105); Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 58 ff.; Waldhoff, Steuerhoheit für die 

EU?, 17 f.; anders aber Hey, EuZW 2021, 277 (280).  
125 Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 23. 
126 Buser, ZEuS 2014, 91 (105); Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 25. 
127 Hey, EuZW 2021, 277 (280 f.); Waldhoff, Steuerhoheit für die EU?, 17.  
128 Hey, EuZW 2021, 277 (280).  
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ausgeschlossen.129 Dem wird entgegengehalten, dass dieses Verfahren den Schutz der Bürger 

vor übermäßiger Belastung unberücksichtigt lasse.130 

Der Konvent zur Erarbeitung des Vertrages von Lissabon ging davon aus, dass bereits nach 

damaligem Recht eine Einführung von Unionssteuern möglich gewesen sei.131 Und es ist auch 

nicht ersichtlich, warum die Freiheit der Mitgliedsstaaten, die Union über Art. 311 AEUV mit 

der umfassenden Hoheit für bestimmte Steuern auszustatten, von Seiten des Unionsrechts ein-

geschränkt werden sollte. Die Finanzierung der Union ist fest in den Händen der Mitgliedsstaa-

ten, die zum Schutz ihrer Handlungsfreiheit frei darüber entscheiden, mit welchen und wie vie-

len finanziellen Mitteln sie die Union ausstatten. Folglich sind sie auch frei in der Ausfüllung 

des Eigenmittelbegriffs, der (wie bereits ausgeführt) rein formell verstanden werden sollte. Ein 

Numerus Clausus, wonach bestimmte Finanzinstrumente von vornherein nicht unter den Ei-

genmittelbegriff fallen, ist nicht im Vertragstext angelegt und existiert daher nicht.132  

Auch die Bürger werden durch eine Einbeziehung von Steuern in den Anwendungsbereich des 

Art. 311 AEUV nicht schlechter gestellt. Eine Steuerbelastung durch die Union kann schließ-

lich nur erfolgen, wenn dies von den gewählten Staatsorganen (inklusive der Legislative) zu-

gelassen wird. Diese haben aber auch auf der nationalen Ebene die Kompetenz, die Bürger 

durch neue oder höhere Steuern zu belasten. Umgekehrt hätte auch eine Nachfolgeregierung 

durch ein unhintergehbares Vetorecht die Möglichkeit, eine Steuerbelastung durch den EMB 

wiederum abzuschaffen.  

Art. 311 Uabs. 2 AEUV schreibt vor, dass „der Haushalt“ aus Eigenmitteln finanziert wird; 

gemeint ist der reguläre Unionshaushalt, wie er gem. Art. 314 AEUV von Rat und Parlament 

aufgestellt wird. Solange sie also der Haushaltsfinanzierung und nicht der Verhaltenslenkung 

oder der Finanzierung einzelner Politiken zugutekommen, steht das Unionsrecht der Einfüh-

rung von Unionssteuern durch den EMB nicht entgegen.133  

4. Eine „beschränkte Steuerhoheit“ für die Union?  

Auch wenn nach hier vertretener Ansicht die Übertragung der Ertragshoheit und der Regelungs-

kompetenz einzelner Steuern per EMB auf die Union zulässig ist, hätte eine Änderung der Ver-

träge zur primärrechtlichen Verankerung einer unionalen Besteuerungskompetenz einige 

 
129 Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 60; Magiera, in: GS Grabitz, 409 (413).  
130 Hey, EuZW 2021, 277 (281).  
131 Frenz/Distelrath, DStZ 2010, 246 (247).  
132 BMF 2016, 14; Storr, in: Niedobitek, §9 Rn. 70.  
133 Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 61 ff. mwN; Schorkopf, Berliner Online-Beiträge zum Europarecht 

Nr. 121 vom 9.10.2020, S. 15. 
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Vorzüge. Dieses Vorgehen würde der tiefgreifenden Bedeutung für die Integration, die eine 

Steuerfinanzierung der Union zweifellos hätte, gerecht. Daneben würde eine nachvollziehbare 

primärrechtliche Finanzordnung der Union auch die Klarheit und Transparenz der unionalen 

Finanzierung für den Bürger verstärken.134 

Es soll daher eine denkbare Ausgestaltung einer steuerbasierten Finanzierung der Union skiz-

ziert werden (a).135 Es wird argumentiert, dass dieser Vorschlag sich im Rahmen der deutschen 

Integrationsgrenzen bewegt (b). Schließlich erfolgt eine Bewertung aus französischer Sicht-

weise (c).  

Für eine Besteuerung durch die Union gilt es zunächst zu berücksichtigen, dass die Union und 

ihre Mitgliedsstaaten auf dieselbe wirtschaftliche Gesamtmasse zugreifen müssen.136 Das Steu-

eraufkommen wird von der ökonomischen Leistungskraft der zugrundeliegenden Volkswirt-

schaften getragen. Anders als in der „klassischen“ staatlichen Besteuerung würden bei einer 

unionalen Besteuerung zwei Hoheitsträger auf dem jeweiligen Gebiet auf die Erträge dieser 

Wirtschaftsleistung zugreifen, was eine klare Koordinierung der Hoheitsträger und eine Ab-

grenzung ihrer jeweiligen Steuerkompetenzen erforderte. Eine Doppelbesteuerung ist zwar we-

der durch das Unionsrecht noch durch das Völkerrecht grundsätzlich verboten,137 sollte aber 

gleichwohl vermieden werden. 

a) Das Modell einer „beschränkten Steuerhoheit“ der Union  

Im Zuge einer Vertragsänderung könnte der Union in den Verträgen die Erhebung von Steuern 

zur Finanzierung ihres Haushaltes ermöglicht werden. Die konkrete Erhebung könnte jeweils 

auf eine gewisse Zeitspanne (bspw. den Zeitraum eines MFR) begrenzt werden, sodass regel-

mäßig ein neuer Beschluss erforderlich wäre. Weiterhin könnten die Erträge aus diesen Steuern 

durch eine Obergrenze gedeckelt werden. Für die konkrete Einführung der Steuer (man könnte 

von einem „Steuerbeschluss“ sprechen) müsste ein einstimmiger Beschluss im Europäischen 

Rat sowie die Ratifikation durch die Mitgliedsstaaten entsprechend ihrer verfassungsrechtli-

chen Bestimmungen erfolgen, wie es derzeit für den Eigenmittelbeschluss erforderlich ist (Ver-

fahren des Art. 311 Uabs. 3 AEUV). Hier müsste auch die genaue Quantifizierung der Ober-

grenze erfolgen, bspw. anhand eines bestimmten Prozentsatzes des BNE der Union, anhand 

dessen schon jetzt die absolute Höhe der Eigenmittel begrenzt wird. 

 
134 Hey, EuZW 2021, 277 (283).  
135 Vgl. dazu auch die Überlegungen bei Buser, ZEuS 2014, 91 (111 f.).  
136 Hey, EuZW 2021, 277 (283).  
137 Kokott, Europäisches Steuerrecht, §2 Rn. 179.  
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Um die Einhaltung der Obergrenze sicherzustellen, ließe sich ein mehrstufiges Verfahren ein-

führen. So könnte der Europäische Rat verpflichtet sein, sich mit der Frage nach der Höhe des 

europäischen Steueraufkommens zu befassen, wenn dieses eine gewisse Schwelle (gemessen 

an der BNE-Obergrenze) überschreitet oder wenn es über einen gewissen Zeitraum im Verhält-

nis zum BNE der Union stark zunimmt. Ab höheren Schwellen könnte der Rat konkrete Maß-

nahmen vorschlagen müssen. Weiterhin könnten regelmäßige Berichte über die Höhe der Steu-

ereinkünfte und ihre erwartbare weitere Entwicklung (z.B. durch die Kommission) erstellt wer-

den, die den nationalen Parlamenten zukommen.  

Für eine stärkere Einbindung der nationalen Parlamente auch nach Erlass des Steuerbeschlusses 

könnte in regelmäßigen Abständen ein Konvent von Vertretern der nationalen Parlamente und 

des Europäischen Parlaments zusammentreten, um einen Standpunkt zu den unionalen Steuern 

zu artikulieren und eigene Vorschläge an die Unionsorgane zu richten.  

Ein solches Modell würde den Fokus nicht auf die Art oder den Zweck, sondern allein auf die 

Höhe der Steuererträge richten. Lediglich bis zu einer festgelegten Schwelle dürfte die Union 

auf die ökonomische Leistungskraft der Unionsbürger zugreifen, der Rest der Verfügungsmasse 

bliebe der Union entzogen. Die genauen Modalitäten der Steuern bedürften daneben der Zu-

stimmung der nationalen Parlamente, sodass sich die finanzielle Ausstattung der Union nicht 

verselbständigte, sondern weiterhin in der Hand der Mitgliedsstaaten bliebe. Diese hätten le-

diglich mehr Möglichkeiten, diese Finanzierung auszugestalten.  

b) Verhältnis zu den deutschen Integrationsgrenzen  

Eine uneingeschränkte Finanzautonomie würde der Union vollen Zugriff auf die besteuerbare 

Wirtschaftskraft geben und wäre daher mit der Gesamtverantwortung des Bundestages für die 

Belastung der Bürger unvereinbar.138 Demgegenüber wäre der eben skizzierte Vorschlag mit 

der Budgetverantwortung des Bundestages (aa), dem Verbot eines europäischen Bundesstaates 

(bb) und den demokratischen Anforderungen an eine Steuererhebung (cc) vereinbar.  

aa) Verantwortung des Bundestages und Steuerbarkeit des Prozesses  

Als Konsequenz des Demokratieprinzips verbietet es das Grundgesetz in der Auslegung des 

BVerfG, „die Festlegung über Art und Höhe der den Bürger treffenden Abgaben in wesentli-

chem Umfang“139 auf die Union zu übertragen. Bis zu einer gewissen Schwelle ist eine solche 

 
138 Herdegen, in: Maunz/Dürig GG, Art. 79 Rn. 188.  
139 BVerfGE 123, 267 (361); BVerfGE 129, 124 (179); vgl. oben S. 8 f. 
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Übertragung demnach zulässig. Mit den unhintergehbaren Entscheidungen über die maximale 

Höhe der Belastung des Bürgers durch die unionalen Steuern in Form der Zustimmung zur 

Besteuerungsobergrenze sowie über die konkrete Ausgestaltung dieser Steuern läge diese Ver-

antwortung weiterhin beim Bundestag.140 Dieser könnte bestimmen, bis zu welchem Punkt er 

eine Verringerung seines wirtschaftlichen Gestaltungsspielraums und eine Belastung für die 

Bundesbürger durch eine unionale Besteuerung zuließe. Ein primärrechtlicher Mechanismus, 

der diese Entscheidung dem Bundestag zugesteht, beeinträchtigt dessen Gesamtverantwortung 

und damit die souveräne Staatlichkeit der Bundesrepublik nicht in unzulässiger Weise.  

Das BVerfG verlangt weiterhin, dass aus einer Übertragung von Hoheitsrechten an die Union 

keine weiteren Zuständigkeiten eigenmächtig begründet werden können.141 Die Erhebung der 

Steuern wäre im hier skizzierten Modell jedoch eine Konkretisierung, keine Vertiefung der pri-

märrechtlichen Kompetenzen und bliebe überdies an die Zustimmung der nationalen Parla-

mente gekoppelt. Weitergehende Kompetenzen könnten aus einem solchen Modell nicht her-

geleitet werden.  

Die inhaltliche Ausfüllung der übertragenen Steuerhoheit erfolgte im hier vorgeschlagenen Mo-

dell maßgeblich durch die Union selbst. Fraglich könnte dies im Hinblick auf das Verbot einer 

Blankettermächtigung sein, wonach die Übertragung von Hoheitsrechten inhaltlich bestimmt 

sein muss.142 Ähnliche Bedenken hegte das BVerfG auch gegen die Kompetenzergänzungs-

klausel des Art. 352 AEUV, weil hier eine Änderung der vertraglichen Grundlagen ohne Betei-

ligung der Parlamente ermöglicht wird. Das Gericht ordnete daher an, dass eine Zustimmung 

des deutschen Vertreters im Rat nur mit Zustimmung des Bundestages erfolgen darf.143 Wenn 

jedoch selbst eine Änderung der vertraglichen Grundlagen, die zu einer Kompetenzerweiterung 

der Union führt, unter Einhaltung dieses Verfahrens noch keine verbotene Blankettermächti-

gung ist, muss dies auch für eine konkretisierungsbedürftige Verankerung einer begrenzten 

Steuerhoheit im Primärrecht gelten, deren Konkretisierung von der Zustimmung des Bundesta-

ges abhängig gemacht wird.   

bb) Verbot eines europäischen Bundesstaates  

Der Identitätswechsel Deutschlands zu einem Gliedstaat eines europäischen Bundesstaates 

kann nur über Art. 146 GG, nicht aber durch den verfassungsändernden Gesetzgeber 

 
140 So auch Buser, ZEuS 2014, 91 (112).  
141 BVerfGE 123, 267 (349).  
142 BVerfGE 123, 267 (351).  
143 BVerfGE 123, 267 (395).  



28 
 

vorgenommen werden.144 Als kumulative Kriterien legt das BVerfG an, dass der Kompetenz-

umfang, die politische Gestaltungsmacht und der Grad der selbständigen Willensbildung der 

Union kein staatsanaloges Niveau erreichen dürfen.145 

Im Hinblick auf das Modell der „begrenzten Steuerhoheit“ lassen sich diese drei Elemente nicht 

strikt voneinander trennen. Sicherlich würden die Kompetenzen der Union in Richtung eines 

staatsanalogen Umfangs erweitert, da die (haushaltsrelevante) Besteuerung zu den wichtigsten 

Hoheitsrechten eines Staates zählt, zumal die Union für ihre Finanzierung anders als bisher 

direkt auf die Bürger durchgreifen könnte. Dieser Umfang würde jedoch durch die Obergrenze 

des Steueraufkommens eingeschränkt und wäre daher nicht einer staatlichen Steuerhoheit ana-

log.  

Daneben gewönne die Union an politischer Gestaltungsmacht, da die Art der Besteuerung das 

politische und soziale Zusammenleben prägt. Diese Gestaltungsmacht würde aber in Abhän-

gigkeit von den nationalen Parlamenten ausgeübt werden und wäre daher faktisch und rechtlich 

begrenzt.  

Durch das Zustimmungserfordernis der nationalen Parlamente zu den konkreten Steuern wäre 

die Hoheitsausübung der Union schließlich auch hochgradig unselbständig. Die Bundesebene 

eines Bundesstaates hat die Möglichkeit, zumindest teilweise ihre finanzielle Ausstattung durch 

Steuern selbstbestimmt festzulegen. Für die Bundesrepublik ergibt sich dies aus Art. 105 II GG. 

Spätestens hier wird damit deutlich, dass eine begrenzte Steuerhoheit der Union diese noch 

nicht zu einem staatsanalogen Hoheitsträger machen würde.146 

cc) Demokratische Legitimation des Modells  

Demokratische Legitimation wird in den institutionellen Aufbau der Union zum einen durch 

die im Rat bzw. Europäischen Rat vertretenen, demokratisch gewählten Regierungen der Mit-

gliedsstaaten eingespeist. Hinzu tritt die Legitimation durch das direkt gewählte Europäische 

Parlament, diese ist aber aufgrund der fehlenden Gleichheit der Wahl weniger stark ausgeprägt 

als die eines nationalen Parlaments.147 

Ein mangelndes allgemeines demokratisches Legitimationsniveau der Union kann zur Verfas-

sungswidrigkeit eines Integrationsschritts führen. Umfang und Gewicht der Kompetenzen der 

 
144 Vgl. oben S. 6 ff.  
145 BVerfGE 123, 267 (364 f.).  
146 Unzutreffend daher Waldhoff, Steuerhoheit für die EU?, 18, wenn er annimmt, dass eine vollständige Finanzie-

rung der Union aus Steuern „das Integrationsmodell sprengen und auf eine neue Stufe heben“ würde. 
147 BVerfGE 123, 267 (364); Dreier, in: ders. GG, Art. 20 Rn. 40 ff.  
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Union dürfen nicht in einem Missverhältnis zum Niveau ihrer demokratischen Legitimation 

stehen.148 Das BVerfG stellt bei diesem Punkt auf das Prinzip der begrenzten Einzelermächti-

gung ab. Solange dieses gelte, genüge grundsätzlich die bisherige duale Legitimationsstruktur. 

Das hier vorgestellte Modell atmet förmlich den Geist des Prinzips der begrenzten Einzeler-

mächtigung, indem jede Steuererhebung einzeln der Zustimmung der nationalen Parlamente 

bedarf. Dessen Telos, die Mitgliedsstaaten vor ungewollten Souveränitätsverlusten zu schüt-

zen149, bliebe gewahrt. Wie bereits dargestellt, würde die Union nicht die Schwelle zum Bun-

desstaat überschreiten, das grundlegende Verhältnis zwischen Mitgliedsstaaten und Union 

bliebe unverändert. Es träte daher kein Missverhältnis zwischen dem demokratischen Legiti-

mationsniveau der Union und ihrem Kompetenzumfang ein. Ein grundlegender institutioneller 

Umbau der Union wäre für eine Steuererhebung nicht erforderlich.150 

Daneben wurde in der Literatur der Einwand vorgebracht, dass eine Steuererhebung durch die 

Union aufgrund der eben dargestellten unzureichenden Legitimation ihres institutionellen Auf-

baus nicht den demokratisch-legitimatorischen Anforderungen genüge, die an eine Steuerbe-

lastung zu stellen seien.151 Aufgrund der eingangs dargestellten besonderen Stellung der Be-

steuerungsbefugnis in einem demokratischen Gemeinwesen wiegt ein solcher Einwand schwer. 

Es muss jedoch berücksichtigt werden, dass er in der Regel gegen solche Vorschläge vorge-

bracht wurde, nach denen die Europäischen Organe, namentlich Rat, Kommission und Europä-

isches Parlament, die Einzelheiten der Steuererhebung ohne Beteiligung der nationalen Parla-

mente regeln sollten, und somit nicht ohne Weiteres gegen den hier skizzierten Vorschlag zum 

Tragen kommen. Entscheidend sind stets die konkrete Ausgestaltung und demokratische Legi-

timation des Verfahrens, durch das die fraglichen Steuern festgesetzt werden sollen.152  

Bei einer obligatorischen Zustimmung der nationalen Parlamente zu den Modalitäten der Steu-

ererhebung muss diese als hinreichend demokratisch legitimiert angesehen werden. Auch für 

eine Belastung der Bürger durch nationale Steuern genügt es, dass die Exekutive Vorschläge 

für eine Steuerreform erarbeitet und das Parlament diesen zustimmt. Nicht gravierend anders 

läge der Fall, wenn die Kommission Pläne für eine Belastung durch europäische Steuern erar-

beitete, diese von den nationalen Regierungen einstimmig abgesegnet würden und das nationale 

Parlament den vorgelegten Vorschlägen zustimmte. Dass die demokratisch nur schwach 

 
148 BVerfGE 123, 267 (364 f.). 
149 Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, Rn. 183. 
150 So aber Waldhoff, in: Calliess/Ruffert, Art. 311 AEUV Rn. 16. 
151 Eckhoff, in: FS Bleckmann, 13 (24); Meermagen, Beitrags- und Eigenmittelsystem, 110 ff.; Waldhoff, in: Cal-

liess/Ruffert, Art. 311 AEUV Rn. 16; ders., Steuerhoheit für die Europäische Union?, 12 ff.  
152 Buser, ZEuS 2014, 91 (114).  
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legitimierte Kommission die treibende Kraft wäre, könnte dadurch kompensiert werden, dass 

mit den Regierungen und Parlamenten dieselben Vetospieler an der Einführung der Steuer be-

teiligt wären wie bei einer nationalen Steuererhebung. Im Übrigen erfolgt eine Belastung der 

Bürger durch die Union auch bei der Erhebung von Zöllen, deren Erträge der Union zufließen 

(Art. 30 ff. AEUV), ohne dass die demokratische Legitimation dieser Belastung in Zweifel ge-

zogen würde.153 

Es kann für die demokratische Legitimation auch keinen Unterschied machen, ob die fraglichen 

Steuern zur Verhaltenslenkung oder (wie hier vorgeschlagen) zur Haushaltsfinanzierung dienen 

sollen.154 Zur Begrenzung des unionalen Steueraufkommens wäre eine Beschränkung ihrer 

Steuerhoheit auf Lenkungssteuern nur bedingt geeignet, da auch diese finanziell erheblich sein 

können. Für eine solche Begrenzung wäre daher die hier vorgeschlagene harte Obergrenze 

zweckmäßiger. Daneben greifen Lenkungssteuern neben der finanziellen Belastung auch in die 

Freiheitsausübung der Bürger ein und steuern diese in ihrem Verhalten, was ebenfalls eine de-

mokratische Legitimation erforderlich macht. Solche Eingriffe durch Lenkungssteuern sind in 

zahlreichen Lebensbereichen denkbar. Lässt man die demokratische Legitimation durch das 

parlamentarische Zustimmungserfordernis im Einzelfall genügen, muss dies sowohl für Len-

kungssteuern als auch für Haushaltssteuern gelten. 

Da die Besteuerung der Finanzierung von staatlichen Vorhaben dient, tragen auf der nationalen 

Ebene die Parlamente die Gesamtverantwortung sowohl für die Besteuerung als auch für die 

staatlichen Ausgaben. Problematisch wäre beim hier diskutierten Modell der Umstand, dass 

dieser Konnex durchbrochen würde.155 Die Legitimität der Steuererhebung ergäbe sich wie ge-

zeigt vor allem aus der Beteiligung der nationalen Parlamente, die aber nur schwachen Einfluss 

auf die Haushaltsgestaltung der Union haben.156 Allerdings ist dieser Konnex auch in der der-

zeitigen Eigenmittelfinanzierung der Union schwach. Die Mitgliedsstaaten finanzieren die Ei-

genmittel der Union aus Steuererträgen, deren Verwendung sie dem unionalen Haushaltsge-

setzgeber überlassen. Auch hier erfolgt also eine Besteuerung und anschließende Zuweisung 

zum Unionshaushalt unter Zustimmung der nationalen Parlamente, ohne dass die steuererhe-

bende Stelle die Verwendung der Mittel festlegt. Das hier vorgeschlagene Modell stellte bzgl. 

 
153 Buser, ZEuS 2014, 91 (114); Frenz/Distelrath, DStZ 2010, 246 (249); Ohler, EuZW 1997, 370 (373).  
154 So aber Buser, ZEuS 2014, 91 (114), der Verhaltenssteuern für legitimationsfähiger hält als Haushaltssteuern; 

vgl. auch Meermagen, Beitrags- und Eigenmittelsystem, 182. 
155 Waldhoff, Steuerhoheit für die EU?, 12 ff. 
156 Dazu kritisch Wimmel, DÖV 2020, 769.  
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des Konnex zwischen Steuererhebung und Mittelverwendung eine Verschiebung, aber keinen 

strukturellen Bruch dar. 

dd) Zwischenfazit  

Aus Sicht des deutschen Verfassungsrechts scheint eine begrenzte Steuerhoheit der Union zu-

lässig zu sein, da dem Bundestag die Kontrolle über die Belastung der Bürger nicht genommen 

und die Schwelle zum Bundesstaat nicht überschritten wird. Vor dem Hintergrund der demo-

kratischen Legitimation der Steuererhebung stellen sich einige Fragen, von denen insbesondere 

der Konnex zwischen Steuererhebung und Mittelverwendung problematisch sein könnte. Eine 

Zustimmung des Bundestages zu den konkreten Modalitäten einer europäischen Steuer ist un-

verzichtbar.  

c) Conditions essentielles und souveraineté fiscale – eine Französische Sichtweise  

Es wird zunächst erörtert, wie der CC mit der hier skizzierten Primärrechtsänderung umgehen 

würde (aa). Danach soll mit der Theorie der souveraineté fiscale ein französischer Ansatz zur 

Besteuerung im Mehrebenensystem dargestellt werden (bb).  

aa) Beeinträchtigung der Ausübung der nationalen Souveränität  

Für die Ratifikation von Primärrechtsänderungen hat der CC drei Vorbehalte entwickelt; ins-

besondere ist eine Änderung der Verfassung nötig, wenn die wesentlichen Voraussetzungen der 

Ausübung der nationalen Souveränität beeinträchtigt werden.157 Zur Feststellung einer solchen 

Beeinträchtigung wurden drei kumulative Kriterien entwickelt. Zunächst muss die betroffene 

Kompetenz inhärenter Teil der nationalen Souveränität sein, also ein gesteigertes Gewicht be-

sitzen. Zweitens kommt es darauf an, ob die betroffene Kompetenz vollständig oder nur teil-

weise übertragen wird. Schließlich wird gefragt, ob Frankreich eine Möglichkeit hat, sich den 

internationalen Vereinbarungen zu widersetzen und auf die Regelsetzung Einfluss zu nehmen. 

Bei einer Bejahung dieser Kriterien muss eine hinreichend qualifizierte Beeinträchtigung vor-

liegen.158  

Wegen der großen Bedeutung der Besteuerung für einen souveränen Staat ist ein hinreichendes 

Gewicht der betroffenen Kompetenz zu bejahen. 

 
157 Vgl. oben S. 10 f. 
158 CC 2005-524/525 DC, Erwägungen 5 und 7; Favoreu, Droit constitutionnel, Rn. 224. 
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Die Besteuerungskompetenz im Allgemeinen würde durch eine beschränkte Steuerhoheit kei-

nesfalls vollständig auf die Union übertragen. Das französische Parlament bliebe weiterhin für 

die französische Besteuerung zuständig (Art. 34 CF). Es hätte sogar die (theoretische) Mög-

lichkeit, eine nationale Besteuerung für einen Steuertatbestand einzuführen, an den auch eine 

unionale Besteuerung anknüpft. Faktisch findet jedoch eine Einschränkung der Steuerkompe-

tenz des französischen Parlaments statt, da es auf die europäische Besteuerung Rücksicht neh-

men und sich mit dieser die ökonomische Zugriffsmasse teilen müsste. Es läge daher eine teil-

weise Übertragung der Steuerkompetenz vor.  

Die einmal beschlossenen Steuern wären für Frankreich aufgrund des Anwendungsvorrangs 

bindend. Auf die Regelung der Steuern hätten die französischen Staatsorgane allerdings erheb-

lichen Einfluss, da sowohl der französische Vertreter im Europäischen Rat als auch das franzö-

sische Parlament ein Vetorecht gegen die Steuer hätten. Gerade diese Möglichkeit eines Veto-

rechts in Form von Einstimmigkeitsbeschlüssen ist vom CC als deutliches Indiz gegen eine 

Beeinträchtigung der conditions essentielles bewertet worden.159 In der Gesamtschau der Kri-

terien kann daher keine qualifizierte Beeinträchtigung der Ausübung der nationalen Souveräni-

tät festgestellt werden. Daher wäre keine Verfassungsänderung für die Einführung einer be-

schränkten unionalen Steuerhoheit erforderlich.   

bb) Die souveraineté fiscale  

Unter fiskalischer Souveränität (souveraineté fiscale) versteht die französische Literatur die 

exklusive Fähigkeit eines Hoheitsträgers, für ein bestimmtes Gebiet ein Steuersystem festzule-

gen und durchzusetzen. Ein Einfluss anderer Akteure auf diese Fähigkeit bedeutet nicht ohne 

Weiteres einen Verlust der fiskalischen Souveränität.160 Zwei wesentliche Merkmale machen 

diese aus. Zum einen die Exklusivität des aufgelegten Steuersystems auf dem jeweiligen Terri-

torium, und zum anderen die autonome Festlegung der wesentlichen Modalitäten der Steuerer-

hebung und -zahlung, d.h. von Steuersatz, Steuertatbestand und Steuerabwicklung.161 

Die fiskalische Souveränität kann, anders als die politische Souveränität, auch von anderen 

Körperschaften als Staaten ausgeübt werden.162 Das zeigt sich historisch insbesondere an föde-

ralen Staaten, in denen die politische Souveränität dem Zentralstaat zukommt, manche Glied-

staaten oder autonome Regionen jedoch über das exklusive Recht der Steuererhebung verfügen 

 
159 CC 97-397 DC, Erwägungen 24 f.; Hamon/Troper, Droit constitutionnel, Rn. 559. 
160 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 46 ff mwN. 
161 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 46. 
162 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 45. 
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(z.B. die Schweiz oder die französischen Überseegebiete).163 Es ist daher denkbar, dass souve-

räne Staaten ihre fiskalische Souveränität gemeinsam ausüben oder aber (ganz oder teilweise) 

auf eine nicht-staatliche Organisation wie die EU übertragen.164 In der Union liegt die fiskali-

sche Souveränität nach wie vor überwiegend bei den Mitgliedsstaaten.165 

Trotz der Bezeichnung weist die fiskalische Souveränität einen anderen Charakter auf als die 

politische Souveränität. Jene bezeichnet nach dieser Auffassung den Kern staatlichen Handelns 

und umfasst mehrere Dimensionen. Sie kann als umfassende Freiheit verstanden werden, die 

dem Staat ein Handeln ohne Einschränkungen durch andere Akteure ermöglicht. Demgegen-

über wird die fiskalische Souveränität auch als fiskalische Autonomie bezeichnet, die für einen 

bestimmten Sachbereich (eben den der Steuererhebung) ein autonomes Handeln ermöglicht, 

aber auch auf diesen Bereich beschränkt bleibt.166 Dies unterstreicht den Befund, dass die fis-

kalische Souveränität von einem nicht souveränen Akteur wahrgenommen werden kann, der 

diese Fähigkeit von einem oder mehreren souveränen Staaten ableitet.  

Vor diesem Hintergrund wird klar, warum Maitrot de la Motte von einer „europäischen Steuer“ 

erst spricht, wenn (unter anderem) die Union über eine Steuerkompetenz verfügt, die sie frei 

ausüben kann167 – gemeint sein kann nur eine fiskalische Souveränität der Union. Er qualifiziert 

die geplanten neuen Eigenmittel (die Kunststoffabgabe und das CO2-Grenzausgleichssystem) 

nicht als europäische Steuern, da es sich „nur“ um nationale Steuern handelt, mit denen diese 

Beiträge an die Union finanzieren.168 

Hinsichtlich eines Übergangs der fiskalischen Souveränität auf die Union unterscheidet Maitrot 

de la Motte zwei Modi. Bei der Harmonisierung (ähnlich dem Begriff aus Art. 113 AEUV) 

üben die Mitgliedsstaaten ihre fiskalische Souveränität gemeinsam aus und teilen sich diese mit 

den Organen der Union. Sie nehmen an der Regelsetzung teil, sind jedoch durch den Anwen-

dungsvorrang des Unionsrechts an die gemeinsamen Beschlüsse gebunden.169 Bei einer Ver-

einheitlichung hingegen übertragen die Mitgliedsstaaten ihre fiskalische Souveränität vollstän-

dig auf die Union, der die alleinige Regelungshoheit zukommt.170 Für eine solche Vereinheitli-

chung hält Maitrot de la Motte einen demokratischen Zustimmungsmechanismus auf 

 
163 Blairon, Civitas Europa 2017, 221 (229); Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 45.  
164 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 45.  
165 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 48 f. 
166 Blairon, Civitas Europa 2017, 221 (230); Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 46. 
167 Maitrot de la Motte, Revue de l’OFCE 2014, 149 (150 f.). 
168 Maitrot de la Motte, Revue des affaires européennes 2020, 823 (831 f.).  
169 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 507.  
170 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 512 f. 
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europäischer Ebene (z.B. durch eine zentrale Rolle des Europäischen Parlaments) sowie die 

Schaffung eines europäischen Staates für erforderlich.171 

Die hier vorgeschlagene beschränkte Steuerhoheit brächte der Union keine fiskalische Souve-

ränität. Weder würde in diesem Modell die Union das exklusive Steuerrecht auf dem Unions-

gebiet haben, noch könnte sie die Modalitäten der Steuererhebung autonom festlegen, da hierzu 

noch die Zustimmung der nationalen Parlamente im Einzelfall erforderlich wäre. Stattdessen 

läge ein (weitreichender) Fall der Harmonisierung vor, denn die Mitgliedsstaaten würden ihre 

fiskalische Souveränität nicht aufgeben, sondern zu einem Teil gemeinsam ausüben bzw. mit 

der Union teilen. Die Union wäre das Vehikel für diese gemeinsame Ausübung, und ihr käme 

dann die Ertragshoheit zu (die allerdings nicht Teil des französischen Verständnisses der fiska-

lischen Souveränität ist). Der Forderung nach einem demokratischen Zustimmungsmechanis-

mus wäre durch die Einbindung der nationalen Parlamente Genüge getan.  

In eine fiskalische Souveränität der Union werden gewisse Hoffnungen gesetzt. Im derzeitigen 

System bestünden zahlreiche steuerpolitische Probleme, die die Mitgliedsstaaten nicht alleine 

zu lösen imstande seien – unterschiedliche Markbedingungen für Unternehmen aus verschie-

denen Ländern, Steuerflucht, Ungleichbehandlungen.172 Auch hätten die Verbote, Harmonisie-

rungen und Angleichungen des Unionsrechts (Art. 110 ff. AEUV) zu einer Schwächung der 

fiskalischen Souveränität der Mitgliedsstaaten geführt, ohne dass diese Verluste durch einen 

Souveränitätszugewinn der Union kompensiert worden seien.173 Demgegenüber könnte eine 

Verlagerung der fiskalischen Souveränität auf die Union die Verbindung zwischen der Union 

und den Bürgern stärken und darüber hinaus sogar – angesichts von global agierenden Konzer-

nen mit digitaler Wertschöpfung – die Handlungsfähigkeit der Mitgliedsstaaten stärken.174 

V. Schuldenaufnahme der Union  

Es wird zunächst die Rechtmäßigkeit von NGEU diskutiert (1). Der zweite Abschnitt behandelt 

die Möglichkeiten der Union zur Schuldenaufnahme im Rahmen der Verträge (2). Daraufhin 

wird eine etwaige unionale Schuldenkompetenz im Zuge einer denkbaren Vertragsreform aus 

der Warte des deutschen Verfassungsrechts untersucht (3). Es folgt ein Blick auf die Ansicht 

französischer Autoren zur aktuellen Qualität des Unionshaushalts (4).  

 
171 Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 541 ff. 
172 Clerc/Kauffmann, L’Union économique, 307; Maitrot de la Motte, Souveraineté fiscale, Rn. 50. 
173 Maitrot de la Motte, L’application du droit de l’Union europeenne en matière fiscale; ders., Souveraineté fis-

cale, Rn. 842. 
174 Maitrot de la Motte, L’application du droit de l’Union europeenne en matière fiscale. 
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1. Die Rechtmäßigkeit von NGEU 

Nach einer Darstellung des Sonderhaushaltes NGEU (a) wird die Unionsrechtskonformität von 

dessen Finanzierung durch Anleihebegabe der Kommission untersucht (b) und das Urteil des 

BVerfG zu NGEU dargestellt (c). 

a) Der Sonderhaushalt „Next Generation EU“ 

Auf Vorschlag der Kommission haben sich die Mitgliedsstaaten der EU auf den Sonderhaushalt 

„Next Generation EU“ (NGEU) mit einem Volumen von 750 Mrd. € geeinigt, um die wirt-

schaftlichen Folgen der Pandemie zu bekämpfen und dabei zukunftsweisende Investitionen in 

eine nachhaltige und digitale Wirtschaftsweise zu ermöglichen.175 Gestützt wird NGEU auf die 

Notfallklausel des Art. 122 AEUV (ohne Unterscheidung der beiden Absätze). Von der Summe 

werden 360 Mrd. € als günstige Darlehen an die Mitgliedsstaaten vergeben, 390 Mrd. € als 

Zuschüsse ausbezahlt. Während 78,5 Mrd. € zur Aufstockung von bereits bestehenden Pro-

grammen und Fonds verwendet werden, fließen 672,5 Mrd. € in eine neu geschaffene Aufbau- 

und Resilienzfazilität (Recovery and Resilience Facility – RRF),176 die den Mitgliedsstaaten 

die notwendigen Investitionen zur Ankurbelung der Wirtschaft ermöglichen soll. 

Die Mitgliedsstaaten legen nationale Aufbau- und Resilienzpläne vor. Die Kommission prüft 

diese, wobei die Empfehlungen aus dem Europäischen Semester ebenso berücksichtigt werden 

sollen wie die Notwendigkeit von Investitionen in eine nachhaltige Entwicklung und die Digi-

talisierung.177 Auf Vorschlag der Kommission billigt der Rat die Zahlungen.178 Sollten Mit-

gliedsstaaten Einwände gegen Zahlungen haben, können sie den Europäischen Rat mit der Sa-

che befassen, der eine Lösung finden soll.179 Eine Konditionierung der Hilfen ist nicht vorge-

sehen.180  

b) Die Vertragskonformität von NGEU  

Da die Konstruktion von NGEU in der Literatur bereits ausführlich analysiert wurde,181 wird 

sich hier auf zwei ausgewählte Problemkreise beschränkt, namentlich die Vereinbarkeit von 

 
175 Verordnung (EU) 2020/2094; Schlussfolgerungen Europäischer Rat EUCO 10/20; siehe zu Struktur und Inhalt 

von NGEU Waigel, Next Generation EU, 23 ff.  
176 Verordnung (EU) 2021/241. 
177 Erwägungsgründe 23 und 26 Verordnung (EU) 2021/241. 
178 Art. 18 – 20 Verordnung (EU) 2021/241. 
179 Erwägungsgrund 53 Verordnung (EU) 2021/241. 
180 Meyer, EuZW 2021, 16 (17).  
181 Meyer, EuZW 2021, 16; Nettesheim, AöR 2020, 381; Schorkopf, NJW 2020, 3085.  
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NGEU mit Art. 125 I AEUV (aa) sowie etwaige Verstöße gegen unionale Haushaltsgrundsätze 

(bb). 

aa) Vereinbarkeit mit dem „Bailout-Verbot“ des Art. 125 I AEUV 

Der EuGH legt die Reichweite des Bailout-Verbots des Art. 125 I AEUV teleologisch aus.182 

Der Zweck der Norm bestehe darin, die Staaten bei ihrer Finanzierung der Marktlogik zu un-

terwerfen, sodass eine hohe Verschuldung auf den Kapitalmärkten mit höheren Zinsen „sank-

tioniert“ wird. Die Staaten sollen dadurch zu einer soliden Haushaltspolitik motiviert werden 

und bei Verfehlungen selbst die Folgen tragen. Der Anwendungsbereich der Norm sei daher 

weit zu verstehen; andererseits sei nicht jede finanzielle Unterstützung verboten, was sich aus 

dem Wortlaut der Norm sowie aus den Artikeln 122 und 123 AEUV ergebe.183 

Im Rahmen von NGEU werden insgesamt 750 Mrd. € als zinsgünstige Darlehen und verlorene 

Zuschüsse an die Mitgliedsstaaten ausgezahlt. In bestehende Verbindlichkeiten tritt die Union 

nicht ein, sodass Art. 125 I AEUV zumindest nicht offensichtlich verletzt ist.184  

Denkbar wäre jedoch zunächst, dass eine gemeinsame Haftung durch die Nachschusspflicht 

des Art. 9 IV EMB begründet wird. Demnach kann die Kommission bei der Tilgung der aufge-

nommenen Kredite die Staaten über ihren Anteil hinaus in Anspruch nehmen, wenn die Mittel 

des Unionshaushalts nicht ausreichen (bspw. wegen Zahlungsausfall eines Staates) und andere 

Finanzierungsstrategien nicht zur Verfügung stehen. Man könnte argumentieren, dass der nicht 

zahlende Staat damit faktisch aus seiner Zahlungspflicht entlassen werde, wofür die übrigen 

Mitgliedsstaaten einstehen müssten.185 Eine solche Verpflichtung hat der EuGH jedoch bereits 

beim ESM als mit Art. 125 I AEUV vereinbar angesehen, mit dem Argument, der säumige 

Mitgliedsstaat bleibe zur Zahlung seines Anteils verpflichtet und werde nicht aus der Haftung 

entlassen.186 Dies muss auch hier gelten, zumal die Nachschusspflicht in Art. 9 IV EMB (anders 

als in Art. 25 II ESM-Vertrag) ausdrücklich erst als „letztes Mittel“ eingreift, wenn alle anderen 

Mittel bereits ausgeschöpft wurden.  

Fraglich ist dennoch, ob der Anreiz zu einer soliden Haushaltspolitik der Mitgliedsstaaten durch 

NGEU nicht zumindest abgeschwächt wird. Durch eine Finanzierung zu Konditionen, die (je 

 
182 Vgl. oben S. 15.  
183 EuGH Rs.C-370/12, Rn.129 ff.; Häde, in: Calliess/Ruffert, Art. 125 AEUV Rn. 10 ff.  
184 Schorkopf, NJW 2020, 3085 (3088).  
185 So die Antragsteller vor dem BVerfG, vgl. den Beschluss vom 15. April 2021 – 2 BvR 547/21, Rn. 31 f.  
186 EuGH Rs. C-370/12, Rn. 144 f.  
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nach Mitgliedsstaat) erheblich attraktiver sind als eine Mittelbeschaffung auf den Finanzmärk-

ten, könnte NGEU die staatliche Finanzierung von der Marktlogik entkoppeln. 

Laut dem juristischen Dienst des Europäischen Rates ist NGEU nicht dazu „bestimmt“ (bzw. 

„ziele nicht darauf ab“), eine Finanzierung durch die Märkte zu ersetzen. Der Zweck der Aus-

gaben sei allein die Ermöglichung von Investitionen, um die Wirtschaftsleistung nach der Pan-

demie wieder anzukurbeln.187 Dem steht schon die erklärte Absicht der Kommission entgegen, 

durch NGEU den Staaten Investitionen zu ermöglichen, ohne dass die nationalen Schulden-

stände (durch Mittelbeschaffung auf den Märkten) weiter steigen.188 Es kann darüber hinaus 

bei einer solchen Bewertung nicht um die intendierten, sondern nur um die tatsächlichen Folgen 

gehen.189 Durch NGEU werden Mittel in erheblichem Umfang an die Mitgliedsstaaten verteilt. 

Für die Investitionen, die sie dadurch tätigen können, müssten sie ansonsten auf die klassischen 

Finanzierungsinstrumente, also Steuererhöhungen oder Neuverschuldung an den Finanzmärk-

ten, zurückgreifen. Es findet somit eine Substitution der Mittelaufnahme an den Märkten statt, 

mag dies beabsichtigt sein oder nicht.190 

Ebenso wenig ist es überzeugend, dass die Finanzierung von unionalen Zielen wie der Kohäsi-

onspolitik „naturgemäß“ mit Art. 125 I AEUV vereinbar sein soll.191 Wäre dem so, könnte 

Art. 125 I AEUV nie greifen, wenn die Union ihre Ziele verfolgt. Da dies nicht sein kann, ist 

unabhängig von den verfolgten Zielen im Einzelfall zu prüfen, ob ein Mechanismus die staat-

liche Finanzierung unzulässigerweise erleichtert.   

Auch der pauschale Hinweis darauf, dass sich Art. 125 I AEUV allein auf die (Re-)Finanzie-

rung der mitgliedsstaatlichen Haushalte beziehe und daher die allein für den Zweck der Be-

kämpfung der Pandemiefolgen vorgesehenen Mittel des NGEU nicht erfasse,192 reicht für eine 

Vereinbarkeit von NGEU mit Art. 125 I AEUV nicht aus. Die Vereinbarkeit bemisst sich laut 

dem EuGH allein danach, ob ein Anreiz für eine übermäßige Verschuldung gesetzt wird. Auch 

zweckgebundene Unterstützung zur Krisenbekämpfung entlastet den nationalen Haushalt und 

macht somit Gelder für andere Vorhaben frei, die nach der Marktlogik deutlich teurer zu be-

schaffen wären. Ein Anreiz zu weiterer Verschuldung ist daher grundsätzlich auch bei 

 
187 Gutachten 9062/2020 des Juristischen Dienstes des Europäischen Rates, Rn. 161.  
188 Mitteilung COM (2020) 442 der Kommission vom 27.05.2020, 16 f.  
189 Auch den Ausführungen des EuGH zu Art. 125 AEUV lässt sich keine Beschränkung auf die Intentionen einer 

Maßnahme entnehmen, vgl. EuGH Rs. C-370/12, Rn. 135 ff.  
190 Meyer, EuZW 2021, 16 (20); Schorkopf, NJW 2020, 3085 (3088), wobei Schorkopf einen Verstoß nur bzgl. der 

Darlehen, nicht aber bzgl. der verlorenen Zuschüsse annimmt.   
191 Gutachten 9062/2020 des Juristischen Dienstes des Europäischen Rates, Rn. 163.  
192 Mayer, „Die Rückkehr der Jedi-Ritter?“, Verfassungsblog vom 23. November 2020.  
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zweckgebundenen Mitteln denkbar, zumal wenn sie einen so erheblichen Umfang haben wie 

die Mittel aus NGEU.  

Beim ESM sah der EuGH einen solchen verbotenen Anreiz deswegen nicht gegeben, weil die 

Hilfen an strenge Auflagen geknüpft waren. Diese Auflagen hatten einen abschreckenden Cha-

rakter und sollten ihrer Natur nach auf eine dauerhafte Einhaltung der Vorgaben zur Begren-

zung der Staatsverschuldung hinwirken.193 Auch bei NGEU gibt es zwar Vorgaben in Form 

von Etappenzielen, deren Einhaltung Voraussetzung für die fortgesetzte finanzielle Unterstüt-

zung ist.194 Diese werden jedoch von den Mitgliedsstaaten selbst festgelegt.195 Entscheidendes 

Kriterium für die Etappenziele ist, dass sie zur wirtschaftlichen Erholung im jeweiligen Land 

beitragen; daneben müssen sie in Einklang mit den Vorgaben des Europäischen Semesters und 

weiteren Strategiedokumenten stehen, die jedoch (im Vergleich zu den Vorgaben bei ESM-

Hilfen) sehr vage formuliert werden. Es handelt sich daher um eine „weiche“ Konditionalität, 

die einen ganz anderen Charakter hat als die Auflagen des ESM und von der keine Anreize zur 

Haushaltsdisziplin ausgehen dürften.196  

Eine Rechtfertigung für NGEU könnte sich lediglich aus Art. 122 II AEUV ergeben, auf den 

NGEU gestützt wird.197 Danach kann die Union bei außergewöhnlichen Ereignissen, die zu 

Schwierigkeiten führen (dazu dürfte die Pandemie unzweifelhaft gehören) den betroffenen 

Staaten Finanzhilfen gewähren. Diese müssen auch an Bedingungen geknüpft sein, deren Aus-

gestaltung aber im freien Ermessen des Rates liegt,198 sodass diesem Erfordernis bei NGEU 

Genüge getan sein dürfte.  

Nach umstrittener Ansicht des EuGH statuiert Art. 122 AEUV keinen Ausnahmetatbestand zu 

Art. 125 AEUV, sodass die beiden Normen in praktischer Konkordanz zueinander ausgelegt 

werden müssen.199 Die zugrundeliegenden Prinzipien, die im Rahmen eines Finanzierungsin-

strumentes wie NGEU miteinander in Einklang gebracht werden müssen, sind die Solidarität 

zwischen den Mitgliedsstaaten (Art. 122 AEUV) auf der einen und ihre Eigenverantwortung 

(Art. 125 AEUV) auf der anderen Seite. Allerdings setzt Solidarität, so wie sie in den Verträgen 

angelegt ist, Eigenverantwortung stets voraus. Sie dient dazu, finanziell angeschlagenen Staaten 

 
193 EuGH Rs. C-370/12, Rn. 142, 143.   
194 Art. 24 VI, IX Verordnung (EU) 2021/241. 
195 Art. 18 IV lit. i) Verordnung (EU) 2021/241. 
196 Heinemann, Next Generation EU, 16 f.  
197 Verordnung (EU) 2020/2094; bezweifelnd, dass NGEU wirklich auf Art. 122 II AEUV gestützt werden kann: 

Brauneck, NVwZ-Extra 11/2021, 1 (4); Meyer, EuZW 2021, 16 (19 f.).  
198 Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 122 AEUV Rn. 24.  
199 EuGH Rs. C-370/12, Rn. 131; ebenso Herrmann/Dausinger, in: FraKom, Art. 122 AEUV Rn. 5; a.A. Häde, 

in: Calliess/Ruffert, Art. 125 AEUV Rn. 5.  
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durch Hilfe der Union wieder mehr Handlungsspielraum zu verschaffen und ihnen insbesondere 

die Rückkehr zu einer soliden Haushaltspolitik zu ermöglichen, die ein zentraler Baustein der 

WWU ist. Solidarische Maßnahmen sollen dadurch auch Gefahren für die Stabilität der Union 

entgegentreten.200 Dieser Wechselwirkung wird NGEU nicht gerecht, weil der Solidarität der 

Union für einige Staaten201 keine starken Anreize zu einer nachhaltigen Gesundung der öffent-

lichen Finanzen und damit zu einer Rückkehr zur selbständigen Eigenverantwortung gegen-

überstehen. 

Die Mittelvergabe durch NGEU substituiert bewusst die nationale Schuldenaufnahme und 

weist eine nur schwach ausgeprägte Konditionalität für die Hilfen auf. Sie schwächt damit die 

Marktlogik bei der Schuldenaufnahme der Staaten ab und verfehlt hierbei ein ausgewogenes 

Verhältnis zwischen Solidarität und Eigenverantwortung. Daher bestehen erhebliche Zweifel 

an der Vereinbarkeit von NGEU mit Art. 125 I AEUV.202 

bb) Verstöße gegen unionale Haushaltsgrundsätze  

Fraglich erscheint die Ausgestaltung von NGEU auch mit Blick auf die Grundsätze der Einheit 

und Vollständigkeit des Haushalts (1), des Haushaltsausgleichs (2) sowie der Haushaltsdiszip-

lin (3).  

1) Einheit und Vollständigkeit des Haushalts  

Gemäß dem Grundsatz der Einheit und Vollständigkeit des Haushalts 

(Art. 310 I Uabs. 1 AEUV) werden alle Einnahmen und Ausgaben der Union in einem Haus-

haltsplan ausgewiesen. Dies dient der Wahrung von Übersichtlichkeit und Transparenz, indem 

Neben- und Schattenhaushalte vermieden werden. Der Grundsatz ist außerdem auch Ausdruck 

des Budgetrechts des Parlaments, das ein wichtiger Bestandteil der parlamentarischen Rechts-

tradition Europas ist.203 Bei der Aufstellung des regulären Haushaltsplans hat das Europäische 

Parlament gem. Art. 314 AEUV die Rolle eines gleichberechtigten Mitgesetzgebers. Dennoch 

gab es in der Vergangenheit schon Ausnahmen von diesem Grundsatz, indem einzelne Fonds 

oder auch die Tätigkeiten der EIB nicht im Haushalt erfasst wurden.204 

 
200 Brauneck, NVwZ-Extra 11/2021, 1 (5 ff.). 
201 Vgl. zu den hohen Schuldenständen mancher EU-Staaten Meyer, EuZW 2021, 16 f.  
202 Brauneck, NVwZ-Extra 11/2021, 1 (7 f.); Meyer, EuZW 2021, 16 (20); Schorkopf, NJW 2020, 3085 (3088); 

Waigel, Next Generation EU, 114 ff. 
203 Storr, in: Niedobitek, §9 Rn. 95.  
204 Rossi, in: Dauses/Ludwigs, A. III. Rn. 159 ff. 
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Die für NGEU verwendeten Mittel werden als „externe zweckgebundene Einnahmen“ behan-

delt.205 Diese werden zwar gem. Art. 22 HO auch in den Haushalt eingestellt, dies geschieht 

jedoch „automatisch“, sodass die Verwendung der Mittel der politischen Kontrolle des Haus-

haltsgesetzgebers entzogen bleibt.206 Es muss bei einer Bewertung zwischen den Mitteln für die 

Kreditvergabe an die Mitgliedsstaaten und den Mitteln für die verlorenen Zuschüsse unterschie-

den werden.  

Für erstere ist die Kreditaufnahme am Haushalt vorbei zulässig ist, weil die Mittel an die Mit-

gliedsstaaten weitergereicht werden (sog. back-to-back-lending). Solche Operationen sind 

haushaltstechnisch neutral, da Einnahmen und Ausgaben einander ausgleichen. Die Union hat 

auch keinen politischen Spielraum bei der Verwendung, sodass der Grundsatz durch die Mittel 

für Kredite nicht verletzt wird.207 

Die Vergabe von verlorenen Zuschüssen an die Mitgliedsstaaten ist hingegen nicht haushalts-

technisch neutral, weil den Ausgaben keine Einnahmen gegenüberstehen. Dass es sich um Aus-

gaben handelt, geht aus dem neuen EMB selbst hervor.208 Aufgrund des Telos der Einheit und 

Vollständigkeit des Haushalts – die Herstellung von Übersichtlichkeit und Transparenz sowie 

die Sicherung der parlamentarischen Mitbestimmung – und der Erheblichkeit der Summe ist 

daher zu verlangen, dass die Transaktionen für die verlorenen Zuschüsse in den Haushaltsplan 

eingestellt werden. Auch ein Verweis auf die Einmaligkeit und Außergewöhnlichkeit der Situ-

ation vermag daran nichts zu ändern.209 Gerade in außergewöhnlichen Situationen müssen 

Transparenz und parlamentarische Beteiligung gewahrt sein, zumal die Rückzahlung der Kre-

dite aus dem Unionshaushalt erfolgen soll. Für die Mittel, die als verlorene Zuschüsse vergeben 

werden, liegt daher ein Verstoß gegen Art. 310 I Uabs. 1 AEUV vor.210 

2) Grundsatz des Haushaltsausgleichs 

Laut Art. 310 I Uabs. 3 AEUV ist der Haushaltsplan in Einnahmen und Ausgaben auszuglei-

chen, was der Verschuldung der Union für NGEU entgegenstehen könnte. Allerdings werden 

die Mittel für NGEU als externe zweckgebundene Einnahmen nicht über den regulären Haus-

halt, sondern als ein Sonderhaushalt geführt. Es liegt also keine Haushaltsrelevanz und damit 

 
205 Art. 3 Verordnung (EU) 2020/2094. 
206 Dazu Nettesheim, AöR 2020, 381 (412).  
207 Nettesheim, AöR 2020, 381 (414 f.). 
208 Beschluss (EU, Euratom) 2020/2053, Erwägungsgrund 14. 
209 So aber de Sadeleer, Le plan de relance NGEU, 11 f.  
210 Nettesheim, AöR 2020, 381 (417). 
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kein Verstoß gegen Art. 310 I Uabs. 3 AEUV vor.211 Eine materielle Aufladung des Grundsat-

zes des Haushaltsausgleiches, wonach dieser auch für die Unionsfinanzen außerhalb des regu-

lären Haushalts der Union die Aufnahme von „Wechseln auf die Zukunft“ verbiete212, läuft dem 

Wortlaut der Norm zuwider. Diese bezieht den Haushaltsausgleich eindeutig auf „den Haus-

haltsplan“, d.h. auf den Jahresplan, den die Union gem. Art. 314 AEUV aufstellt. Die Mittel-

bewirtschaftung der Union am regulären Haushalt vorbei ist grundsätzlich kritisch zu sehen, ihr 

sollte jedoch nicht mit der dogmatisch unsauberen Lösung einer Ausweitung der Haushalts-

grundsätze gegen den Wortlaut begegnet werden. 

3) Grundsatz der Haushaltsdisziplin 

Gemäß dem in Art. 310 IV AEUV verankerten Grundsatz der Haushaltsdisziplin erlässt die 

Union keine haushaltsrelevanten Rechtsakte, deren Finanzierung aus Eigenmitteln im Rahmen 

des MFR sie nicht gewährleisten kann. Der tragende Gedanke ist, dass die Einnahmen der 

Union ihre Ausgaben determinieren sollen, und nicht umgekehrt.213 Während die Beschaffung 

der Mittel außerhalb des Haushalts erfolgt, ist deren Rückzahlung aus ebendiesem geplant 

(Art. 5 II EMB), sodass der Rechtsakt erhebliche Auswirkungen auf die Haushalte der kom-

menden Jahre haben wird. MFR und EMB sind jedoch stets befristet und daher für die Zeit bis 

2058 (bis dahin darf die Rückzahlung der Anleihen gem. Art. 5 II EMB andauern) noch nicht 

beschlossen. Die Union kann folglich noch gar keine Gewähr dafür bieten, dass die Eigenmittel 

bis zur vollständigen Rückzahlung ausreichen werden.214 Auch sind es in diesem Modell die 

für die Rückzahlung benötigten Ausgaben, die den Umfang der Einnahmen vorgeben. Somit 

liegt auch ein Verstoß gegen den Grundsatz der Haushaltsdisziplin gem. Art. 310 IV AEUV 

vor.  

c) Das NGEU-Urteil des BVerfG  

Mit Entscheidung vom 06.12.2023 hat das BVerfG eine Verfassungsbeschwerde gegen die 

deutsche Zustimmung zum neuen EMB abgewiesen.215 Das Gericht ließ zwar Zweifel an der 

Primärrechtskonformität von NEGU erkennen, sah aber letztlich kein offensichtliches Handeln 

ultra vires und auch keine offensichtliche Verletzung der deutschen Verfassungsidentität.  

 
211 De Sadeleer, Le plan de relance NGEU, 11. 
212 Nettesheim, AöR 2020, 381 (418 ff.). 
213 Waigel, Next Generation EU, 152; Waldhoff, in: Calliess/Ruffert, Art. 310 AEUV Rn. 32.  
214 Nettesheim, AöR 2020, 381 (421 f.) 
215 BVerfGE 164, 193 – NGEU.  
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Das Gericht ordnet die nach Art. 5 EMB aufgenommenen Kredite als sonstige Einnahmen i.S.v. 

Art. 311 II AEUV. Die Kreditaufnahme ist zweckgebunden und zeitlich sowie der Höhe nach 

beschränkt, sodass eine Verwendung ausschließlich im Rahmen des Integrationsprogramms der 

EU sichergestellt sei.216 An der Tragfähigkeit von Art. 122 AEUV als Rechtsgrundlage bestün-

den zwar Zweifel, u.a. deshalb, weil der Zweck von NGEU nicht nur auf die Bekämpfung der 

unmittelbaren Folgen der Pandemie beschränkt sei, sondern auch Ausgaben für Digitalisierung, 

Klimaschutz und Zuschüsse für bereits bestehende EU-Programme beinhalte.217 Jedoch stün-

den Rat und Kommission bei der Anwendung von Art. 122 AEUV ein weiter Einschätzungs-

spielraum zu, sodass die Subsumtion der weitreichenden wirtschaftlichen Folgen der Pandemie 

unter diese Norm nicht offensichtlich kompetenzwidrig sei.218 Auch eine Umgehung des Bail-

Out-Verbots des Art. 125 AEUV hält das Gericht für möglich, jedoch stünden die Wertungen 

des Art. 122 AEUV nicht hinter denen des Art. 125 AEUV zurück, sodass zumindest kein of-

fensichtlicher Verstoß vorliege.219 Schließlich sei auch das Budgetrecht des Bundestages als 

Element der Verfassungsidentität nicht offensichtlich verletzt, da weder durch die zu erwar-

tende finanzielle Belastung bei der Rückzahlung der Kredite noch bei der theoretisch möglichen 

Maximalbelastung das Budgetrecht faktisch leerlaufe.220 Das Gericht gibt dem Bundestag je-

doch auf, die Verwendung der Mittel aus NGEU und die Haftungsrisiken der Bundesrepublik 

laufend im Blick zu behalten und erforderlichenfalls Maßnahmen zum Schutz des Bundeshaus-

halts zu ergreifen.221 

Im Gegensatz zum unten analysierten PSPP-Urteil222 verfolgt das BVerfG im NGEU-Urteil 

eine erkennbar integrationsfreundliche Linie.223 Zugleich macht das Gericht aus seinen Zwei-

feln an der rechtlichen Ausgestaltung von NGEU keinen Hehl, allein auf das Ergebnis schlagen 

diese nicht durch. Mehrfach werden im Urteil die sachliche und zeitliche Begrenzung von 

NGEU und der Ausnahmecharakter der wirtschaftlichen Lage im Zuge der Pandemie ins Feld 

geführt. Es ist wohl maßgeblich dieser besonderen Situation geschuldet, dass sich das BVerfG 

dem europäischen Krisenmanagement nicht in den Weg stellen wollte. 

 

 
216 BVerfGE 164, 193 (302 f.). 
217 BVerfGE 164, 193 (303 ff.). 
218 BVerfGE 164, 193 (307 ff.). 
219 BVerfGE 164, 193 (315 ff.). 
220 BVerfGE 164, 193 (317 ff.). 
221 BVerfGE 164, 193 (324 f.). 
222 Vgl. unten S. 56 ff. 
223 Hilpold, EuZW 2023, 169; Steinbach/Grund, NJW 2023, 405.  
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2. Eine Finanzierung des Unionshaushalts durch Schulden?  

Anders als bei den vor einigen Jahren diskutierten224 Eurobonds (in ihren verschiedenen Mo-

dellen) sieht der neue EMB die Aufnahme von Schulden nicht gemeinschaftlich durch die Mit-

gliedsstaaten, sondern direkt durch die Kommission vor, allerdings einmalig und der Höhe nach 

begrenzt. Es soll untersucht werden, ob eine allgemeine, auf Dauer angelegte Schuldenfinan-

zierung des Unionshaushaltes eine Rechtsgrundlage in den Verträgen finden würde (a) und mit 

den Haushaltsgrundsätzen (b) sowie mit Art. 125 I AEUV (c) vereinbar wäre. Zu denken ist 

hier an ein dem neuen EMB vergleichbares Modell, in dem die Kommission im Namen der 

Union Anleihen begibt, deren Rückzahlung aus dem Unionshaushalt erfolgt und die durch an-

teilige Garantien der Mitgliedsstaaten abgesichert ist, nur dass die Einnahmen aus diesen An-

leihen in den Unionshaushalt fließen und nicht an die Mitgliedsstaaten vergeben werden.  

a) Rechtsgrundlage für eine haushaltsrelevante Verschuldung  

Die Verträge erwähnen keine Verschuldungskompetenz der Union. Dass eine solche dennoch 

bestehen kann, ergibt sich zum einen aus Art. 318 AEUV, der „Schulden der Union“ erwähnt,225 

und zum anderen aus Art. 311 Uabs. 1 AEUV, wonach sich die Union mit den nötigen Mittel 

ausstattet, was auch die Mittelbeschaffung durch Kredite umfassen kann.226 Die beiden Normen 

verleihen jedoch der Union noch keine Kompetenzen. 

Es könnte die Vertragsabrundungsklausel des Art. 352 AEUV als Rechtsgrundlage in Betracht 

kommen. Ein Handeln aufgrund von Art. 352 AEUV muss erforderlich sein, um ein Ziel der 

Verträge zu verfolgen. Die Finanzierung des Unionshaushalts ist ein solches Ziel, das jedoch 

bereits durch Art. 311 AEUV geregelt wird – die Union finanziert sich aus Eigenmitteln. Für 

einen Rückgriff auf die Vertragsabrundungsklausel fehlt daher die Erforderlichkeit.227 Zudem 

würde durch einen solchen Rückgriff der Schutz der Stellung der nationalen Parlamente, den 

das Verfahrens für den EMB gem. Art. 311 AEUV sicherstellen soll, ausgehöhlt, da 

Art. 352 AEUV (anders als Art. 311 AEUV) keine Beteiligung der nationalen Parlamente vor-

sieht.228  

 
224 Heun/Thiele, JZ 2012, 973; Mayer/Heidfeld, NJW 2012, 422; dies., ZRP 2012, 129; Müller-Franken, JZ 2012, 

219.  
225 Storr, in: Niedobitek, §9 Rn. 89; v. Lewinski, ZG 2012, 164 (170).  
226 Meyer, EuZW 2021, 16 (18).  
227 Storr, in: Niedobitek, §9 Rn. 90. 
228 Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 73.  
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Es bliebe daher nur die Änderung des EMB gem. Art. 311 Uabs. 3 AEUV. Aufgrund der for-

mellen Bedeutung des Eigenmittelbegriffs229 kann dieser prinzipiell auch Einnahmen aus Kre-

diten und Anleihen beinhalten, wenn die Mitgliedsstaaten dies beschließen.230 Für die Finan-

zierung von NGEU ist dies ja auch bereits geschehen.  

b) Vereinbarkeit mit den unionalen Haushaltsgrundsätzen  

Eine allgemeine Haushaltsfinanzierung durch Schulden müsste mit den unionalen Haushalts-

grundsätzen vereinbar sein, namentlich mit den Grundsätzen des Haushaltsausgleichs (aa) und 

der Haushaltsdisziplin (bb). 

aa) Verbot der Schuldenfinanzierung durch Art. 310 I Uabs. 3 AEUV? 

Der Ausgleich des Haushalts kann grundsätzlich formal oder materiell verstanden werden. Ein 

formelles Verständnis würde lediglich verlangen, dass Einnahmen und Ausgaben einander 

quantitativ entsprechen müssen, sodass kein Saldo entsteht; in diesem Sinne ist nach ganz über-

wiegender Auffassung Art. 110 I S. 2 GG zu verstehen.231 Ein materielles Verständnis hingegen 

würde Mittel aus Verschuldung nicht als Einnahmen werten, sodass der Ausgleich ohne Kre-

diteinnahmen hergestellt werden müsste. Unklar ist, welches Verständnis 

Art. 310 I Uabs. 3 AEUV zugrunde liegt. 

Für ein rein formales Verständnis ließe sich zunächst wiederum Art. 311 Uabs. 1 AEUV an-

führen, wonach sich die Union mit den erforderlichen Mitteln ausstattet, was für einen grund-

sätzlich weiten Spielraum der Mitgliedsstaaten bei der Finanzierung der Union sprechen 

könnte.232 Darüber hinaus wird argumentiert, dass sich aus keiner Stelle der Verträge ein An-

zeichen für eine materielle Bedeutung des Haushaltsausgleichs ergebe. Der Grundsatz müsse 

daher durch eine „vorgelagerte“ Entscheidung ausgefüllt werden: sehe der EMB keine Kredit-

aufnahme vor, müsste der Haushaltsausgleich (in materiell verstandener Weise) durch andere 

Einnahmen erreicht werden; erlaube der EMB aber eine Kreditaufnahme, so könnten auch diese 

Einnahmen für die Herstellung des Ausgleichs verwendet werden. Die Frage nach der Zuläs-

sigkeit von Krediteinnahmen richte sich daher nach dem Prinzip der begrenzten 

 
229 Vgl. oben S. 22 ff.  
230 Meyer, EuZW 2021, 16 (18); Rossi, in: Dauses/Ludwigs, A. III. Rn. 123; Steinbach/Grund, NJW 2023, 405 

(407); a.A. BVerfGE 164, 193 (292 ff.); Waigel, Next Generation EU, 61 ff. 
231 Kube, in: Maunz/Dürig GG, Art. 110 Rn. 139 ff.; Heun, in: Dreier GG, Art. 110 Rn. 25.  
232 Schorkopf, NJW 2020, 3085 (3088). 
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Einzelermächtigung, der Grundsatz des Haushaltsausgleichs folge lediglich der andernorts ge-

troffenen Entscheidung und habe daher formalen Inhalt.233 

Art. 17 II HO, der der Union die Aufnahme von Krediten verbietet, kann aus normenhierarchi-

schen Gründen nicht für ein materielles Verständnis der Norm herangezogen werden.234 Als 

sekundärrechtlicher Rechtsakt kann die HO nicht die Reichweite des primärrechtlichen 

Art. 310 AEUV bestimmen. Ebenso wenig trägt ein Verweis auf den Grundsatz der Haushalts-

disziplin für eine materielle Auslegung,235 denn dies gliche einem Zirkelschluss. 

Art. 310 IV AEUV verweist für die Finanzierbarkeit von Maßnahmen auf die Eigenmittel, so-

dass für einen etwaigen Verstoß gegen diesen Grundsatz deren Umfang nach dem gültigen 

EMB entscheidend ist. Hier interessiert jedoch die Frage, ob die Aufnahme von Einnahmen aus 

Krediten in diese Eigenmittel mit dem Haushaltsausgleich vereinbar wäre. Der Verweis setzt 

daher eine bestimmte Zusammensetzung der Eigenmittel voraus, obwohl diese erst noch unter-

sucht werden soll.  

In systematischer Hinsicht schwerer wiegt die Wiederholung des Haushaltsausgleichs in 

Art. 314 X AEUV, wonach ihn alle Organe bei der Aufstellung des Haushalts zu beachten ha-

ben. Es scheint fraglich, dass hier ein rein formal verstandenes Prinzip noch einmal betont wer-

den sollte.236 

Es stellt sich darüber hinaus die Frage, welchen eigenständigen Sinn und Zweck der Grundsatz 

des Haushaltsausgleichs hätte, wenn er rein formal verstanden würde. Dem formalen Haushalt-

sausgleich des Grundgesetzes wird bescheinigt, fast keinen eigenständigen Gehalt zu haben und 

lediglich eine Selbstverständlichkeit zum Ausdruck zu bringen.237 Er ist gleichwohl wegen 

Art. 115 GG zwingend, der die Voraussetzungen für eine Schuldenaufnahme des Bundes be-

schreibt und mit einem materiellen Verständnis des Art. 110 I S. 2 GG nicht zu vereinbaren 

wäre.238 Eine solche zwingende Konstruktion beinhaltet der AEUV aber nicht. Es scheint daher 

fraglich, dass die Schöpfer des AEUV tatsächlich eine fast schon bedeutungslose Norm schaf-

fen wollten. Trotz gewichtiger Gegenargumente scheint daher eine materielle Auslegung des 

 
233 Häde, in: FraKom, Art. 310 AEUV Rn. 28 ff; Rossi, in: Dauses/Ludwigs, A. III. Rn. 163. 
234 So aber Niedobitek, in: Streinz EUV/AEUV, Art. 310 Rn. 28.  
235 So aber Waldhoff, in: Calliess/Ruffert, Art. 310 AEUV Rn. 27.  
236 Magiera, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim AEUV, Art. 310 Rn. 40.  
237 Kube, in: Maunz/Dürig GG, Art. 110 Rn.142; Siekmann, in: Sachs GG, Art. 110 Rn. 66; Stern, Staatsrecht II, 

1249.  
238 Heun, in: Dreier GG, Art. 110 Rn. 25, Siekmann, in: Sachs GG, Art. 110 Rn. 65.  
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Art. 310 I Uabs. 3 AEUV vorzugswürdig, die eine Kreditfinanzierung des Unionshaushalts un-

tersagt.239   

bb) Vereinbarkeit mit dem Grundsatz der Haushaltsdisziplin 

Der Grundsatz der Haushaltsdisziplin verbietet nach den dargestellten240 Grundsätzen die Auf-

nahme von Krediten, deren Rückzahlung nach dem Ende des derzeitigen MFR und des zuge-

hörigen EMB erfolgen soll, da für deren Rückzahlung noch keine Gewähr geboten werden 

kann. Dies würde auch für eine Haushaltsfinanzierung durch Kredite gelten. Diese müssten 

daher im Zeitraum des laufenden MFR zurückgezahlt werden, um eine Belastung künftiger 

Haushalte zu verhindern, ohne dass dabei auf Neuverschuldung zurückgegriffen werden dürfte. 

Ein noch nicht zurückgezahlter Rest wäre zulässig, wenn er die Bagatellschwelle des 

Art. 310 IV AEUV nicht überschritte. Die Laufzeit des MFR steht im Ermessen der Unionsor-

gane, da Art. 312 I Uabs. 2 AEUV nur eine Mindestlaufzeit vorschreibt.  

c) Vereinbarkeit mit Art. 125 I AEUV 

Eine Schuldenaufnahme durch die Union zur Finanzierung des Haushalts müsste mit 

Art. 125 I AEUV vereinbar sein. Es ergäben sich aus ihr keine Anreize für die Mitgliedsstaaten, 

eine unsolide Haushaltspolitik zu verfolgen. Der Unionshaushalt dient nicht zur Unterstützung 

von angeschlagenen Mitgliedsstaaten, sodass diese ihre eigene Finanzierung weiterhin über die 

Finanzmärkte betreiben müssten. Sollte es doch dazu kommen, dass Mittel aus dem Unions-

haushalt für Finanzhilfen an Staaten verwendet werden, müssten diese ebenfalls einer strengen 

Konditionalität unterliegen, was sich bereits aus der Pringle-Rechtsprechung des EuGH ergibt.  

Primäre Schuldnerin wäre bei einer solchen Finanzierung die Union selbst. Art. 125 I AEUV 

verbietet kein Eintreten der Mitgliedsstaaten für Verbindlichkeiten der Union,241 daher wären 

auch anteilige Garantien der Staaten für diese Schulden nicht verboten. Im Falle eines Zah-

lungsausfalls eines Staates wäre gemäß der Judikatur des EuGH eine Nachschusspflicht der 

übrigen Staaten zulässig, wenn sie gegenüber anderen Mitteln subsidiär wäre und der ausfal-

lende Staat im Innenverhältnis zur Zahlung verpflichtet bliebe.242 Sollte jedoch ein Staat bank-

rottgehen oder die Union ohne Abkommen verlassen, sodass die Aufrechterhaltung der Zah-

lungsverpflichtung im Innenverhältnis nicht möglich wäre, dürften die Union und die 

 
239 So auch Nettesheim, AöR 2020, 381 (418 ff.), der dabei back-to-back-lending mit einem materiellen Haushalt-

sausgleich für vereinbar hält; Storr, in: Niedobitek, §9 Rn.138; Delon Desmoulin, GFP 2021 No. 4, 64 (65).  
240 Vgl. oben S. 41.  
241 Bandilla, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim AEUV, Art. 125 Rn. 9. 
242 Vgl. oben S. 36.  
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Mitgliedsstaaten nicht die ausfallenden Zahlungen kompensieren, da sie in diesem Fall für Ver-

bindlichkeiten dieses Mitgliedsstaates einstehen würden. Es müsste daher bei Begebung der 

Anleihen sichergestellt werden, dass die Gläubiger in einem solchen Fall das Risiko tragen.  

3. Verfassungsrechtliche Bewertung einer primärrechtlich verankerten unionalen 

Schuldenkompetenz 

Es wird zunächst die Ausgestaltung einer denkbaren primärrechtlichen unionalen Schul-

denkompetenz für die Haushaltsfinanzierung skizziert (a). Bei der anschließenden Beurteilung 

aus Sicht des Verfassungsrechts geht es zunächst um die Frage, ob die Budgethoheit des Bun-

destags verletzt würde (b). Außerdem ist zu klären, wie das Überschreiten einer absoluten 

Grenze für die Belastung des Bundeshaushalts zu verhindern wäre (c). Weiter stellt sich die 

Frage nach einer Kontrolle des Bundestages über die Verwendung der aufgenommenen Mittel 

(d). 

a) Skizze einer Schuldenaufnahme der Union zur Haushaltsfinanzierung  

In die Verträge ließe sich eine Norm integrieren, die ähnlich dem Art. 115 GG die Vorausset-

zungen für eine Schuldenaufnahme der Union beinhalten könnte. Dadurch würde klargestellt, 

dass der Grundsatz des Haushaltsausgleichs formal zu verstehen ist. Der Grundsatz der Haus-

haltsdisziplin könnte dahingehend modifiziert werden, dass die Union keine Maßnahmen er-

lässt, deren Ausgaben wesentlich über die Einnahmen der Union einschließlich der bewilligten 

Kredite hinausgehen.  

Die Kreditaufnahme könnte dergestalt ablaufen, dass der unionale Haushaltsgesetzgeber zu Be-

ginn des MFR-Zeitraums ermächtigt wird, im Namen der Union Kredite aufzunehmen. Diese 

Ermächtigung könnte durch einstimmigen Beschluss des Europäischen Rates und unter Zustim-

mung der nationalen Parlamente erfolgen. Sie müsste eine Obergrenze beinhalten, bis zu der 

die Union im gesamten MFR-Zeitraum und per annum Kredite aufnehmen dürfte. Maßstab für 

die Obergrenze könnte das BNE oder (wohl vorzugswürdig) eine absolute Summe sein.243 Die-

ser Beschluss könnte auch eine maximale Laufzeit der aufzunehmenden Kredite vorsehen. In-

nerhalb dieser Grenzen würde der unionale Haushaltsgesetzgeber die Kredite aufnehmen. Die 

Rückzahlung würde (ähnlich wie bei NGEU) aus dem Unionshaushalt erfolgen und durch an-

teilige Garantien der Mitgliedsstaaten abgesichert werden. Die Höhe dieser Garantien müsste 

die aufgenommenen Summen wohl erheblich übersteigen, um eine gute Bonität der Union zu 

 
243 V. Lewinski, ZG 2012, 164 (178). 
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gewährleisten. Die Inanspruchnahme eines Staates über seine Garantien hinaus könnte ausge-

schlossen sein, das Risiko eines Ausfalls von mehreren Garantiegebern hätten die Gläubiger zu 

tragen.  

b) Vereinbarkeit mit der Budgethoheit des Bundestages  

Der Bundestag muss selbständig über den Bundeshaushalt entscheiden können und darf keinem 

Mechanismus zustimmen, der nicht mehr aufzuhaltende Zahlungsverpflichtungen der Bundes-

republik auslösen könnte.244 Im vorgeschlagenen Modell müsste der Bundestag den Garantien 

für europäische Schulden jeweils zu Beginn eines MFR-Turnus zustimmen. Nur bis zu einer 

bestimmten Höhe könnten diese Verbindlichkeiten eingegangen werden, weitergehende Garan-

tien bedürften der erneuten Zustimmung des Bundestages. Ein automatischer Mechanismus zu 

immer weiter steigenden Zahlungsverpflichtungen würde daher nicht geschaffen.245  

Es gehört zur Budgethoheit des Bundestags, dass die Maßnahmen, denen er zustimmt, hinrei-

chend bestimmt und in ihren Folgen abschätzbar sein müssen.246 Der Garantiefall würde ein-

treten, wenn die Mittel aus dem Unionshaushalt für die Rückzahlung nicht mehr ausreichen. 

Ob und wann dies der Fall ist, hängt vom Handeln der Unionsorgane ab, der Bundestag hat 

hierauf keinen Einfluss. Die daraus resultierende Unsicherheit ist jedoch grundsätzlich Teil der 

Begabe von Gewährleistungen und wird auch von Art. 115 I GG in Kauf genommen. Bzgl. der 

künftigen Tragfähigkeit des Bundeshaushaltes und der Wahrscheinlichkeit, für Garantien haf-

ten zu müssen, kommt dem Gesetzgeber ein Einschätzungsspielraum zu, den auch das BVerfG 

respektiert.247 Entscheidend ist daher, dass der Bundestag die ihm zugewiesene Risikoeinschät-

zung vornehmen und auf der Basis seiner Einschätzung selbständig entscheiden kann. Mit der 

maximalen Höhe der Kredite, der festgeschriebenen Höhe der Garantien, dem Ausschluss einer 

darüberhinausgehenden Haftung und einer maximalen Laufzeit der Kredite stünden dem Bun-

destag genügend Informationen zur Verfügung, um die Folgen seines Handelns abschätzen und 

eine Entscheidung über die Vertretbarkeit der finanziellen Risiken treffen zu können. Seine 

souveräne Zuständigkeit für diese Abwägung bliebe unangetastet.  

Die Garantien für Unionsschulden wären vergleichbar mit dem ESM. Auch bei diesem gab der 

Bundestag eine hart begrenzte Summe aus dem Bundeshaushalt dem Verhalten der 

 
244 Vgl. oben S. 8 f.  
245 Häde, in: FraKom, Art. 311 AEUV Rn. 75; bzgl. Eurobonds: Mayer/Heidfeld, NJW 2012, 422 (427); Nettes-

heim, EuR 2011, 765 (780).  
246 Nettesheim, EuR 2011, 765 (773 f.). 
247 BVerfGE 129, 124 (182 f.).  
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Mitgliedsstaaten und des ESM-Direktoriums preis. Über die genaue Höhe und den Zeitpunkt 

der Belastung für die Bundesrepublik konnte er anschließend nicht mehr entscheiden. 

c) Absolute Belastungsgrenze des Bundeshaushalts  

Bzgl. einer etwaigen Obergrenze für Belastungen des Bundeshaushalts räumt das BVerfG dem 

Gesetzgeber einen Einschätzungsspielraum ein und beschränkt sich auf eine Evidenzkontrolle. 

Der Kontrollmaßstab ist ziemlich weit gewählt, denn das Gericht kontrolliert, ob die Haushalts-

autonomie für einen nennenswerten Zeitraum nicht nur beeinträchtigt wird, sondern faktisch 

vollständig leerläuft.248 Auf die Schwierigkeiten, eine solche Grenze zu quantifizieren, wurde 

bereits hingewiesen.249 Es kann hier nur darum gehen, Maßstäbe für die Beurteilung zu finden.  

Zunächst ist festzuhalten, dass nicht die gesamte Summe der Garantien das entscheidende Kri-

terium sein kann, sondern die Höhe der Zahlungen, die im jeweiligen Szenario in einem Haus-

haltsjahr zu leisten wären. Selbst wenn die Bundesrepublik für eine immense Summe gerade-

stehen müsste, würden die gesicherten Kredite nicht alle auf einmal, sondern über einen gewis-

sen Zeitraum fällig. Dies würde womöglich die Haushaltsautonomie für längere Zeit schwer 

beeinträchtigen, aber noch nicht unbedingt vollständig leerlaufen lassen. Durch den Ausschluss 

einer Inanspruchnahme über die gegebenen Garantien hinaus könnte der Bundestag diese ma-

ximale jährliche Belastung hinreichend einschätzen.  

Fraglich ist daneben, ob für eine Bewertung die abstrakte Höhe der begebenen Garantien das 

entscheidende Kriterium ist oder ob nicht auch die Risiken, die mit den Garantien verbunden 

sind, in den Blick genommen werden müssen. Im Hinblick auf den ESM hatte das BVerfG 

festgestellt, dass selbst die vollständige Realisierung des Risikos die Haushaltsautonomie nicht 

leerlaufen lassen würde, was für eine Bewertung anhand der abstrakten Höhe sprechen 

könnte.250 Indes erscheint eine ausschließliche Betrachtung dieses „Worst Case“ wenig sach-

gerecht. Bereits vor der Pandemie hatte der Bund Gewährleistungen in Höhe von 465 Mrd. € 

gegeben (§3 I Haushaltsgesetz 2020), was über das Volumen eines Bundeshaushaltes hinaus-

ging. Hiervon realisiert sich jedoch erfahrungsgemäß lediglich ein Bruchteil, sodass die Belas-

tung für den Haushalt vernachlässigbar ist.251 Ob dies bei Garantien für Unionsschulden auch 

der Fall wäre, braucht hier nicht erörtert zu werden. Relevant ist lediglich, dass die Höhe der 

Garantien nicht allein entscheidend ist, sondern im Kontext der Höhe der zu erwartenden 

 
248 BVerfGE 129, 124 (182 f.); BVerfGE 132, 195 (242 f.). 
249 Vgl. oben S. 8 f. 
250 BVerfGE 129, 124 (183 f.); so Müller-Franken, JZ 2012, 219 (223 f.). 
251 Heun/Thiele, JZ 2012, 973 (977).  
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Inanspruchnahme gesehen werden muss.252 Die Einschätzung über diese Erwartungen muss 

dem Bundestag überlassen bleiben, eine Kontrolle hat sich darauf zu beschränken, ob der Bun-

destag seine Einschätzung verantwortungsvoll vornimmt.   

Eine unzulässige Belastung läge daher erst dann vor, wenn die Garantien für Unionsschulden 

einen Umfang erreichten, der je nach einer zu erwartenden Inanspruchnahme durch die jährli-

che Belastung das Budgetrecht des Bundestags vollständig leerlaufen ließe.  

d) Parlamentarischer Einfluss auf die Verwendung der Mittel?  

Für die Instrumente zur Eurorettung (insb. EFSF und ESM) hatte das BVerfG gefordert, dass 

bei „überstaatliche[n] Vereinbarungen (…), die aufgrund ihrer Größenordnungen für das 

Budgetrecht von struktureller Bedeutung sein können“, der Bundestag über die Verwendung 

der Mittel mitentscheiden müsse, und dabei die Erteilung von Bürgschaften als Beispiel ge-

nannt.253 Fraglich ist, ob ein solcher Einfluss auch bei Garantien für Unionsschulden erforder-

lich wäre. Ohne Frage würde dies die Gefahr einer Fremdbestimmung des Bundestages erheb-

lich reduzieren.254 

In der Literatur ist teilweise angenommen worden, dass sich diese Voraussetzung nur auf „aus-

gabenwirksame solidarische Hilfsmaßnahmen“ beziehe und nicht auf andere Instrumente über-

tragen werden könne, zumal wenn diese für die „Normallage“ und nicht für Krisensituationen 

gedacht seien.255 Die Ausführungen des BVerfG stehen im Zusammenhang mit solchen Hilfs-

maßnahmen. Aus dem oben zitierten Wortlaut (den das BVerfG regelmäßig wiederholt hat) 

ergibt sich eine solche Begrenzung zwar nicht zwingend, kann allerdings auch nicht ausge-

schlossen werden. 

Gegen das Erfordernis eines parlamentarischen Einflusses auf die Mittelverwendung ist ferner 

geltend gemacht worden, dass nach Art. 115 GG die Regierung zur Erteilung von Gewährleis-

tungen ermächtigt werden kann, ohne dass der Bundestag Einfluss auf die Mittelverwendung 

habe, sodass die Forderung des BVerfG nicht verallgemeinerungsfähig sei.256 Dieses Argument 

überzeugt jedoch nicht, da in §3 des Bundeshaushaltsplans die Voraussetzungen aufgeführt 

sind, unter denen das Bundesfinanzministerium zur Erteilung von Gewährleistungen ermächtigt 

wird. Die Sachbereiche werden dort in Kapitel 3208 verbindlich konkretisiert. Die 

 
252 Nettesheim, EuR 2011, 765 (776).   
253 BVerfGE 129, 124 (180 f.); BVerfGE 132, 195 (241); BVerfGE 135, 317 (402). 
254 Nettesheim, EuR 2011, 765 (780).   
255 Heun/Thiele, JZ 2012, 973 (976); Müller-Franken, JZ 2012, 219 (222, Fn. 38).  
256 So Heun/Thiele, JZ 2012, 973 (976) mit Blick auf Eurobonds.  



51 
 

Bundesregierung erhält hier also keinen Blankoscheck, sondern die Ermächtigung, bis zu einer 

gewissen Höhe für bestimmte Verwendungszwecke Gewährleistungen zu geben. Diese Ver-

wendungszwecke können zum Gegenstand von Verhandlungen gemacht werden, sodass der 

Bundestag hier die Möglichkeit hat, auf die Verwendung der Mittel einzuwirken, auch wenn es 

ihm Art. 115 GG ermöglicht, auf diesen Einfluss zu verzichten. 

Allerdings ist zu berücksichtigen, dass der Bundestag bisher auf die Verwendung von Mitteln, 

die aus dem Bundeshaushalt in den Unionshaushalt fließen, ebenfalls sehr geringe Einfluss-

möglichkeiten hat.257 Das BVerfG hat sich daran in der Vergangenheit nicht gestört. Vielmehr 

scheint die Überweisung von rund 10 % des Bundeshaushaltes an die Union ohne weitere nen-

nenswerte Kontrolle zu den Vorgaben und Bindungen zu gehören, die der Haushaltsgesetzgeber 

aufgrund der vom Grundgesetz gewollten Öffnung für die europäische Integration hinzuneh-

men hat.258 Wenn daher schon für die Verwendung von direkten Zahlungen ein lediglich gerin-

ger Einfluss des Bundestages genügt, muss dasselbe erst recht für Garantien gelten, die sich im 

Regelfall nur in geringem Maße realisieren sollten.  

Hält man einen (stärkeren) Einfluss des Bundestages auf die Finanzmittel der Union für wün-

schenswert, ließe sich dieser auf verschiedenen Wegen erreichen. Denkbar wäre die Knüpfung 

seiner Zustimmung für die Garantien an gewisse inhaltliche Bedingungen, oder ein Zustim-

mungsvorbehalt auch zum MFR, wie ihn der Bundestag gem. §4 ESMFinG für Finanzhilfen 

des ESM innehat.259 Daneben hat Kube interessante Überlegungen darüber angestellt, parla-

mentarischen Einfluss auf Entscheidungen der Union weniger über einzelne Zustimmungsvor-

behalte zu erreichen, die das Parlament in Vollzüge der Exekutive einbinden und daher nahe an 

die Überforderung bringen. Er fordert, dass der Bundestag stattdessen verstärkt über lenkende 

Rahmengesetze handelt, die die Regierung binden, ohne in Details des Haushaltsvollzugs ein-

zugreifen. Außerdem hält er eine stärkere Orientierung des Regierungshandelns an den Positi-

onen der Abgeordneten und den Auffassungen der Wähler für wünschenswert.260 

4. Der Blick auf den Unionshaushalt in der französischen Literatur  

Nach einer Subsumtion unter den Tatbestand der conditions essentielles (a) folgt eine Darstel-

lung, wie der Unionshaushalt in der französischen Literatur derzeit bewertet wird (b).  

 
257 Dazu kritisch Wimmel, DÖV 2020, 769.  
258 So die Formulierung in BVerfGE 123, 267 (362).  
259 Mayer/Heidfeld, NJW 2012, 422 (427); Wimmel, DÖV 2020, 769 (777).  
260 Kube, AöR 2012, 205 (220 f.).  
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a) Conditions essentielles 

Ebenso wie eine begrenzte Steuerhoheit261 würde auch eine Schuldenkompetenz der Union die 

wesentlichen Voraussetzungen der Ausübung der nationalen Souveränität nicht beeinträchtigen 

und könnte daher ohne Verfassungsänderung eingeführt werden. Wie auch die Steuerhoheit 

besitzt zwar die Staatsverschuldung eine herausgehobene Bedeutung, da sie die Staatsfinanzie-

rung betrifft. Die Möglichkeit Frankreichs, seinen Haushalt durch Schulden zu finanzieren, 

würde allerdings durch eine unionale Schuldenkompetenz nicht berührt. Es kann höchstens von 

einer teilweisen Übertragung gesprochen werden, weil der französische Haushaltsgesetzgeber 

seine an die Union gegebenen Garantien zu berücksichtigen hätte. Es bliebe zudem auch das 

Einstimmigkeitserfordernis gewahrt, sodass die französischen Staatsorgane (sowohl Regierung 

als auch Parlament) die maximale Verschuldung der Union maßgeblich mitbestimmen könnten.  

b) Die Bewertung des Unionshaushalts durch französische Autoren  

Einige französische Autoren beziehen sich bei ihrer Bewertung des Unionshaushalt auf die 

Funktionen, die ein öffentlicher Haushalt nach der Theorie von Richard Musgrave zu erfüllen 

hat. Demnach soll der Staat mit seinem Budget öffentliche Güter zur Verfügung stellen, eine 

gesellschaftliche Umverteilung vornehmen und die Wirtschaft stabilisieren.262 Während der 

Unionshaushalt derzeit die ersten beiden Funktionen erfüllen kann, ist dies im Hinblick auf die 

Stabilisierung der Wirtschaft nicht der Fall. Mit einem Umfang von etwa 1 % des europäischen 

ENB ist er dafür zu klein.263 Die geringe Größe (auch im Vergleich zu den nationalen Haushal-

ten) und der daraus folgende geringe makroökonomische Einfluss des Unionsbudgets wird auf 

das Eigenmittelsystem und den Grundsatz des Haushaltsausgleichs zurückgeführt. Aufgrund 

des Eigenmittelsystems wäre eine Vergrößerung des Unionshaushaltes nur möglich, wenn die 

Mitgliedsstaaten selbst auf finanzielle Mittel verzichteten, und der Grundsatz des Haushalts-

ausgleichs verhindert eine solche Vergrößerung per Schuldenaufnahme.264 All dies führt dazu, 

dass die Mitgliedsstaaten eine schuldenfinanzierte „keynesianische“ Wirtschaftspolitik zur Be-

kämpfung von Wirtschaftskrisen betreiben können, während die Union aufgrund des Grundsat-

zes des Haushaltsausgleichs hierzu nicht imstande bzw. (wie sich an NGEU gezeigt hat) vom 

 
261 Vgl. dazu sowie zu den Kriterien oben S. 31 ff.  
262 Richard Musgrave, Theory of Public Finance.  
263 Clerc, RQDI November 2018, 75 (84 ff.); Delon Desmoulin, GFP 2021 No. 4, 64 (65).  
264 Martucci, L’ordre économique et monétaire de l’UE, 201 ff.  
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Willen der Mitgliedsstaaten abhängig ist.265 Schon früh wurden daher Vorschläge für eine deut-

liche Erhöhung (bspw. auf 5 – 7 % des europäischen BIP266) des Unionshaushaltes gemacht. 

Zu dieser Abhängigkeit tritt die Anfälligkeit des Unionshaushalts für Wirtschaftskrisen, weil 

die Finanzierung der Union zu einem wesentlichen Teil auf Zolleinnahmen beruht, die im Falle 

von Wirtschaftsschocks in der Regel deutlich zurückgehen. Auch für eine Reaktion auf Ein-

nahmerückgänge ist die Union auf ihre Mitgliedsstaaten angewiesen.267 NGEU wurde daher als 

eine solche Anpassungsleistung positiv bewertet, die der Union daneben (einmalig) die Mög-

lichkeit einräumt, in relevantem Umfang die europäische Wirtschaft zu stützen, ohne dafür die 

Mitgliedsstaaten unmittelbar durch höhere Beiträge zu belasten.268 

Clerc und Kauffmann versprechen sich von einer gesamteuropäischen Schuldenemission 

(gleich ob zur Finanzierung des Unionshaushalts oder zur Unterstützung der nationalen Haus-

halte) ökonomische Vorteile. So entstünde ein europäischer Finanzmarkt für öffentliche 

Schuldtitel, der deutlich größer wäre als die nationalen Märkte. Dadurch würde die Liquidität 

der öffentlichen Hand erhöht, weil sie leichter einen Abnehmer für ihre Schuldtitel finden 

könnte. Daneben würde ein solcher Markt auch internationales Kapital nach Europa ziehen, da 

die europäischen Schuldtitel als sicher und attraktiv eingeschätzt würden. All dies würde zu 

niedrigen Zinsen für die öffentliche Verschuldung führen. Gerade Staaten, die bisher hohe Zin-

sen für ihre Anleihen zahlen, würden davon profitieren. Es würde auch das Risiko gebannt, dass 

solche Staaten aufgrund ihrer hohen Verschuldung den Zugang zum Finanzmarkt verlieren, wie 

es bei Griechenland, Irland und Portugal in der Vergangenheit der Fall war.269  

Neben der Nutzung dieser Vorteile würde der hier skizzierte Vorschlag auch auf die derzeitigen 

Mängel des Unionshaushaltes reagieren. Eine Schuldenaufnahme würde eine deutliche Vergrö-

ßerung des Unionshaushaltes ermöglichen, ohne dass dafür die Beiträge der Mitgliedsstaaten 

(unmittelbar) angehoben werden müssten. Die Union erhielte dadurch mehr Spielraum, die eu-

ropäische Wirtschaft sowohl im Krisenfall als auch in Zeiten guter Konjunktur zu stabilisieren 

und zu stützen und damit auch die dritte Musgrave’sche Funktion verstärkt zu erfüllen. Im Rah-

men der Schuldenobergrenze bestünde die Möglichkeit, schnell eine keynesianische Wirt-

schaftspolitik auf europäischer Ebene einzuleiten, ohne dass es dazu komplizierter Verhand-

lungen mit allen Mitgliedsstaaten bedürfte. Die Abhängigkeit von den Mitgliedsstaaten würde 

 
265 Delon Desmoulin, GFP 2021 No. 4, 64 (65); Martucci, L’ordre économique et monétaire de l’UE, 197 ff.; 

Potteau, RTDeur 2020, 567 (573). 
266 So z.B. der Report of the study group on the role of public finance in European integration von 1977, S. 70. 
267 Potteau, RTDeur 2020, 567 (569 ff.).  
268 Potteau, RTDeur 2020, 567 (578). 
269 Clerc/Kauffmann, L’Union économique et monétaire européenne, 297 f. 
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dadurch sinken, wenngleich diese durch die Festlegung der Schuldenobergrenze noch immer 

den Rahmen für eine solche europäische Wirtschaftspolitik vorgeben würden. Dies liefe aller-

dings auch auf eine faktische Erweiterung der unionalen Kompetenzen in der Wirtschaftspolitik 

hinaus.  

Hier wird auch der enge Zusammenhang zwischen einer unionalen Schuldenaufnahme und ei-

ner unionalen Steuerkompetenz sichtbar. Schuldenfinanzierte Ausgaben wären für die Union 

ökonomisch eher verantwortbar, wenn sie diese über Steuern refinanzieren könnte, die keine 

zusätzliche Belastung für die Haushalte der Mitgliedsstaaten mit sich brächten.  

VI. Die Europäische Zentralbank  

Mit dem PSPP-Urteil des BVerfG270 ist die Rolle der EZB einmal mehr in den Fokus der Dis-

kussion gerückt. Nur kurze Zeit vorher hatte die EZB mit dem PEPP ein neues Anleihekauf-

programm aufgelegt.  

Im ersten Abschnitt werden die Aufgaben und Tätigkeiten der EZB dargestellt (1). Im An-

schluss werden das PSPP-Urteil des BVerfG sowie die Kritik an diesem in der internationalen 

(insb. französischen) Literatur erläutert, mit Schwerpunkt auf der Handhabung des Verhältnis-

mäßigkeitsgrundsatzes durch den Zweiten Senat (2). Danach wird das PEPP auf seine Verein-

barkeit mit dem Verbot der monetären Staatsfinanzierung aus Art. 123 AEUV befragt (3). Es 

folgt ein Ausblick auf künftige Fragestellungen zu Rolle und Mandat der EZB (4).  

1. Aufgaben und Tätigkeiten der EZB 

Die Währungspolitik ist im Gebiet der Eurostaaten eine ausschließliche Zuständigkeit der 

Union und wird gem. Art. 282 I S. 2 AEUV von der EZB und den nationalen Zentralbanken 

der Eurostaaten durchgeführt.271 Das vorrangige Ziel ist die Preisstabilität.272 Daneben unter-

stützen die EZB und die nationalen Zentralbanken die allgemeine Wirtschaftspolitik der Union, 

soweit dies die Preisstabilität nicht gefährdet.273 Die EZB ist in ihrer Tätigkeit von der Union 

und den Mitgliedsstaaten gem. Art. 130 AEUV unabhängig. Diese Unabhängigkeit macht auch 

Art. 88 S. 2 GG zur Voraussetzung für Kompetenzübertragungen an die EZB.  

Während ihr der unmittelbare Ankauf von Staatsanleihen durch Art. 123 AEUV verboten ist, 

hat die EZB seit Beginn der Finanz- und Staatsschuldenkrise in großem Umfang Staatsanleihen 

 
270 BVerfGE 154, 17 – PSPP.  
271 Herrmann, in: FraKom, Art. 119 AEUV Rn. 41. 
272 Art. 127 I S. 1 AEUV.  
273 Art. 127 I S. 2 AEUV.  
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am Sekundärmarkt (d.h. von Privaten, die Schuldtitel der betroffenen Staaten halten) aufge-

kauft, um zur finanziellen Stabilität der Eurostaaten beizutragen.  

2. Die PSPP-Saga  

Nach einer Erläuterung des PSPP und der einschlägigen Judikatur des EuGH und des BVerfG 

(a) folgt eine Kritik am Urteil des BVerfG (b).  

a) Das PSPP-Programm 

Im März 2015 legte die EZB das „Public Sector Purchase Programme“ (PSPP) auf, mit dem 

Staatsanleihen und andere Schuldtitel des öffentlichen Sektors aufgekauft werden konnten.274 

Im Rahmen dieses Programms wurden die Anleihekäufe angekündigt und die Anleihen von der 

EZB bis zur Endfälligkeit gehalten. PSPP diente einer Annäherung der Inflation im Euroraum 

an die Zielmarke von nahe, aber unter 2 %.  

Mit einer Verfassungsbeschwerde befasst, legte das BVerfG dem EuGH mehrere Fragen vor.275 

Es habe sich bei PSPP aufgrund von dessen massiven wirtschaftlichen Auswirkungen um Wirt-

schaftspolitik handeln können, sodass die EZB ihr Mandat übertreten hätte. Daneben wurde 

eine Form der monetären Staatsfinanzierung befürchtet, weil private Marktteilnehmer die Ge-

wissheit hätten, dass die EZB ihre Staatsanleihen aufkaufen werde, sodass sie als Mittelsmänner 

zwischen der EZB und den Staaten auftreten könnten und die EZB faktisch die Staaten finan-

zieren würde.  

aa) Das Weiss-Urteil des EuGH  

Der EuGH nahm die Abgrenzung zwischen Wirtschafts- und Währungspolitik anhand der ver-

folgten Ziele der EZB sowie der eingesetzten Mittel vor. Das PSPP sei demnach aufgrund der 

Intentionen der EZB eine Maßnahme der Währungspolitik, die daneben Auswirkungen auf die 

Wirtschaftspolitik habe.276 Der Gerichtshof nahm in einem zweiten Schritt auch keine Unver-

hältnismäßigkeit zwischen den Zielen und den Risiken des PSPP an, wobei er sich im Wesent-

lichen auf eine Evidenzkontrolle beschränkte und den weiten Einschätzungsspielraum der EZB 

betonte.277  

 
274 Beschluss (EU) 2015/774 der EZB vom 04.03.2015.  
275 BVerfGE 146, 216 – PSPP-Vorlage. 

276 EuGH Rs. C-493/17, Rn. 53 ff. – Weiss. 
277 EuGH Rs. C-493/17, Rn. 71 ff.  
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Es läge weiter auch kein Verstoß gegen das Verbot monetärer Staatsfinanzierung vor. Zwar 

wurden die Anleihekäufe angekündigt, was jedoch zur Wirksamkeit des PSPP beitragen 

sollte.278 Durch eine den Marktteilnehmern unbekannte Mindestfrist zwischen Emission und 

Ankauf der Anleihen, ein unbestimmtes Volumen von PSPP und die unbekannte Art der An-

käufe werde für private Anleger eine Ungewissheit geschaffen, ob die EZB ihre Anleihen auf-

kaufe.279 Den Staaten werde auch nicht der Anreiz zu einer gesunden Haushaltspolitik genom-

men, weil sie nur einen Teil ihrer Anleihen bei der EZB platzieren könnten und somit die 

Märkte immer noch hauptsächlich für ihre Finanzierung nutzen müssten. Zudem sei das PSPP-

Programm nur temporär aufgelegt, während ein hohes öffentliches Defizit langfristige Nach-

teile für den betroffenen Staat mit sich bringe.280 Die bloße Möglichkeit zum vorzeitigen Ver-

kauf der Anleihen bedeute eine hinreichende Unsicherheit für die Staaten, auch wenn ein Halten 

von Anleihen bis zum Fälligkeitsdatum im Rahmen von PSPP möglich sei.281  

bb) Das PSPP-Urteil des BVerfG  

In seiner Entscheidung erklärte das BVerfG das Urteil des EuGH für teilweise ultra vires.282 

Dieses ignoriere die Wirkungen des PSPP und stelle einseitig auf Intentionen und Mittel der 

EZB ab. Dadurch lasse es den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit letztlich leerlaufen, da es 

keine Abwägung zwischen den währungspolitischen Zielen und den wirtschaftspolitischen Fol-

gen sowie den Kompetenzverlusten der Mitgliedsstaaten vornehme. Auf diese Weise könne der 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht zum Schutz der Kompetenzen der Mitgliedsstaaten bei-

tragen.283 Das Ausblenden der Wirkungen des EZB-Handelns wiederspreche auch dem Vorge-

hen des EuGH in anderen Rechtsgebieten und sei – da diese Änderung ohne Begründung er-

folgte – nicht nachvollziehbar.284 Durch diese mangelhafte Kontrolle von Maßnahmen der EZB 

sowie das Hinnehmen von behaupteten Zielen des PSPP ermögliche der EuGH der EZB ein 

Handeln außerhalb ihrer Kompetenzen und bewege sich daher jenseits seiner durch 

Art. 19 I S. 2 EUV festgelegten Zuständigkeit. Die Unterscheidung zwischen Wirtschafts- und 

Währungspolitik sei von entscheidender Bedeutung für die Kompetenzen der Mitgliedsstaaten. 

 
278 EuGH Rs. C-493/17, Rn. 111 f. 
279 EuGH Rs. C-493/17, Rn. 109 ff.  
280 EuGH Rs. C-493/17, Rn. 129 ff. 
281 EuGH Rs. C-493/17, Rn. 150. 
282 BVerfGE 154, 17 (95).  
283 BVerfGE 154, 17 (103 ff.). 
284 BVerfGE 154, 17 (113 ff.). 
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Durch die Handhabung des EuGH drohe ihnen ein schleichender Kompetenzverlust, sodass der 

Kompetenzübertritt des EuGH auch strukturell bedeutsam sei.285 

Daraufhin nahm der Senat eine eigenständige Prüfung des PSPP vor. Dieses habe neben den 

währungspolitischen auch erhebliche wirtschaftspolitische Folgen. Hier hätte die EZB eine 

Verhältnismäßigkeitsprüfung vornehmen und Vor- und Nachteile (öffentlichkeitswirksam) ins 

Verhältnis setzen müssen, um zu begründen, dass sie sich im Rahmen ihrer Kompetenzen be-

wege. Da dies unterblieb, wurde auch der Beschluss der EZB als Verstoß gegen den Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit (Art. 5 I S. 2, IV EUV) und darum als ultra-vires-Akt qualifiziert.286 

Die Bundesorgane mussten auf eine Verhältnismäßigkeitsprüfung durch die EZB hinwirken 

und die Bundesbank durfte sich zeitweilig nicht an PSPP beteiligen.287  

b) Kritik am Urteil des BVerfG in der internationalen Literatur  

Das PSPP-Urteil ist in der internationalen Literatur mit (teils heftiger) Kritik aufgenommen 

worden. Die zahlreichen Kritikpunkte lassen sich in drei Kategorien aufteilen. Zum einen habe 

das BVerfG gegen Europarecht verstoßen (aa). Daneben stößt die Abgrenzung zwischen Wirt-

schafts- und Währungspolitik anhand des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes auf scharfe Kritik 

(bb). Schließlich wird auch die Art und Weise der vom BVerfG durchgeführten Verhältnismä-

ßigkeitsprüfung kritisiert (cc). 

aa) Verstöße gegen das Unionsrecht  

Dem BVerfG werden zahlreiche Verstöße gegen das Unionsrecht vorgeworfen. So missachte 

das Gericht die Unabhängigkeit der EZB gem. Art. 130 AEUV, da es die Bundesorgane dazu 

verpflichtet, auf eine Verhältnismäßigkeitsprüfung der EZB hinzuwirken. Genau eine solche 

Einwirkung durch Parlamente und Regierungen auf die EZB werde aber durch Art. 130 AEUV 

verboten. Die geforderten Dokumente könne die EZB nicht liefern, ohne sich um die eigene 

Unabhängigkeit zu sorgen.288 

Daneben verstoße das BVerfG gegen Art. 267 AEUV, wonach es im Vorabentscheidungsver-

fahren an die Antwort des EuGH gebunden ist, und gegen Art. 19 EUV, weil nur der EuGH 

befugt ist, über das Handeln von Unionsorganen zu judizieren.289 Dadurch missachte das 

 
285 BVerfGE 154, 17 (117 ff.). 
286 BVerfGE 154, 17 (122 ff.). 
287 BVerfGE 154, 17 (150 ff.). 
288 Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (869); Maduro, RTDeur 2020, 909 (910); Martucci, Le club de juristes, 

11. Mai 2020.  
289 Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (870); Martucci, RTDeur 2020, 787 (796).  
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BVerfG auch das Gebot der Kooperation der Gerichte in der Union und stelle die Hierarchie 

der Gerichte auf den Kopf.290  

Auch die Gebote der Unionstreue und der Einhaltung von unionsrechtlichen Verpflichtungen 

(Art. 4 III Uabs. 1 und 2 EUV) würden vom BVerfG verletzt.291 Schließlich und am schwer-

wiegendsten wird der Verstoß des Gerichts gegen den Vorrang des Unionsrechts und dessen 

einheitliche Anwendung kritisiert. Der Vorrang sei fundamental für die Union, ohne den sie als 

Rechtsgemeinschaft nicht funktionieren könne. Das BVerfG habe den Vorrang nun infrage ge-

stellt, ihn von nationalen Verfassungsnormen abhängig gemacht, und die Autorität des EuGH 

und des Unionsrecht im Allgemeinen in Gefahr gebracht.292 

bb) Kompetenzabgrenzung anhand des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes? 

Der Kern der Auseinandersetzung zwischen dem EuGH und dem BVerfG bestand in der Frage 

nach der Reichweite des Mandats der EZB gem. Art. 127 AEUV. Während der EuGH noch von 

zulässiger Währungspolitik ausging, sah das BVerfG die Grenzen des Mandats durch einen 

Darlegungs- und Abwägungsausfall und eine daraus resultierende Unverhältnismäßigkeit des 

PSPP überschritten.  

Dieses Vorgehen des BVerfG entspreche nicht der Logik des Art. 5 I EUV. Die Norm trenne 

scharf zwischen der Kompetenzaufteilung zwischen Union und Mitgliedsstaaten einerseits und 

Kompetenzausübung durch die Union andererseits. Während für die Kompetenzaufteilung al-

lein der Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 I Uabs. 1 EUV) maßgebend sei, 

betreffe der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (wie auch der Grundsatz der Subsidiarität) die 

Art und Weise, wie die Unionsorgane die ihnen zugewiesenen Kompetenzen ausüben.293  

Dem ist zuzustimmen. Der Senat vermengt in seinem Urteil Kompetenz- und Legalitätsfragen. 

Denn selbst wenn die EZB einen klaren Verstoß gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

begangen hätte (der Senat ließ dies letztlich offen, indem er die EZB zu einer Nachholung der 

Darlegung innerhalb von drei Monaten aufforderte), würde aus der Währungspolitik der EZB 

noch nicht Wirtschaftspolitik, sondern sie bliebe unverhältnismäßige Währungspolitik.294 Das 

Gericht leitet an keiner Stelle her, warum es die Dichotomie der Unterabsätze des Art. 5 I EUV 

außer Acht lässt und den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz auf die Abgrenzung der 

 
290 Blumann, RTDeur 2020, 889 (902 ff.). 
291 Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (869 f.).  
292 Blumann, RTDeur 2020, 889 (892 ff.); Dermine, EUConst 2020, 525 (550 f.). 
293 Wendel, GLJ 2020, 979 (985 ff.); vgl. auch Pache, in: FraKom, Art. 5 EUV Rn. 134 ff.  
294 Mayer, EUConst 2020, 733 (753 f.).  
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Zuständigkeiten bezieht. Für das deutsche Verfassungsrecht hat das BVerfG festgestellt, dass 

der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht für Kompetenzabgrenzungen fruchtbar gemacht 

werden kann.295 Im Maastricht-Urteil wurde dieses Verständnis zwar für das Unionsrecht da-

hingehend angepasst, dass der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz die Regelungsintensität von Uni-

onsmaßnahmen begrenzt, nicht aber die unionalen Kompetenzen.296 Darauf nimmt der Senat 

aber auch keinen Bezug. Ohne nähere Erklärung führt er stattdessen eine Legalitätskontrolle 

unter dem Deckmantel der ultra-vires-Doktrin durch, um dann den gefundenen Verhältnismä-

ßigkeitsverstoß als Kompetenzüberschreitung zu werten. Das überzeugt nicht.297 

Eine Abgrenzung der unionalen Kompetenzen anhand des Verhältnismäßigkeitsmaßstabes 

hätte auch eigenartige Folgen. So würde eine Kompetenz, die die Verträge der Union zuweisen, 

quasi wieder an die Mitgliedsstaaten zurückfallen, wenn die Union rechtswidrig handelt. Die 

Verträge sehen aber eine eindeutige Zuweisung von Kompetenzen vor – entweder in die Sphäre 

der Union oder die der Mitgliedsstaaten. Eine Änderung der Kompetenzen kann nur durch Ver-

tragsänderung erfolgen.298  

Außerdem würde der Umfang der ultra-vires-Doktrin durch eine solche Handhabung immens 

ausgeweitet. Letztlich könnte jeder denkbare Rechtsverstoß der Unionsorgane von den natio-

nalen obersten Gerichten überprüft werden, um im Falle eines Verstoßes eine Übertretung der 

Kompetenzen anzunehmen. Da diese Kontrolle nur nach den nationalen Rechtsmaßstäben er-

folgen könnte, würde sich der Kompetenzumfang der Union in jedem Mitgliedsstaat unterschei-

den, was zur Erosion des Unionsrechts führte; von der Autorität des EuGH, der die Legalität 

des Unionshandelns zu prüfen hat (Art. 19 EUV, 263 AEUV), ganz zu schweigen.299  

Es ist also nicht unplausibel, dass Galetta und Ziller das Urteil in diesem Punkt als „nicht mehr 

nachvollziehbar“ bezeichnen und dem Senat vorwerfen, seine ultra-vires-Kontrolle nur vorzu-

schieben, um das Handeln der EZB selbst kontrollieren zu können.300 

cc) Eine (zu) deutsche Verhältnismäßigkeitsprüfung  

Auch die Art und Weise, wie das BVerfG die Verhältnismäßigkeit des Handelns der EZB ge-

prüft hat, ist kritisiert worden. Der EuGH hatte sich in seiner Verhältnismäßigkeitsprüfung auf 

 
295 BVerfGE 81, 310 (338).   
296 BVerfGE 89, 155 (212).  
297 Blumann, RTDeur 2020, 889 (895); Dermine, EUConst 2020, 525 (539); Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 

(870 ff.); Mayer, EUConst 2020, 733 (753 ff.); Nettesheim, NJW 2020, 1631 (1632); Petersen/Chatziathanasiou, 

EUConst 2021, 314; Wendel, GLJ 2020, 979 (985 ff.).  
298 Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (872); Wendel, GLJ 2020, 979 (986). 
299 Blumann, RTDeur 2020, 889 (895); Mayer, EUConst 2020, 733 (754). 
300 Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (872 f.). 
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eine Evidenzkontrolle beschränkt.301 Das BVerfG hielt diese Form der Prüfung für ungeeignet 

für eine Kontrolle der EZB und stützte darauf den Vorwurf des Kompetenzverstoßes des 

EuGH.302  

Dem ist entgegengehalten worden, dass der EuGH eben eine andere Form der Verhältnismä-

ßigkeitsprüfung gewählt habe, was ihm auch zustehe. Das BVerfG scheine nicht akzeptieren zu 

wollen, dass der EuGH sich zwar vom deutschen Recht inspirieren lasse, den deutschen Ver-

hältnismäßigkeitsmaßstab aber nach eigenem Dafürhalten modifiziere.303 Das Europarecht 

speise sich zwar aus den nationalen Rechtstraditionen, verbinde diese aber neu zu einer eigen-

ständigen Rechtsdogmatik. Mit der Erwartung an den EuGH, eine „deutsche“ Verhältnismä-

ßigkeitsprüfung (insb. mit dem Schwerpunkt bei der Angemessenheit) durchzuführen, erweise 

sich das BVerfG als diesen europarechtlichen Besonderheiten gegenüber unsensibel.304 Auch 

der Verweis des BVerfG, der EuGH führe auch in anderen Bereichen eine strengere Prüfung 

durch, wird zurückgewiesen. Dies möge auf Bereiche wie die Grundrechtskontrolle zutreffen, 

in Bereichen der Wirtschaftspolitik (z.B. Landwirtschaft, Kohäsionspolitik) habe sich der 

EuGH aber aufgrund der geringeren Sensibilität bereits in der Vergangenheit schon auf Evi-

denzkontrollen beschränkt.305 Diese Beschränkung auf eine Evidenzkontrolle sei schließlich 

auch bei anderen obersten Gerichten in der Union (z.B. dem CC) gängige Praxis.306 

dd)  Abschließende Wertung 

Während die Anwendung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes für die Kompetenzabgrenzung 

dogmatisch unsauber ist und auf nationaler Ebene wohl kaum so gehandhabt worden wäre, sind 

die Ursachen für die übrigen Kritikpunkte dem Umgang des BVerfG mit der europäischen In-

tegration inhärent. Seine Verstöße gegen das Unionsrecht müssen dem Gericht bewusst gewe-

sen sein, waren jedoch durch die Aktivierung des ultra-vires-Vorbehalts unumgänglich. Ebenso 

gab es keine Alternative zu einer „deutschen“ Verhältnismäßigkeitsprüfung des PSPP – wel-

chen Verhältnismäßigkeitsmaßstab hätte das Gericht sonst anwenden sollen?  

Dennoch wurde dem Gericht (aus europarechtlicher Perspektive völlig zurecht) der Vorwurf 

der Arroganz gemacht.307 Die Eindeutigkeit und Schärfe der internationalen Kritik erklärt sich 

 
301 EuGH Rs. C-493/17, Rn. 79, 93.  
302 BVerfGE 154, 17 (117).  
303 Blumann, RTDeur 2020, 889 (896 f.); Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (875).  
304 Blumann, RTDeur 2020, 889 (897); Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (876). 
305 Blumann, RTDeur 2020, 889 (897 f.). 
306 Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (877).  
307 Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (885). 
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daraus, dass die Vorbehaltsdogmatik des BVerfG bzgl. des Anwendungsvorrangs des Unions-

rechts308 in anderen Ländern der Union auf wenig Verständnis stößt. Dass das BVerfG dem 

gewählten Bundestag Grenzen vorschreibt, wie er bei der Integration zu verfahren hat, erscheint 

dort als wenig demokratisch, zumal die Herleitung des BVerfG über Art. 38 GG nach wie vor 

Stirnrunzeln auslöst.309 Es zeigt sich daher am Beispiel des PSPP noch einmal deutlich, dass 

das BVerfG einen Blick auf die europäische Integration hat, der in Europa nur von wenigen 

geteilt wird. Mag die Vorbehaltsdogmatik gut begründet sein oder nicht – wenn es seinen selbst 

gesetzten Anspruch der Europarechtsfreundlichkeit einlösen will, wird das BVerfG dieses Be-

fremden zur Kenntnis nehmen und darauf reagieren müssen. 

3. Vereinbarkeit des PEPP mit Art. 123 I AEUV 

Als Reaktion auf den Ausbruch der Corona-Pandemie hatte die EZB im März 2020 das „Pan-

demic Emergency Purchase Programme“ (PEPP) zum Ankauf von Staatsanleihen aufgelegt.310 

Von anfänglich 750 Mrd. € wurde das Volumen bis Ende 2020 auf 1850 Mrd. € aufgestockt.311 

Die Nettoankäufe von Staatsanleihen wurden im März 2022 beendet.312 Die Reinvestition der 

Mittel aus bereits zurückgezahlten Anleihen wurde zum Jahresende 2024 eingestellt.313 

Das PEPP verfolgte eine andere Zielrichtung als die bisherigen Programme, da es als schnelle 

Reaktion auf eine unerwartete wirtschaftliche Krise wirken und den Gefahren für die Preissta-

bilität, die geldpolitische Transmission (also die effektive Wirkung von geldpolitischen Maß-

nahmen auf das Wirtschaftsgeschehen) und die wirtschaftliche Entwicklung begegnen sollte.314 

Um diese Wirkung zu haben, wurden einige Beschränkungen für die Anleihekäufe aufgehoben. 

Während bei PSPP der Ankauf auf 33 % der Anleihen eines Staates begrenzt war,315 erweiterte 

die EZB bei PEPP ihren Spielraum, indem sie diese Obergrenze aufhob und stattdessen Anlei-

hen ankaufte, wie es „notwendig und verhältnismäßig“ war.316 Zwar sollte der Ankauf so ge-

staltet werden, dass sich der Anteil der Anleihen eines Staates im Portfolio der EZB nach dem 

Anteil dieses Staates am Kapitalschlüssel der EZB (Art. 29 ESZB-Satzung) richtet, jedoch 

wollte die EZB mit diesem Kriterium „flexibel“ umgehen.317 Außerdem erwarb die EZB 

 
308 Vgl. oben S. 6 ff. 
309 Blumann, RTDeur 2020, 889 (894); Galetta/Ziller, RTDeur 2020, 855 (879).  
310 Beschluss (EU) 440/2020 der EZB.  
311 Geldpolitische Beschlüsse des EZB-Rats vom 4. Juni und 10. Dezember 2020.  
312 Geldpolitische Beschlüsse des EZB-Rats vom 16. Dezember 2021.  
313 Geldpolitische Beschlüsse des EZB-Rats vom 14. Dezember 2023 und vom 12. Dezember 2024.  
314 Erwägungsgründe 3 und 4 Beschluss (EU) 440/2020 der EZB.  
315 Art. 5 II Beschluss (EU) 2020/188 der EZB. 
316 Art. 4 Beschluss (EU) 440/2020 der EZB.  
317 Art. 5 Beschluss (EU) 440/2020 der EZB.  
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Anleihen mit einer Restlaufzeit von mindestens 70 Tagen, während diese Mindestfrist bei PSPP 

noch ein Jahr betragen hatte.318  

Diese Umstände könnten aus Sicht des BVerfG einen Verstoß gegen Art. 123 AEUV begrün-

den. Das Gericht ist dem EuGH dahingehend grundsätzlich gefolgt, dass das PSPP keinen Ver-

stoß gegen Art. 123 I AEUV beinhaltete. Die Handhabung einiger Garantien durch den EuGH 

wurde vom Gericht allerdings kritisiert. Insbesondere das Kriterium der Sperrfrist zwischen 

Emission am Primärmarkt und Ankauf durch die EZB sei wirkungslos, da nähere Informationen 

zu Dauer und Wirksamkeit der Sperrfrist nicht veröffentlicht wurden. Der EuGH habe auch 

keine Nachforschungen angestellt. Eine gerichtliche Kontrolle sei auf dieser Grundlage nicht 

möglich und das Kriterium der Sperrfrist daher untauglich.319  

Das BVerfG hat aber auch deutlich gemacht, welche der Garantien des PSPP für seine Ableh-

nung eines Verstoßes gegen Art. 123 I AEUV den Ausschlag gegeben haben. Diese waren u.a. 

die Nichtveröffentlichung von konkreten Informationen zu den einzelnen Ankäufen durch die 

EZB, die Begrenzung des Ankaufvolumens im Voraus, die Bekanntgabe der getätigten Käufe 

nur in aggregierter Form, und die Begrenzung der Ankäufe auf Anleihen von Körperschaften, 

die aufgrund ihrer Bonität ohnehin Zugang zum Kapitalmarkt besitzen.320 Diese Garantien wur-

den für das PEPP beibehalten.321  

Als die „entscheidenden“ hat das BVerfG allerdings zwei andere Garantien angesehen.322 Zum 

einen die Ankaufobergrenze, wonach das ESZB im Rahmen von PSPP nicht mehr als 33 % der 

Wertpapiere eines Emittenten halten darf.323 Dies führt dazu, dass die Staaten für ihre Finan-

zierung hauptsächlich auf die Märkte angewiesen sind und die Marktteilnehmer nicht wissen 

können, ob das ESZB ihre Anleihen ankaufen wird.324 Zum anderen ist entscheidend, dass sich 

das Volumen der Ankäufe von einem Staat durch das ESZB nach dem Anteil dieses Staates am 

Kapitalschlüssel der EZB (Art. 29 ESZB-Satzung) bemisst. Dadurch kommen die Ankäufe al-

len Staaten gleichermaßen zugute, anstatt selektiv einzelnen Staaten die Haushaltsfinanzierung 

zu erleichtern.325 

 
318 Art. 2 Beschluss (EU) 440/2020 der EZB. 
319 BVerfGE 154, 17 (131 f.)  
320 BVerfGE 154, 17 (144). 
321 Art. 1 II Beschluss (EU) 440/2020 der EZB. 
322 BVerfGE 154, 17 (145). 
323 Art. 5 Beschluss (EU) 2020/188 der EZB. 
324 BVerfGE 154, 17 (137 f.). 
325 BVerfGE 154, 17 (138 f.). 
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Wie oben dargelegt, hatte die EZB die Ankaufobergrenze für das PEPP aufgehoben. Die Ori-

entierung der Ankäufe am Kapitalschlüssel der EZB wurde zwar beibehalten, allerdings wurde 

eine flexible Anwendung angekündigt und diese Garantie somit stark relativiert. In der Tat 

wurden bereits von Staaten wie Spanien oder Italien überproportional viele Staatsanleihen an-

gekauft. Somit wurden aus Sicht des BVerfG die beiden entscheidenden Garantien von der EZB 

fallengelassen bzw. relativiert.  

In der Gewichtung der Garantien, so wie sie das BVerfG vorgenommen hat, spricht somit eini-

ges dafür, dass es sich bei PEPP um verbotene monetäre Staatsfinanzierung handelte.326 Die 

Defizite einzelner Staaten konnten zu erheblichen Teilen von der EZB aufgekauft werden. Da 

Art. 123 I AEUV nicht abwägungsfähig ist,327 erlaubten auch die außergewöhnlichen Umstände 

der Pandemie keine monetäre Staatsfinanzierung. Im Gegenteil ermöglichte gerade die Kom-

bination aus NGEU und dem PEPP den Ankauf der NGEU-Anleihen durch das ESZB und so-

mit eine Finanzierung staatlicher Investitionen maßgeblich durch die Zentralbanken. Dieser 

Kontext verstärkt noch die Bedenken gegen die Vereinbarkeit des PEPP mit 

Art. 123 I AEUV.328 

Es wird somit deutlich, dass in der Architektur der Währungsunion ein Spannungsverhältnis 

besteht, da eine „Maßnahme des geldpolitischen Standardrepertoires zugleich Gegenstand eines 

primärrechtlichen Fundamentalverbotes ist“.329 

4. Künftige Fragestellungen im Hinblick auf die EZB 

Die EZB wird Gerichte und Wissenschaft auch in Zukunft beschäftigen, so viel scheint sicher. 

Zwei Fragestellungen für künftige Auseinandersetzungen über die Zentralbank sollen hier zu-

mindest angerissen werden.  

a) Wie erkennt man Währungspolitik?  

Die Unterscheidung zwischen Wirtschafts- und Währungspolitik gestaltet sich, wie mittler-

weile offensichtlich ist, schwierig. Sie ist jedoch in den Verträgen vorgesehen, sodass weiter 

mit ihr gearbeitet werden muss.  

Der Ansatz des BVerfG, für diese Unterscheidung auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

zurückzugreifen, ist, wie gesehen, methodisch kaum zu rechtfertigen und sollte aufgegeben 

 
326 Nettesheim, NJW 2020, 1631 (1634).  
327 BVerfGE 154, 17 (136). 
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werden. Das darf jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch der Ansatz des EuGH (noch) 

nicht vollständig überzeugen kann. Zwar leuchtet es angesichts der Unabhängigkeit der EZB 

grundsätzlich ein, dass ihre Intentionen und Mittel für die Qualität ihrer Maßnahmen entschei-

dend sein sollen. Allerdings wurde die Unterscheidung des EuGH zwischen mittelbaren und 

unmittelbaren wirtschaftspolitischen Auswirkungen einer währungspolitischen Maßnahme, 

von denen nur letztere eine Qualifikation als Wirtschafspolitik nach sich ziehen sollen,330 bisher 

noch nicht operationalisiert, bleibt daher vage und ist in dieser Form für eine Identifizierung 

von Währungspolitik nicht geeignet.331 Die Sorgen des BVerfG, dass der EuGH der EZB eine 

Währungspolitik mit tiefgreifenden wirtschaftlichen Folgen ermöglicht, sind daher nicht unbe-

rechtigt. Gesucht wird ein Maßstab, der diese Auswirkungen gebührend berücksichtigt, ohne 

dabei in die Freiheit der EZB bei der Gestaltung der Währungspolitik zu stark einzugreifen.  

Einen interessanten Vorschlag in diese Richtung hat Sander unterbreitet.332 Unter dem Schlag-

wort einer „validierbaren Finalität“ fordert er, dass die EZB ihre behauptete geldpolitische In-

tention anhand der Auswirkungen ihrer Maßnahmen plausibilisiert. Sie müsste also, wie vom 

BVerfG gefordert, die (wirtschaftspolitischen) Auswirkungen ihres Handelns berücksichtigen. 

Wenn sich zwischen den wirtschaftlichen und den geldpolitischen Auswirkungen ein Missver-

hältnis auftäte (etwa dergestalt, dass einschneidende wirtschaftliche Folgen mit nur schwachen 

oder indirekten geldpolitischen Folgen einhergehen), erschiene eine geldpolitische Intention 

der Zentralbank unglaubwürdig, und es könnte nicht mehr von wirtschaftlichen „Nebenwirkun-

gen“ gesprochen werden. Je intensiver jedoch die geldpolitischen Maßnahmen wirken, desto 

mehr wirtschaftspolitische Auswirkungen müssen der EZB auch zugestanden werden, ohne 

dem Handeln die geldpolitische Qualität abzusprechen. Im Wege einer wertenden Gesamtbe-

trachtung müssten sich daher die Intentionen der EZB an den objektiven Folgen ihres Handelns 

messen lassen. Eine auf diese Art qualifizierte Methode der Abgrenzung zwischen Wirtschafts- 

und Währungspolitik könnte den Bedenken des BVerfG Rechnung tragen und würde es zu-

gleich dem EuGH erlauben, an der Intention der EZB als formalem Abgrenzungskriterium fest-

zuhalten. 

b) Zu Mandat und Unabhängigkeit der EZB  

Es gibt zwei Modelle, wie das Mandat einer Zentralbank gefasst werden kann. Im sog. „deut-

schen Modell“ ist die Zentralbank primär auf das Ziel der Preisstabilität ausgerichtet und darf 

 
330 EuGH Rs. C-370/12, Rn. 56; EuGH Rs. C-62/14 – Gauweiler, Rn. 52; EuGH Rs. C-493/17, Rn. 61 ff.  
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andere Ziele nur eingeschränkt verfolgen. In ihrer Politik ist sie unabhängig. Demgegenüber 

verfolgt eine Zentralbank im „anglo-französischen“ Modell neben der Preisstabilität auch an-

dere Ziele wie die Stabilisierung der Wirtschaft oder die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit. 

Dieses umfassende Mandat geht mit einer Kontrolle durch die Regierung einher; so wurde 

bspw. der Banque de France die Festlegung der Leitzinsen durch den Finanzminister vorgege-

ben.333 

Das Mandat der EZB orientiert sich am „deutschen Modell“, da sie in erster Linie die Preissta-

bilität gewährleisten soll (Art. 127 AEUV) und in ihrer Tätigkeit unabhängig ist 

(Art. 130 AEUV). In den letzten Jahren ist es jedoch zu einer faktischen Erweiterung des Auf-

gabenkreises der EZB gekommen. Von einer unscheinbaren technokratischen Behörde wurde 

sie zu einer der wichtigsten Instanzen in der Krisenbekämpfung und bei der Erhaltung der ge-

meinsamen Währung. In dieser Tätigkeit ist sie jedoch nach wie vor unabhängig und keiner 

strikten demokratischen Kontrolle unterworfen, was zu einem zunehmenden institutionellen 

Ungleichgewicht geführt hat.334 Im PSPP-Urteil des BVerfG ist das Unbehagen über diese Ent-

wicklung juristisch manifest geworden.  

Es dürfte ökonomisch ans Unmögliche grenzen, die EZB wieder in ihre bescheidene Rolle zu-

rückzudrängen, ohne den Euro zu gefährden. Es sollte daher über eine Anpassung des EZB-

Mandats im Wege einer Vertragsänderung nachgedacht werden. Eine Ausdehnung ihres Man-

dates hin zu einer stärkeren Rolle in der Wirtschaftspolitik würde lediglich die Entwicklung der 

letzten Jahre nachvollziehen. Eine Annäherung an das „anglo-französische Modell“ müsste 

dann auch mit einer verstärkten parlamentarischen Kontrolle einhergehen. In der PSPP-Saga 

stand die Kontrolle der EZB durch nationale Institutionen und insbesondere durch die Gerichte 

im Vordergrund – beides dürfte für eine supranationale Zentralbank nicht zukunftsweisend 

sein. Stattdessen sollte das Europäische Parlament eine stärkere Rolle dabei spielen, die Ein-

haltung der EZB-Kompetenzen zu kontrollieren.335 

VII. Schlussbetrachtungen 

Die diesem Beitrag zugrundeliegende Fragestellung lautete, bis zu welchen Grenzen die wirt-

schaftliche europäische Integration unter dem geltenden Recht vorangetrieben werden kann. 

Der Vergleich mit der französischen Perspektive hat gezeigt, dass es sich dabei um eine sehr 

deutsche Fragestellung handelt. Auf das Befremden, mit dem die ausländische Literatur auf die 
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Vorbehaltsdogmatik des BVerfG reagiert, wurde hingewiesen. Die Frage nach den Grenzen der 

Integration konnte auf die Behandlung der französischen Perspektive nicht erstreckt werden, 

weil sie in Frankreich keine Rolle spielt und der Gesetzgeber frei in ihrer weiteren Gestaltung 

ist. Spannend bleibt die Frage nach dem Gehalt der nationalen Souveränität, die ein potentielles 

Hindernis für die Integration sein könnte. Der Fortgang der Integration wird in Frankreich auch 

in der rechtswissenschaftlichen Literatur deutlich politischer diskutiert, als man es hierzulande 

gewöhnt ist.  

Das Handeln der Union in Reaktion auf die Corona-Pandemie wurde bisweilen sehr kritisch 

gesehen (insb. bzgl. NGEU und PEPP). Diese Kritik soll jedoch dahingehend verstanden wer-

den, dass sich die Organe (scheinbar) für eine erfolgreiche Ausgestaltung der WWU genötigt 

sehen, den rechtlichen Rahmen zu dehnen oder gar zu übertreten. Dies sollte Anlass sein, über 

Ausweitungen des rechtlichen Rahmens, nicht über eine Aufgabe der WWU, nachzudenken. 

Durch einen rein formalen Grundsatz des Haushaltsausgleichs, eine Aufstockung des Unions-

haushalts und eine Erweiterung ihrer Kompetenzen in der Wirtschaftspolitik könnte die Union 

in Krisen eine stabilisierende Rolle spielen, ohne dass Solidarmaßnahmen, die zu einem Ver-

stoß gegen Art. 125 AEUV führen können, erforderlich wären. Dies könnte auch das stabilisie-

rende Eingreifen der EZB entbehrlich machen und so das Spannungsverhältnis im Hinblick auf 

Art. 123 AEUV auflösen.  

Für solche Schritte sollte (auch das hat die vorliegende Untersuchung ergeben) eine stärkere 

Einbeziehung der nationalen Parlamente als Ressource für die Integration und für eine Verbes-

serung der demokratischen Legitimation fruchtbar gemacht werden. Es sei in diesem Zusam-

menhang nochmal auf die lesenswerten Überlegungen von Kube hingewiesen.336 Natürlich 

muss hier auch die Rolle des Europäischen Parlaments in den Blick genommen werden, das an 

erster Stelle zur demokratischen Legitimierung von Unionsentscheidungen berufen ist. Ein glei-

ches Wahlrecht zum Europäischen Parlament mag bis auf Weiteres nicht absehbar sein, wäre 

jedoch ein wichtiger Schritt. Es bleibt aber zu berücksichtigen, dass selbst in diesem Fall eine 

europäische Öffentlichkeit und ein europäischer öffentlicher Diskurs erforderlich wären, um 

eine wirklich demokratische Entscheidungsfindung zu ermöglich337 – Anforderungen, die 

selbst bei entsprechendem politischem Willen schwerlich durch Änderungen des Rechts erfüllt 

werden können. Daher sollte eine stärkere Beteiligung der nationalen Parlamente als Bestand-

teil der weiteren Integration ins Auge gefasst werden. 

 
336 Kube, AöR 2012, 205 (220 f.); vgl. oben S. 51.  
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